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Der vorliegende Bericht resümiert die konzeptionellen und methodischen 
Vorarbeiten zur neuen Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Siche-
rung“, die im Dezember 2006 erstmals ins Feld ging. Deren haushalts-
basierte Daten sollen dazu beitragen, eine wichtige Lücke im Bereich der 
Armuts- und Arbeitsmarktforschung zu schließen und wesentliche Befunde 
für die Wirkungsforschung zum SGB II zu liefern.  
Die Darstellung umfasst die konzeptionellen Vorüberlegungen bis hin zum 
modularen Aufbau des Erhebungsinstruments sowie eine Begründung der 
gegenüber früheren Ansätzen innovativen Stichprobengestaltung und de-
ren Umsetzung in ein Forschungsdesign. Darüber hinaus wird ein mit die-
ser Panelerhebung verbundenes qualitatives Begleitprojekt vorgestellt, zu 
dessen Aufgaben die Feldexploration, die Entwicklung neuer Befragungsin-
strumente und die Vertiefung statistischer Befunde gehören. 
 





Die Sozialstaatsforschung in Deutschland steht – nach dem Auslaufen des 
Niedrigeinkommens-Panels (NIEP) – vor einer schwierigen Situation. Ei-
nerseits besteht die weithin geteilte Einschätzung einer Zunahme von Ar-
mut und Armutslagen. Andererseits gibt es nach dem Ende des NIEP 
kaum hinreichend breite Datenbasen über Ausmaß und Struktur von Ar-
mut, und noch weniger über Bedingungen, Formen und Folgen des Zu-
gangs, Verbleibs und Ausstiegs aus unterschiedlichen Armutslagen, ob-
schon sich Belege für den ‚verzeitlichten’ Charakter von Armut häufen. 
Dieser Mangel an Längsschnittdaten und entsprechenden Befunden trifft 
nun auf einen wachsenden Bedarf an Forschung im Zusammenhang mit 
der Neuregulierung der Rechtsnormen zu Grundsicherung und Arbeitsför-
derung bei Armen und Langzeitarbeitslosen im Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II).  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat daher 2005 
die Einrichtung einer neuen IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale 
Sicherung“ im Rahmen der SGB-II-Evaluationsforschung angeregt – eine 
Aufgabe, der sich das IAB, unterstützt von etlichen anderen Wissenschaft-
lern, gerne angenommen hat.  
Doch, wie die Geschichte des NIEP gezeigt hat (vgl. hierzu den Beitrag 
von Rainer Schnell mit weiteren Verweisen), ist eine solche Aufgabe nicht 
einfach zu lösen. Obwohl Paneluntersuchungen in den verschiedensten 
Bereichen der Sozialforschung mittlerweile erfolgreich etabliert sind, exis-
tieren nach wie vor keine fertigen Blaupausen für ein solches Forschungs-
vorhaben. Besondere Schwierigkeiten liegen dabei auch in der Zielgruppe, 
deren Auskunftsbereitschaft vielfach durch prekäre und instabile Lebenssi-
tuationen höchst differenter Art geformt und eingeschränkt wird. Die vor-
liegende Darstellung versammelt die Überlegungen des IAB und anderer 
Wissenschaftler, die mittlerweile zu einer feldreifen Untersuchungskonzep-
tion geführt haben, die in einer ersten Welle 2006/2007 gerade erprobt 
wird.  
Juliane Achatz und Kollegen stellen im ersten Beitrag zunächst die Frage-
stellungen und das inhaltliche Gerüst des geplanten Panels vor, welches 
der zunehmenden Komplexität dynamisierter Armut durch die Wendung 
von einer personen- zur haushaltsbezogenen Perspektive zu entsprechen 




sucht (1). Aufgrund antizipierter Probleme bei der Definition und Erfas-
sung einer „armutsrelevanten“ Grundgesamtheit jenseits des Bezugs von 
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II wurde am IAB zunächst über 
eine reine Leistungsempfänger-Stichprobe auf Basis der prozessproduzier-
ten Daten der Bundesagentur für Arbeit nachgedacht. Doch dieses Kon-
zept wurde verworfen, weil sich die Analysemöglichkeiten einer solchen 
Erhebung zwangsläufig auf die immanenten Bedingungen, Strukturen und 
Prozesse im Zusammenhang mit einem bereits eingetretenen Leistungs-
bezug beschränken müssten. Zugangsprozesse und Parallelszenarien, wie 
sie für die wissenschaftliche Fundierung der Armutsprävention und die  
Analyse der verdeckten Armut unverzichtbar sind, würden so nicht erfasst. 
Auch die Bildung von Kontrollgruppen, die nicht dem ‚treatment’ des 
SGB II unterliegen, wäre so kaum möglich gewesen.  
Rainer Schnell zeigt in seinem auf einem Gutachten für das IAB basieren-
den Beitrag mehrere, zum Teil unorthodoxe Möglichkeiten zur Konstrukti-
on einer diesen komplexen Anforderungen angemessenen Stichprobe 
durch eine Kombination von Leistungsbezieherdaten mit Datenbasen für 
die Gesamtbevölkerung auf (2). Dieses Gutachten hat viele Überlegungen 
und Diskussionen angestoßen. Eines der darin vorgeschlagenen Stichpro-
bendesigns bildet die Grundlage des von Helmut Rudolph und Mark 
Trappmann vorgestellten Konzeptes der Ergänzung einer Prozessdaten-
stichprobe durch eine disproportional nach sozioökonomischem Status ge-
schichtete Bevölkerungsstichprobe mit Oversampling im Niedrigeinkom-
mensbereich (3).  
Jeder Survey ist so gut wie die ihm unterliegenden Fragestellungen und 
Hypothesen. Doch in der ‚reflexiven Moderne’ mit ihren ausdifferenzierten 
Lebenslagen und ihren heterogenen Wahrnehmungs- und Diskursstruktu-
ren, noch dazu bei der Abwesenheit einer allgemein geteilten Gesell-
schaftstheorie, kann die Hypothesenbildung nicht mehr alleine durch De-
duktion, Introspektion und Alltagsverstand erfolgen. Vielmehr bedarf sie, 
gerade in einem wenig erforschten Gegenstandsbereich, ihrerseits einer 
eigenen empirischen Fundierung. Diese muss in besonderer Weise das 
Fremde in der eigenen Kultur erschließen, indem sie sich der sozialen 
Wirklichkeit anhand der Reflexionen betroffener Akteure verstehend annä-
hert. Auch bedürfen quantitative Befunde der Interpretation, Validierung 
und Vertiefung, die zumindest im Feld des sozialen Handelns durch Theo-




riededuktion nur unvollständig zu leisten ist. Zur Ergänzung und Anreiche-
rung der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ wird 
daher eine qualitative Begleitstudie ins Feld gehen, deren Umrisse Hirse-
land, Wenzel und Promberger darstellen (4).  
Diese Aktivitäten sind bereits weit gediehen, die Feldphase der ersten 
Welle steht kurz vor dem Abschluss, die qualitative Begleiterhebung läuft. 
Gleichwohl versteht sich das IAB-Panel „Arbeitsmarkt und Soziale Siche-
rung“ als ‚work in progress’, das nach wie vor der angeregten kritisch-
konstruktiven Diskussion bedarf. Der vorliegende Forschungsbericht will 
hierzu einladen. 
Nürnberg, im Oktober 2007 
Markus Promberger 
 




1 Rahmenkonzept für das IAB-Panel „Arbeits-
markt und Soziale Sicherung“ 
(Juliane Achatz, Andreas Hirseland, Markus Promberger) 
Um individuelle und soziale Folgen der Einführung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende angemessen untersuchen zu können, wird am IAB ein 
neuer Datenbestand aufgebaut. Dieser muss zum einen die Population der 
Leistungsempfänger und zum anderen auch Bevölkerungsgruppen mit ei-
nem hohen Leistungsbezugsrisiko in ausreichend hohen Fallzahlen enthal-
ten. Zudem muss die Datengrundlage die Haushaltskontexte der Befrag-
ten berücksichtigen, da Individuen Arbeitsmarktentscheidungen vor dem 
Hintergrund von haushaltstypischen Lebensumständen treffen. Und auch 
die mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende verbunde-
ne Strategie einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik trifft auf haushaltsty-
pische Lebensumstände und entfaltet deshalb kontextabhängige Wirkun-
gen. Der folgende Beitrag skizziert theoretische Ausgangsüberlegungen 
und geplante Themenschwerpunkte der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt 
und Soziale Sicherung“.  
1.1 Ausgangsüberlegungen 
Den sozialen und ökonomischen Dynamiken innerhalb von privaten Haus-
halten kommt eine besondere Bedeutung für die Entstehung und Verfesti-
gung von Armutslagen und Hilfebedürftigkeit im Sinne des SGB II wie 
auch für die Beendigung oder Verminderung der Abhängigkeit von staatli-
chen Transferleistungen zu. Als Einheiten der privaten (Re-)Produktion, 
Distribution und Konsumtion generieren Haushalte kollektiv Wohlfahrt für 
die zugehörigen Individuen. Die zur Verfügung stehenden Ressourcen und 
die vorhandenen Einschränkungen und Belastungen sind wichtige Parame-
ter der Lebensumstände und auch des Arbeitsmarktverhaltens der Haus-
haltsmitglieder. Die Strategien der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik im 
Rahmen des SGB II zielen demgemäß sowohl auf Individuen wie auch auf 
den gesamten Lebenszusammenhang von Bedarfs- und Haushaltsgemein-
schaften. So wird beispielsweise das Einkommen aller Mitglieder einer Be-
darfsgemeinschaft auf den Hilfebedarf angerechnet. Darüber hinaus wer-
den bei der Bedarfsermittlung Unterhaltsleistungen von Verwandten und 
Verschwägerten, die in derselben Haushaltsgemeinschaft leben, vermutet. 
Zudem sind alle erwerbsfähigen Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft ver-




pflichtet, den Hilfebedarf durch Erwerbsarbeit zu beenden, sofern nicht 
familiäre Belange wie die Erziehung von Kindern oder die Pflege von An-
gehörigen entgegenstehen.  
Die rechtlichen Regelungen des Gesetzes zur Grundsicherung für Arbeitsu-
chende zielen neben der materiellen Sicherung des Lebensunterhalts der 
Anspruchsberechtigten vorrangig auf die Beendigung oder Verkürzung der 
Dauer des Hilfebezugs durch Eingliederung in Arbeit. Ob dies gelingt, ist 
von vielfältigen Faktoren abhängig.  
Zum einen ist der Blick auf die Wirkungen von institutionellen Regelungen 
zur Aktivierung und Unterstützung von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu 
richten. Im neuen Sozialleistungssystem wurden sowohl bereits zuvor im 
Sozialrecht verankerte Anreiz- und Kontrollelemente übernommen, als 
auch neue, weit reichende Verpflichtungen und Rechte für Hilfebezieher 
kodifiziert und organisatorisch bei neuen lokalen Trägern der Grundsiche-
rung angesiedelt. Vielfältige, auf spezifische Problemlagen zugeschnittene 
Komponenten aus monetären Leistungen, Beratung, Qualifizierung und 
Arbeitsvermittlung einerseits und Überwachung und Sanktionierung ande-
rerseits setzen positive wie negative Arbeitsanreize für Leistungsempfän-
ger. Sie können zudem auf die Bildung und Auflösung von Haushalten 
einwirken. Dies gilt nicht zuletzt auch für die Bedürftigkeitsprüfung. 
Zum anderen sind die unterschiedlichen individuellen Voraussetzungen der 
Hilfeempfänger, zu denen neben der Ausstattung mit Humankapital und 
den Opportunitätsstrukturen der lokalen Arbeitsmärkte insbesondere auch 
deren Verankerung in den haushaltstypischen Binnenstrukturen und Um-
weltbeziehungen zählen, zu berücksichtigen.  
Um individuelle und gesellschaftlich-soziale Auswirkungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende zu untersuchen, müssen die Lebens- und Prob-
lemlagen der Leistungsempfänger im jeweiligen Haushaltskontext über 
einen längeren Zeitraum hinweg erfasst werden. Dadurch können perso-
nen-, haushaltsbezogene und institutionelle Mechanismen, welche die In-
anspruchnahme von Leistungen und den Bezugsverlauf strukturieren, un-
tersucht werden. Die empirische Analyse der individuellen und sozialen 
Wirkungen des neuen institutionellen Regimes kann dabei an interdiszipli-
näre Forschungsstränge, die sich mit dem Zusammenhang von Arbeits-
markt, Armut und Leistungsbezug befassen, anknüpfen.  




1.2 Haushalte im Kontext von Arbeitsmarkt, Armut und 
Leistungsbezug in soziologischen und ökonomi-
schen Forschungsansätzen 
1.2.1 Arbeitsmarktallokation 
Aus arbeitsmarkttheoretischer Sicht ist die Arbeitsaufnahme von Leis-
tungsempfängern Ergebnis der Allokation von Arbeitsuchenden und Ar-
beitsplätzen im Arbeitsmarkt. Auf der Basis von suchtheoretischen Ansät-
zen werden etwa Fragen danach aufgeworfen, ob staatliche Transferleis-
tungen den Akzeptanzlohn der Arbeitsuchenden erhöhen und sich dadurch 
die Akzeptanzwahrscheinlichkeit von Arbeitsplatzangeboten wie auch die 
Intensität der Arbeitssuche verringert, sich die Qualität des Matches aber 
möglicherweise verbessert (Atkinson und Mogensen 1993, Franz 1999, 
Gangl 2002). Wie sich die im SGB II verankerten Zumutbarkeitskriterien 
und Verhaltensauflagen auf den Anspruchslohn, die Konzessionsbereit-
schaft und das Suchverhalten von Leistungsempfängern auswirken, ist ei-
ne empirisch noch offene Frage (Konle-Seidl 2005: 42).  
Modelle des Arbeitsangebots konzipieren das Arbeitsmarktverhalten aus-
schließlich aus der Sicht des Individuums und seiner Präferenzen, Res-
sourcen und Restriktionen sowie seiner Interaktionen mit anderen Haus-
haltsmitgliedern. Die angebotsseitigen Analyseperspektiven müssen des-
halb auch berücksichtigen, in welchem Ausmaß die Wiedereingliederungs-
bemühungen der Leistungsempfänger überhaupt eine Entsprechung auf 
der Nachfrageseite finden. So finden beispielsweise Gilberg et al. (2001) 
selbst bei umfassender Kontrolle von personenbezogenen Merkmalen wie 
bisherigem Erwerbsverlauf und Suchintensität einen signifikanten negati-
ven Einfluss der regionalen Arbeitslosenquote auf die Übergangswahr-
scheinlichkeit von Arbeitslosen in eine reguläre Beschäftigung. Ein schnel-
ler und gravierender Wandel der Arbeitsmarktstruktur, wie er beispiels-
weise nach der Wiedervereinigung in den neuen Bundesländern einsetzte, 
verzögerte bei arbeitslosen Teilnehmern an Vollzeit-Weiterbildungsmaß-
nahmen den Wiedereintritt in ein Beschäftigungsverhältnis besonders 
stark (Wingens et al. 2000).  
Der vorrangige Stellenwert von monetären Anreizen bei der Arbeitsplatz-
wahl wird in der Armutsforschung eher in Frage gestellt. Nach Andreß und 
Strengmann-Kuhn (1997) besteht auch im Niedrigeinkommensbereich ein 
erhebliches Arbeitsangebot. Insbesondere Ein-Eltern-Familien und Allein-




verdienerhaushalte zählen zur Gruppe der erwerbstätigen Armen (Krause 
et al. 2000). Gangl (1998) zeigt beispielsweise, dass bei Sozialhilfeemp-
fängern aus großen Haushalten, für die im Vergleich zu Empfängern aus 
kleinen Haushalten ein geringerer finanzieller Anreiz zur Aufnahme einer 
Erwerbsarbeit bestand, keine negativen Effekte auf das Arbeitsaufnahme-
verhalten zu beobachten waren. Auch sind Ausstiege aus Arbeitslosigkeit 
und Sozialhilfebezug nicht unbedingt mit wesentlichen Einkommensver-
besserungen verbunden (Andreß und Krüger 2006). 
1.2.2 Armut im Haushaltskontext 
Sowohl die Arbeitsmarkt- und Haushaltsökonomik, als auch die dynami-
sche Armutsforschung beschäftigen sich mit der Bedeutung von Haus-
haltskontexten für die Entstehung und Überwindung von Arbeitslosigkeit, 
Armut und des Bezugs von staatlichen Transferleistungen (u. a. Leibfried 
et al. 1995, Walker 1994). Heady (1997) zeigt anhand empirischer Befun-
de einige Parallelen in den Übergangsmustern in diese Zustände und in 
den Mustern ihrer Beendigung auf. Austritte aus dem Arbeitsmarkt, Ver-
größerungen des Haushalts wie auch Trennungen und Scheidungen ziehen 
überdurchschnittlich häufig Abstiege in Armut nach sich (Berntsen 1992, 
Müller 2001). Aus Untersuchungen zum Ausstieg aus Sozialhilfebezug geht 
hervor, dass Personen aus spezifischen Haushaltskontexten (Alleinerzie-
hende, Paare mit kleinen Kindern) längere Zeit benötigten, aus der Phase 
des Bezugs von Transferleistungen heraus in den Arbeitsmarkt einzumün-
den. Familienbiographische Ereignisse wie der Einzug eines Partners oder 
der Auszug eines Kindes haben die arbeitsmarktspezifischen Abgangs-
chancen von Sozialhilfeempfängern erhöht, wohingegen die Geburt eines 
Kindes zu einer geschlechtsspezifischen unterschiedlichen Entwicklung der 
Abgangschancen führte (Buhr et al. 1998, Gangl 1997; Gebauer et al. 
2002).  
1.2.3 Haushaltsentscheidungen und Erwerbsmuster 
Das individuelle Angebot auf dem Arbeitsmarkt, wie auch die Inanspruch-
nahme und Umverteilung von Wohlfahrtsressourcen sind eng an Haus-
haltsentscheidungen gekoppelt (u. a. Andreß et al. 1996, Strengmann-
Kuhn 1997). Arbeiten in der Tradition der Lebensverlaufsforschung wie 
auch verhandlungs- und tauschtheoretische Ansätze argumentieren, dass 
die Aufnahme oder Beendigung einer Erwerbstätigkeit und damit in Zu-




sammenhang stehende erwerbsarbeitsrelevante Entscheidungen wie etwa 
über räumliche und berufliche Mobilität, die Verteilung von Erwerbs- und 
Familienarbeit und auch generell über Muster der Lebensführung und die 
Verteilung von materiellen Ressourcen immer auch Ergebnis von Prozes-
sen der Aushandlung und Koordination zwischen den Mitgliedern der 
Haushaltsgemeinschaft sind (Abraham und Funk 2000, Abraham 2003, 
Heinz und Marshall 2003, Lundberg und Pollak 1996, Ott 1992). Erwerbs-
entscheidungen und -chancen sind dabei sowohl von den individuellen 
Präferenzen und Orientierungen der Beteiligten (Gerson 1985; Hakim 
2000), wie auch von den Machtkonstellationen und den im Haushalt vor-
handenen Ressourcen und Belastungen beeinflusst (Schneider et al. 
2001). Die Lebensverlaufsforschung hat die Verflechtung von Lebensläu-
fen in Haushalten bisher im Hinblick auf Muster der Aufnahme und Been-
digung von Beschäftigungsverhältnissen von (Ehe-)Partnern oder beim 
Übergang in den Ruhestand untersucht und aufgezeigt, dass diese Prozes-
se zum einen in hohem Maße vergeschlechtlicht sind. Zudem erzeugen 
wohlfahrtsstaatliche Regimes unterschiedliche Interdependenzen von Er-
werbsmustern (Drobnic 2003, Krüger 2001). Über haushalts- und paarbe-
zogene Erwerbsmuster im Kontext von Arbeitslosigkeit und Leistungsbe-
zug gibt es noch wenig empirische Evidenz. Giannelli und Micklewright 
(1995) fanden beispielsweise unerwartet niedrige Arbeitsmarktpartizipati-
onsraten bei Frauen mit einem arbeitslosen Partner, konnten aber nicht 
ermitteln, ob dies negativen Anreizen des Leistungssystems oder anderen 
Faktoren geschuldet ist.  
1.2.4 Soziale Einbindung 
Untersuchungen über die Wirkungen von sozialen Sicherungssystemen 
werfen immer auch die Frage auf, inwieweit Leistungsempfänger in der 
Lage sein können, den Hilfebezug aus eigener Kraft zu beenden und wel-
che Rolle die soziale Einbindung dabei spielt (aktuell Andreß und Krüger 
2006). Private Beziehungen innerhalb und außerhalb des Haushalts erfül-
len vielfältige Leistungen, die materieller, alltagspraktischer, kognitiver 
und auch emotionaler Natur sein können. Beziehungen zu Haushaltsmit-
gliedern stellen im sozialen Netz von Personen die starken Bindungen dar, 
über die Unterstützungsleistungen getauscht werden und die belastende 
Lebenssituationen abfedern können. Gleichermaßen können Familienmit-
glieder jedoch auch eine Quelle von Restriktionen und Belastungen sein. 




In schwierigen Lebenssituationen wie Arbeitslosigkeit können sich enge 
Beziehungen verändern und ihren support-Charakter verlieren (Atkinson 
et al. 1986). Auch Diewald (2003) zeigt, dass sich berufsbiographische 
Unsicherheiten und Misserfolge negativ auf die Verfügbarkeit wie auch die 
Qualität von informellen Beziehungen auswirken. Gleichwohl stellt er auch 
kompensatorische Wirkungen fest.  
1.2.5 Sozialisationskontext 
Jugendliche und junge Erwachsene mit Leistungsbezug stellen im System 
der Grundsicherung eine jener Problemgruppen dar, die besondere Auf-
merksamkeit erfahren. In diesem Zusammenhang sind Haushalte in ihrer 
Funktion als Sozialisationskontext von Interesse. So sind Bildungsinvesti-
tionen von den kulturellen, ökonomischen und sozialen Ressourcen, die in 
Familien bereitgestellt werden, abhängig (u. a. Coleman 1988, Gambetta 
1987). Lebensführungsmuster und bildungs- und erwerbsbezogene hand-
lungsrelevante Orientierungen werden in den Haushaltsgemeinschaften 
mit erzeugt und auch zwischen Generationen weitergegeben. Im Hinblick 
auf die Dauer des Leistungsbezugs stellt sich die Frage, ob sich die Ab-
hängigkeit von Transferleistungen durch die Herausbildung von Verhal-
tensweisen und Einstellungen, die einer Arbeitsmarktintegration eher hin-
derlich sind, verfestigt (Voges et al. 1996). Nicht zuletzt verweist die De-
batte um die unter fiskalischen Gesichtspunkten unerwünschte Familien-
flucht Heranwachsender und junger Erwachsener in eine SGB-II-finan-
zierte Unabhängigkeit vom Elternhaus auf die Frage nach den sozialen, 
kulturellen und ökonomischen Bedingungen und Folgen eines Verbleibs im 
Haushalt. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, inwieweit das 
im Gesetz festgeschriebene Subsidiaritätsgebot möglicherweise in Wider-
spruch zum Ziel der individuellen Förderung und (Re-)Integration in den 
Arbeitsmarkt steht. Eine frühere (Teil-)Verselbständigung von Heranwach-
senden und jungen Erwachsenen könnte gerade auch Entwicklungschan-
cen jenseits eines sozialen Umfeldes, das Armutstendenzen eher verfes-
tigt, eröffnen.  
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass Befunde aus der Arbeits-
marktforschung, der dynamischen Armuts- und Lebenslaufforschung, den 
Studien zur Bildungstransmission und zur sozialen und institutionellen 
Einbindung wichtige Grundlagen für die Untersuchung der sozialen Folgen 
und Nebenfolgen des Wandels im System der sozialen Sicherung darstel-




len. Mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden 
Anreize und Verhaltensanforderungen an Leistungsempfänger institutionell 
neu justiert, so dass die von den skizzierten Forschungssträngen bearbei-
teten Problemstellungen vor dem Hintergrund der veränderten Rahmen-
bedingungen erneut aufzugreifen sind.  
1.3 Untersuchungsziele und forschungsleitende Frage-
stellungen 
Die angesprochene Fokussierung der Untersuchungsperspektive auf Kon-
texte und Dynamiken von Armutshaushalten erfordert ein längsschnittlich 
angelegtes Untersuchungsdesign. Dies gestattet nicht nur eine ereignisbe-
zogene Untersuchung der Ein- und Austritte in den Leistungsbezug und 
deren Relation zu sozial- und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen des 
SGB II. In den Blick geraten somit individuelle wie auch haushaltstypische 
Verfestigungen von Bedürftigkeit und mittel- bis langfristig deren mögliche 
Marginalisierungsfolgen, die im negativen Falle in einer intergenerationa-
len Reproduktion von Armutslagen enden können. Ebenfalls kenntlich 
werden jene in der Intention des SGB II erwünschten Pfade aus der Hilfe-
bedürftigkeit und der (Re-)Integration ins Erwerbsleben, sowie deren Be-
förderung oder (Nicht-)Beförderung durch die im SGB II vorgesehenen 
Maßnahmepakete im Kontext unterschiedlicher Haushaltskonstellationen. 
Ebenso ist die Frage nach den geschlechtsspezifischen Wirkungen und der 
Bedeutung von Berufs- und Erwerbsorientierungen von Frauen und Män-
nern ohne Rückgriff auf die sozialen und ökonomischen Binnenstrukturen 
von Haushalten kaum hinreichend zu beantworten. Die forschungsleiten-
den Fragen des Panelsurveys können zu folgenden Themenkomplexen ge-
bündelt werden: 
1.3.1 Welche Wege führen in die Abhängigkeit von staat-
lichen Transferleistungen? 
Mit dem Datenbestand der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale 
Sicherung“ sollen die Interdependenzen zwischen Erwerbsverlaufsmus-
tern, Haushaltsdynamik und Kontextfaktoren nachgezeichnet werden. Ziel 
ist, die Verlaufsmuster vor dem Hintergrund von familienbezogenen Le-
bensereignissen und bildungs- und erwerbsbezogenen Statuswechseln zu 
beschreiben, um über die Binnenstruktur der Personengruppen mit Leis-
tungsbezug und den Stellenwert der verschiedenen verlaufsprägenden Er-




eignisse wie etwa misslungene Berufseinstiege oder Brüche in Erwerbsver-
läufen Aufschluss zu gewinnen.  
Die Realisierung einer Stichprobe von Niedrigeinkommenshaushalten wür-
de darüber hinaus ermöglichen, die Gruppe der erwerbstätigen Armen mit 
Leistungsbeziehern hinsichtlich möglicher Unterschiede in der Haushalts-
zusammensetzung, den Erwerbsmustern, Lebensumständen (Haushalts-
stabilität, Gesundheit etc.) und in wichtigen Einstellungsdimensionen (Er-
werbsorientierung, Konzessionsbereitschaft) zu vergleichen.  
1.3.2 Wie verändert sich die soziale Lage der betroffenen 
Personen und Haushalte? 
Im Mittelpunkt steht die Frage, wie sich vor und nach dem Eintritt in den 
Leistungsbezug die materielle Situation etwa durch Verschuldung, Ent-
schuldung, Auflösung von Ersparnissen und Vermögen aber auch durch 
Umzüge und Änderungen in der Zusammensetzung der Haushalte etc. 
entwickelt. Kommt es zu einer Verbesserung oder Verschlechterung der 
Versorgungslage der Haushalte und wie wirkt sich dies auf die Möglichkeit 
zur gesellschaftlichen Teilhabe aus? Gibt es Haushaltskonstellationen, in 
denen eine Kumulation von Unterversorgungslagen zu beobachten ist? In 
diesem Zusammenhang sind auch Muster der Verteilung von Arbeit und 
haushaltsbezogenen Ressourcen von Interesse. Inwieweit gelingt es, bei 
den erwerbsfähigen Haushaltsmitgliedern integrationserschwerende Fakto-
ren wie fehlende Betreuungsmöglichkeiten für Kinder abzubauen und das 
Erwerbspotential der Leistungsempfänger zu verbessern? Auch die Frage 
nach dem Zusammenhang zwischen Langzeitarbeitslosigkeit und Krank-
heit sowie sozialer Einbettung ist im Hinblick auf das im SGB II verankerte 
Ziel der sozialen Stabilisierung im Längsschnitt empirisch zu bearbeiten.  
1.3.3 Wie entwickeln sich Bewältigungsprozesse und 
Handlungsorientierungen? 
Wie entwickeln sich handlungsrelevante Orientierungen wie Präferenzen 
für Erwerbs- und Familienarbeit, aber auch die Konzessionsbereitschaft im 
Hinblick auf angestrebte Arbeitsverhältnisse unter den institutionell veran-
kerten Prinzipien von ‚Eigenverantwortung’, ‚Zumutbarkeit’ und ‚Integrati-
onsverpflichtung’? Wie nehmen die Leistungsempfänger ihre Erwerbschan-
cen und ihre Erwerbsfähigkeit subjektiv wahr? Korrespondiert dies mit 
weiteren Einstellungsdimensionen wie etwa die Wahrnehmung von sozia-




ler Ausgrenzung, relativer Deprivation und gesellschaftlicher Selbstpositi-
onierung?  
Im Hinblick auf die Frage nach Mechanismen der generationenübergrei-
fenden Transmission von Hilfebedürftigkeit stellt sich insbesondere die 
Frage nach der Entwicklung von Berufs- und Zukunftsvorstellungen, von 
Bildungszielen und -standards sowie von Bildungsentscheidungen bei El-
tern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen. In Zusammenhang mit dem 
vierten Themenkomplex ist zudem nach möglichen Verhaltenskonsequen-
zen dieser Einstellungssyndrome im Verhältnis zu den Trägern der Grund-
sicherung zu fragen.  
1.3.4 Kontakt zu den Trägern und institutionelle Hand-
lungspraxis im Zeitverlauf 
Wie wird die Betreuung (Intensität, Responsivität, Adäquanz, Sanktionie-
rung) wahrgenommen und beurteilt? Welche Leistungen werden während 
des Leistungsbezugs von den Trägern der Grundsicherung angeboten und 
von den Leistungsempfängern in Anspruch genommen oder möglicherwei-
se abgelehnt? Kommt es im Zeitverlauf zum Phänomen einer ‚Maßnahme-
karriere’, in dem sich Muster des Einsatzes von Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit nach den Kundenklassifikationen der BA im Sinne einer Ab-
wärtsspirale widerspiegeln?  
In theoretischer Hinsicht ist von Interesse, wie Integrationschancen von 
Langzeitarbeitslosen institutionell konstituiert werden. Welche Personen-
gruppen erhalten Leistungen zur Verbesserung des Humankapitals, Ein-
gliederungszuschüsse etc.? Was sind die Bestimmungsgründe für Sanktio-
nen; welche Rolle spielen hierfür zugeschriebene und erworbene Merkmale 
der Leistungsempfänger? Sind Bewertungen des Betreuungsverhältnisses 
und auch Einstellungssyndrome von Bedeutung? Kann aus der Praxis der 
Leistungsgewährung auf subtile Formen von Diskriminierung bestimmter 
Personengruppen geschlossen werden? 
1.3.5 Welche Wege und Faktoren führen aus dem Hilfe-
bezug? 
Hier ist zum einen der Verlauf des Leistungsbezugs zu beschreiben. Ist 
dieser vorübergehend oder dauerhaft? Welche Faktoren begünstigen eine 
Verfestigung? Zum anderen ist zu untersuchen, welche Rolle der Arbeits-




markt, der Haushaltskontext und die institutionellen Regelungen für die 
Beendigung des Leistungsbezugs spielen. 
Wie konstituieren sich Arbeitsmarktentscheidungen von erwerbsfähigen 
Haushaltsmitgliedern im Kontext des ‚Forderns und Förderns’ durch die 
Träger der Grundsicherung? In diesem Zusammenhang sind sowohl die 
von den Leistungsempfängern verfolgten Suchwege, Strategien und Akti-
vitäten von Interesse wie auch die Relation der Eigeninitiative der Leis-
tungsempfänger zu den institutionell gesetzten Anreizen und Angeboten. 
Im Hinblick auf die jeweiligen Haushaltskontexte ist zu untersuchen, ob 
der Leistungsbezug der Bedarfsgemeinschaften durch die Mobilisierung 
zusätzlicher Arbeitskraft beendet wird.  
Ferner ist von Interesse, ob mangelnde Eigeninitiative in Zusammenhang 
mit einer Verfestigung des Hilfebedarfs und einer dauerhaften gesell-
schaftlichen Marginalisierung steht. Welchen Stellenwert besitzen demge-
genüber die Rahmenbedingungen des lokalen Arbeitsmarktes?  
Ein weiteres Thema ist die Untersuchung der relativen Bedeutung der ein-
zelnen Abgangsursachen und die Analyse der zeitlichen Struktur der Ab-
gangsdynamiken. Ist ein gefördertes Arbeitsverhältnis eine Zwischenstati-
on auf dem Weg in den regulären Arbeitsmarkt? In welchem Umfang wird 
der Hilfebezug durch Arbeitsaufnahme, durch eine Steigerung des Er-
werbseinkommens (Aufstocker) oder durch eine etwa über Arbeitsgele-
genheiten, Einstiegsgeld oder Eingliederungszuschuss geförderte Beschäf-
tigung beendet? In welchem Umfang führen alternative Zielzustände (Än-
derung des Familienstandes – Einkommenssicherung über einen Lebens-
partner, Änderung der Haushaltszusammensetzung, Einmündung in ande-
re Transferleistungen wie beispielsweise Verrentung) zu einer Beendigung 
des Leistungsbezugs? Wie unterscheiden sich Gruppen von Leistungsbe-
ziehern hinsichtlich Höhe und zeitlicher Entwicklung der Abgangsraten; 
was erklärt solche Unterschiede und welche Rolle spielt dabei das Verhal-
ten der anderen Haushaltsmitglieder?  
Die Analyse der Abgangsraten aus dem Leistungsbezug erlaubt allerdings 
noch keine Aussage darüber, ob eine stabile Arbeitsmarktintegration ge-
lingt. Deshalb wird angestrebt, Haushaltsmitglieder, die aus der Grundsi-
cherung ausscheiden, noch länger zu befragen, um Erkenntnisse zu ge-
winnen, zu welchen Arbeitsmarktsegmenten und Berufspositionen Betrof-




fene Zugang finden und welche Risiken und Instabilitäten damit verknüpft 
sind. 
1.4 Inhaltliches Profil/Module 
1.4.1 Haushaltsdefinition 
Der Begriff Haushalt meint in der geplanten Untersuchung Einzelpersonen 
oder kleine Gruppen von Personen, die ihre Ressourcen mit dem Ziel der 
gemeinsamen Produktion von Wohlbefinden teilen (vgl. Bryant 1990). In 
Anlehnung an die Definition des Schweizer Haushaltspanels können Haus-
halte nach folgenden Kriterien abgegrenzt werden (Wernli et al. 1999): 
1 Mindestens ein Raum wird von den Mitgliedern gemeinsam genutzt 
(Küchen, Kellerräume, Toiletten und Bäder zählen hier nicht). 
2 Die Haushaltsmitglieder teilen zumindest einen Teil der üblichen Aus-
gaben (wie Miete, Essen, Telefon). 
3 Die Haushaltsmitglieder nehmen wöchentlich mindestens eine Mahl-
zeit gemeinsam ein (Indikator für persönliche Beziehungen). 
4 Der Haushalt ist in zeitlicher Hinsicht ein vergleichsweise stabiles Le-
bensarrangement. Die Mitglieder beabsichtigen auf unbestimmte Zeit 
(mind. 12 Monate) zusammen zu leben. 
5 Die Haushaltsmitglieder betrachten den Wohnsitz als Hauptwohnung 
(nicht nur vorübergehender Gebrauch wie Ferienwohnung). 
Folgende Personenkonstellationen bilden einen Haushalt: 
1 Alleinlebende Personen 
2 Paare (verheiratet oder zusammen lebend unabhängig von der sexu-
ellen Orientierung) 
3 Eltern mit Kindern (verheiratete oder zusammen lebende Paare und 
Ein-Eltern-Familien mit eigenen oder adoptierten Kindern oder Pflege-
kindern) 
4 Familien mit mehr als zwei Generationen oder Eltern (verbunden 
durch direkte Abstammung oder Heirat/Lebensgemeinschaft) oder 
anderen Verwandtschaftsbeziehungen (Geschwister, Onkel, Tante), 
die unter die Definitionskriterien des Haushalts fallen 




5 Lebensarrangements von Personen ohne die genannten Beziehungen, 
die unter die Kriterien eines gemeinsamen Haushalts fallen  
6 Untermieter, Angestellte und Verwandte, die zwar im selben Haus, 
aber in einer eigenen Wohnung leben, erfüllen nicht die Definitions-
kriterien. Personen, die finanziell oder in der alltäglichen Lebensfüh-
rung in Abhängigkeit zu einem Haushalt stehen, sind über geeignete 
Indikatoren zu erfassen, zählen jedoch nach der vorgeschlagenen De-
finition nicht zu den Haushaltsmitgliedern. Darüber hinaus sind Haus-
halts- und Bedarfsgemeinschaften im Sinne des SGB II abzugrenzen. 
1.4.2 Module 
Für die erste Welle der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale  
Sicherung“ sind bislang folgende Themenmodule vorgesehen, deren Inhal-
te in Anhang 1 noch detaillierter aufgeschlüsselt sind: 
1 Haushaltsdemographie  
2 Binnenstrukturen, Verteilungslogiken 
3 Soziale und materielle Lage 
4 Netzwerke, soziale und institutionelle Einbindung 
5 Erwerbstätigkeit, Bildung und Ausbildung 
6 Maßnahmepartizipation 
7 Grundeinstellungen und Orientierungen 
8 Handlungspraxis der Träger der Grundsicherung 
9 Arbeitssuche 
10 Zusatzinformationen des lokalen Kontexts (Arbeitslosenquoten, 
SGB II Cluster) 
1.5 Abgrenzung von bereits verfügbaren Datenbestän-
den 
Für die Bearbeitung der in Abschnitt drei angesprochenen Forschungsfra-
gen zu den sozialen Folgen der Arbeitsmarktreform steht derzeit kein aus-
reichend geeigneter Datenbestand zur Verfügung.  
Im sozioökonomischen Panel ermöglichen die verfügbaren Fallzahlen von 
Niedrigeinkommenshaushalten und von Beziehern von staatlichen Trans-




ferleistungen nur im begrenzten Umfang, die skizzierten Problemstellun-
gen zu bearbeiten. Das SOEP stellt aber eine wichtige Referenzstudie für 
die IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ im Hinblick 
auf den Vergleich von ausgewählten Dimensionen der Lebenslagen von 
Personen und Haushalten im Niedrigeinkommensbereich mit weiteren Be-
völkerungsgruppen dar.  
Das Niedrigeinkommens-Panel (Kortmann et al. 2002) erfasst Haushalte 
im unteren Einkommensquintil und solche mit Bezug von Transferleistun-
gen. Es deckt somit die Zielpopulation der IAB-Panelerhebung „Arbeits-
markt und Soziale Sicherung“ weitgehend ab. Allerdings wurden wichtige 
Dimensionen der sozialen Lage (Wohnsituation, Gesundheitszustand, sozi-
ale Kontakte) nicht in allen sechs Wellen erhoben und auch die mit den 
geänderten Regelungen des Bezugs von Transferleistungen und den neuen 
Maßnahmebündeln in Zusammenhang stehenden Mechanismen des Ein-
tritts in den Leistungsbezug und dessen Beendigung können mit der 2002 
eingestellten Studie nicht bearbeitet werden. Für Analysen über den ge-
samten Beobachtungszeitraum stehen 1212 Haushalte zur Verfügung, so 
dass nicht nur differenzierte Längsschnittanalysen für spezifische Subpo-
pulationen, sondern auch Querschnittanalysen lediglich begrenzt möglich 
sind. Dies gilt noch mehr für Haushalte mit stark eingeschränkten 
Deutschkenntnissen, die in der Stichprobe unterrepräsentiert sind.  
Die im Jahr 2005 erstmals erhobene Statistik des EU-SILC Haushaltspa-
nels: ‚Leben in Europa’ ist eine Teilerhebung einer Gemeinschaftsstatistik, 
mit der haushaltsbezogene und personenbezogene Indikatoren über Ar-
mut und soziale Ausgrenzung gesammelt werden (Körner et al. 2005). 
Neben soziodemographischen Informationen werden insbesondere Ein-
kommenskomponenten, Wohnverhältnisse, Kinderbetreuung, soziale Aus-
grenzung und Gesundheit differenziert erfasst. Da es sich um eine bevöl-
kerungsrepräsentative Stichprobe handelt, werden auch in diesem Daten-
bestand nur begrenzte Fallzahlen für die Gruppe der Bezieher von Grund-
sicherung zur Verfügung stehen.  
Die schrittweise noch aufzubereitenden Prozessdaten des IAB ermöglichen 
umfassende Analysen der Wege in und aus dem Hilfebedarf auf der Basis 
von administrativ erhobenen Informationen. Das Administrative Panel des 
IAB dient insbesondere zur Analyse der Dynamik von Mengengerüsten der 




rechtlich als Bedarfsgemeinschaft definierten sozialen Einheiten in der 
Grundsicherung und der gewährten Leistungen. Problemstellungen in Zu-
sammenhang mit handlungsrelevanten Orientierungen können aber eben-
so wenig bearbeitet werden wie haushaltstypische Effekte. Zudem können 
Bedarfsgemeinschaften nach Beendigung des Hilfebedarfs nicht mehr als 
Gemeinschaft weiter beobachtet werden sondern allenfalls noch als Ein-
zelpersonen, die nicht mehr unbedingt dem Haushalt der Bedarfsgemein-
schaft angehören. Der Datenbestand der Integrierten Erwerbsbiographien 
des IAB beinhaltet Informationen über die Zeitdauern von Arbeitslosigkeit, 
Leistungsbezug und Teilnahme an den wichtigsten Maßnahmearten sowie 
Zeiten in sozialversicherungspflichtiger wie auch geringfügiger Beschäfti-
gung von Individuen und bildet damit die zentrale Datengrundlage für die 
am IAB angesiedelte mikroökonometrische Evaluation der Effektivität und 
Effizienz von einzelnen Elementen einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik 
(Brinkmann und Stephan 2005). Haushaltskontexte werden hier allerdings 
nicht berücksichtigt. 
Die IAB-Panelerhebung Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung knüpft zwar 
an Fragestellungen an, die im Zusammenhang mit der Querschnittbefra-
gung „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“ unter dem Aspekt des 
Übergangs in das neue Hilfesystem bearbeitet werden, weist jedoch in 
zwei wesentlichen Bereichen darüber hinaus:  
1 In der Querschnittbefragung wurden zwar Individuen hinsichtlich ih-
rer Position innerhalb einer Haushaltsgemeinschaft betrachtet, die 
Binnendynamik dieser sozialen Einheiten wurde aber nicht systema-
tisch in den Blick genommen.  
2 Die Querschnittbefragung erhebt vorrangig die Übergangssituation 
relativ zeitnah an der Einführung der Grundsicherung für erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige. Deren Wirkungen können somit nur punktuell 
abgebildet werden. Bestimmungsgrößen der Bezugsdauer und auch 
der Beendigung des Leistungsbezugs können aufgrund des Quer-
schnittsdesigns nicht herausgearbeitet werden. Zudem ist denkbar, 
dass sich übergangstypische Effekte nach einer Phase der Konsolidie-
rung der organisatorischen Umsetzung in den unterschiedlichen Trä-
gerformen anders darstellen.  




Die IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ stellt somit 
eine notwendige Ergänzung der bislang zur Verfügung stehenden Daten-
bestände dar, die es erlaubt, auch soziale Prozesse und nicht intendierte 
Nebeneffekte der Arbeitsmarktreform empirisch zugänglich zu machen.  
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Modul Konstrukte / Indikatoren 
Haushaltsdemographie - Zusammensetzung und demographische Merkmale 
- Verwandtschaftsrelationen 
- Haushaltsgründung in der aktuellen Form 
Binnenstrukturen - Binnenklima  
- Arbeitsteilung  
- Verteilungslogiken 
Soziale und materielle 
Lage 
a) Haushalt (BDG) 
- Haushaltseinkommen und Bezug von staatlichen Transferleistungen 
- Vermögen, Ersparnisse, private Transfers 
- Schulden, Kredite  
- Lebensstandard, Ausstattung mit materiellen Gütern  
- Wohnsituation  
- Kinderbetreuung 
 





Modul Konstrukte / Indikatoren 
Soziale und materielle 
Lage 
b) Personen 
- Bildungsstatus, Beruf 
- Staatsangehörigkeit, Migrationshintergrund 
- Einkommen personenbezogen  
- Gesundheit  
- Gesellschaftliche Selbstpositionierung 
- Wahrnehmung soziale Ausgrenzung 
- Pflegeleistungen 
Netzwerke und social 
support / institutionelle 
Einbindung 
- soziale Einbindung  
- Netzwerke 
 





Modul Konstrukte / Indikatoren 
Erwerbs- und Bildungs-
verläufe 
- Statuswechsel  
- Arbeitsverhältnisse, Nichterwerbsphasen 
Maßnahmepartizipation - Art und Tätigkeit 
- Dauer 
- Subjektive Bewertung von Arbeitsgelegenheiten  
Grundeinstellungen, 
Orientierungen 
- Erwerbs- und Rollenorientierung 
- Bildungsziele und -neigungen 
- Kompetenzerwartung 
- Lebenszufriedenheit (gesamt, Einzelkomponenten) 
 
Modul Konstrukte / Indikatoren 
Institutionelle Praxis - Kontakte zu Trägern der Grundsicherung 
- Sanktionen, Eingliederungsvereinbarung 
- Angebot von sozialintegrativen Maßnahmen 
- Bewertung der Betreuungspraxis 
Arbeitssuche - Suchwege -aktivitäten 
- Anspruchslohn 
Lokaler Kontext  
(zuzuspielen) 
- Sozialräumliche und regionale Merkmale 
- Lokaler Arbeitsmarkt (Arbeitslosen-, Unterbeschäftigungsquote) 
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2 Alternative Verfahren zur Stichprobengewin-
nung für ein Haushaltspanelsurvey mit 




Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung plant die Durchführung 
eines Haushaltspanels im Rahmen der SGB-II-Begleitforschung. Gegens-
tand des Gutachtens ist die Diskussion der Vor- und Nachteile verschiede-
ner Stichprobenvarianten1 sowie deren Implementationschancen unter 
den gegebenen Bedingungen eines Erhebungsbeginns im Herbst 2006.2 
2.1.1 Inhaltliche Fragestellung 
Der vorliegende Entwurf eines Rahmenkonzepts (Achatz u. a. 2006) nennt 
(in meiner Transkription) als wesentliche Untersuchungsfragestellung: 
1 Erklärung des Bezugs staatlicher Transferleistungen durch Verlaufs-
muster der Berufskarriere, der Haushaltszusammensetzung, der Le-
bensumstände und der Erwerbsorientierung 
2 Veränderungen der materiellen Lage (einschließlich Krankheit und Ver-
änderung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten) vor und nach dem Ein-
tritt in den Leistungsbezug 
3 Einstellungsänderungen in Hinsicht auf Präferenzen für Erwerbs- und 
Familienarbeit, angestrebte Arbeitsverhältnisse, wahrgenommene Er-
werbschancen und Erwerbsfähigkeit 
4 Einstellungsänderungen bei Eltern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen in Hinsicht auf Bildungsziele etc. 
                                                
1 Alle genannten Designvarianten wurden vom Verfasser in einem Gespräch mit dem 
IAB am 21.04.2006 in Nürnberg vorgeschlagen. Dieses Papier basiert auf einem Gut-
achten und einem Nachtrag, die dem IAB am 01. bzw. 21.06.2006 übergeben wurden. 
2 Einschränkend muss darauf hingewiesen werden, dass für das Gutachten nur sehr 
kurze Zeit zur Verfügung stand. Die ansonsten erforderlichen Abschätzungen, Simula-
tionen und umfangreicheren Literaturrecherchen konnten in den effektiv zur Verfü-
gung stehenden zwei Wochen nicht durchgeführt werden. Ebenso kann nicht jeder As-
pekt der Stichprobenziehung und Realisierung in diesem Kontext diskutiert werden. 
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5 Art und Intensität des Kontakts zu den Trägern der Grundsicherung 
6 Existenz typischer Maßnahmekarrieren 
7 Verlauf des Leistungsbezugs; Einfluss des Arbeitsmarkts, des Haus-
haltskontextes und institutioneller Regelungen auf die Beendigung des 
Leistungsbezugs 
8 Langfristige Arbeitsmarktintegration nach dem Ende des Leistungsbe-
zugs 
Die Fragestellungen lassen eine Panelstudie unvermeidbar erscheinen. 
Angesichts der Heterogenität der Fragestellung und der heiklen Zielpopu-
lation sind einige Designkriterien offensichtlich. 
2.1.2 Populationsabgrenzung der Studie 
Die Fragen nach den bedingten Übergangswahrscheinlichkeiten in den Be-
zug und aus dem Bezug heraus lassen eine Begrenzung auf eine reine Be-
zieherstichprobe wenig empfehlenswert erscheinen. Gerade aufgrund der 
Belastung der Befragten durch die Erhebung, deren geringe Motivation für 
eine solche Erhebung und der zu erwartenden Rationalisierungsstrategien 
mit der entsprechenden Konsequenz für die Validität retrospektiver Anga-
ben3 sind zeitnah schon vor dem Bezug erhobene Daten über den Über-
gang zum Leistungsbezug notwendig. Eine Beschränkung auf die Bezieher 
allein würde keine Berechnung der Übergangswahrscheinlichkeiten in den 
Bezug erlauben. Weiterhin würden Nichtbezieher ausgeschlossen und 
kompensierende Maßnahmen potentieller und tatsächlicher Bezieher vor 
dem Bezug vermutlich unterberichtet werden. 
2.2 Auswahlgrundlage und Erhebungsmethode 
Trotz aller Probleme bilden für Stichproben der allgemeinen Bevölkerung 
Einwohnermeldedateien (im Folgenden: EWA) in der BRD den Goldstan-
dard. Obwohl die Qualität der Melderegister im Allgemeinen als gut be-
trachtet wird, zeigen die Zensustesterhebungen vor allem bei größeren 
                                                
3 Soweit mir bekannt ist, existieren zur empirischen Validität retrospektiv erhobener 
Ursachen für den Leistungsbezug nur wenige empirische Studien. Da dies vermutlich 
ein zentrales methodisches Problem aller zukünftigen Querschnittserhebungen sein 
wird, empfehle ich die Durchführung eines entsprechenden Teilprojekts in Zusammen-
arbeit mit universitären Methodologen. 
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Gemeinden erhebliche Abweichungen der Register von den faktischen Ge-
gebenheiten. Ebenso zeigen die Ergebnisse der Querschnittserhebung 
durch Infas erhebliche Probleme im Adressmaterial der Bundesagentur für 
Arbeit (Infas 2006). Leider ist zu vermuten, dass die Qualität des Adress-
materials bzw. die Coverageprobleme der Meldeamt-Dateien systematisch 
mit unabhängigen und abhängigen Variablen der Untersuchungsfragestel-
lung variiert. Trotz des Undercoverage scheint mir die Wahl der Melde-
amtdateien als Grundlage für die Ausgangsstichprobe den Alternativen 
überlegen.4 
Die Coverage-Probleme werden durch andere Erhebungsmodi weiter ver-
größert: Ein Teil der interessierenden Population wird telefonisch nicht er-
reichbar sein,5 das Ausmaß an nicht-gelisteten Einträgen (vor allem Han-
dys) wird erheblich sein, ebenso die Fluktuation der Telefonnummern. 
Damit erscheint mir sowohl die Verwendung reiner RDD-Stichproben6 als 
auch die Verwendung der Telefonnummern in den BA-Daten als wenig 
aussichtsreich.7 
Andere Panelerhebungen stehen vor ähnlichen Problemen. Vergleichswei-
se kostengünstig erscheint das Vorgehen für alle ausgewählten Adressen 
                                                
4 Sollte das Interesse sich verstärkt den Subpopulationen mit Undercoverage in den 
EWA-Dateien zuwenden, dann muss auf andere Techniken zurückgegriffen werden, 
vgl. Abschnitt. 
5 Der Anteil ist in Teilgruppen beachtlich hoch. Der Methodenbericht des Niedrigein-
kommenspanels (Infratest 2002) gibt für den Westen unter 1500 DM Monatseinkom-
men 16 %, für den Westen 23 % an. Generell wird der Anteil in amtlichen Veröffentli-
chungen der BRD fast immer zu niedrig ausgewiesen. Die amtlichen Zahlen basieren 
auf der EVS, einer Quotenstichprobe mit Selbstrekrutierung und auch telefonischer 
Anwerbung. Faktisch werden zwar nur sehr wenige Personen nicht telefonisch erreich-
bar sein, aber die Inklusionswahrscheinlichkeit für Personen ohne Telefon im Haushalt 
ist kaum angebbar. 
6 Im Fall dieser Panelstudie scheint mir das Problem der reinen Handy-Nutzer sowie das 
Problem mehrfacher Telefonanschlüsse (eben durch die Handys) kaum vernachlässig-
bar und nach dem bisherigen internationalen Kenntnisstand ohne Listen zumindest 
unvollständiger Handy-Nummern auch nicht lösbar. 
7 Hier sollte eine detaillierte Untersuchung der Ausfälle der SGB-II-Querschnittserhe-
bung klären, ob diese Einschätzung mit den Daten verträglich ist. Eine detaillierte Aus-
fallstatistik liegt mir aber zum Zeitpunkt des Gutachtens nicht vor. Sollten die Ergeb-
nisse dieser Studie in Hinsicht auf die Verwendung des BA-Adress- bzw. Telefonnum-
mernmaterials günstiger sein als der Gutachter es erwartet, dann wäre zu prüfen, ob 
die Teilnehmer der Querschnittserhebung nicht als Nullmessung einer Teilmenge des 
Panels verwertbar wäre. Die mir bislang vorliegenden vorläufigen Ergebnisse lassen 
mir die Qualität der Daten der Ausgangsstichprobe eher fraglich erscheinen. 
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mit einer persönlichen Befragung zu beginnen und dann zu einer telefoni-
schen Erhebung bei späteren Wellen zu wechseln. Nur auf diese Weise 
lässt sich das Problem der Untererfassung von Haushalten ohne Telefon-
anschluss bzw. nur mit Mobiltelefonen lösen, darüber hinaus ist die Ver-
wendung von Anschreiben (in denen im Fall eines Interviews ein sicheres 
Incentive ankündigt wird) problemlos.8 In dieser Untersuchung ist dabei 
die Verfolgung auch der Haushalte, die später nicht telefonisch erreicht 
werden können, durch persönliche Interviews wichtig. Jedes Design mit 
einer persönlichen bundesweiten Befragung erzwingt eine gewisse räumli-
che Klumpung, aber diese wäre bei Verwendung von EWA-Dateien ohne-
hin unvermeidbar. Da in diesem Gutachten die Verwendung disproportio-
nal nach Leistungsbezugsrisiko geschichteter Stichproben empfohlen wird, 
wäre zu prüfen, ob bei der Erhebung der Subpopulationen mit besonders 
niedrig geschätztem Risiko nicht bereits in der ersten Welle weitgehend – 
soweit die Telefonnummern ermittelbar sind – eine telefonische Erhebung 
durchgeführt wird. 
2.2.1 Stichprobenumfang 
Eine sinnvolle Erörterung des optimalen Stichprobenumfangs ist ohne eine 
exakte Fragestellung im Sinne eines statistischen Tests kaum möglich. In 
der Regel wird versucht, mit den gegebenen Mitteln eine maximale Fall-
zahl zu realisieren. Im hier interessierenden Kontext findet sich häufig die 
Empfehlung, eine Mindestfallzahl für jede interessierende Subpopulation 
(z. B. 500 Beobachtungen) zu realisieren. Angesichts der besonderen Er-
hebungsprobleme bei der Zielpopulation halte ich diese allgemeine Strate-
gie hier nur eingeschränkt für brauchbar. Die Zielpopulation muss zu-
nächst in Hinsicht auf besondere Erhebungsumstände klar und eindeutig 
operationalisiert in Teilgruppen zerlegt werden. Eine Reihe der Teilgruppen 
stellt erhebungstechnisch kaum besondere Probleme dar; andere Teil-
gruppen werden erhebliche Schwierigkeiten bedingen.9 Hierzu gehören die 
sprachlichen Probleme bei Aussiedlern und Migranten, mangelnde Koope-
ration bei Langzeitarbeitslosen, unklare Konsequenzenbefürchtungen usw. 
Diese Probleme werden durch die Anlage als Panelstudie weiter verschärft. 
                                                
8 Für eine bundesweite Opferbefragung haben Schnell/Hoffmeyer-Zlotnik (2002) ein 
ähnliches Design vorgeschlagen. 
9 Vgl. auch Kempe/Schneider (2000). 
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Ich empfehle daher – im Gegensatz zu den üblichen Empfehlungen – 
nicht, die Fallzahl zu maximieren, sondern Nonresponse in kritischen Sub-
gruppen zu minimieren. Dies erfordert zunächst adaptierte Erhebungsin-
strumente. Dies bedeutet nicht nur Instrumente in mehreren Sprachen, 
sondern auch besonders knapp gehaltene Instrumente. Eine Befragung 
von mehr als 30 Minuten pro Befragten pro Haushalt bei der ersten Welle 
halte ich bei Niedrigeinkommensbeziehern für illusorisch, vor allem wenn 
man die Panelbereitschaft erhalten will. Ich empfehle daher dringend, ein 
kurzes, pointiertes klares Erstinterview mit Vergabe von sicheren Incenti-
ves (zumindest in den Risikogruppen) und Einholung der Einwilligung in 
den Abgleich mit den BA-Daten. Falls ein dringender Informationsbedarf 
über Teilaspekte des Erhebungsprogramms in den Subgruppen bestehen 
sollte, wäre eher an unterschiedliche Erhebungsinstrumente in zufällig 
ausgewählten Teilstichproben zu denken als an eine Verlängerung des 
Fragebogens.10 Daneben sind mehrsprachige Interviewer, Verweigerungs-
reduktionstraining, Anschreiben, Incentives, Respondent-Tracking und vor 
allem eine saubere Stichprobenziehung mit einem möglichst vollständigen 
Abgleich der (potentiellen) BA-Kunden mit den Datenbasen der BA erfor-
derlich. Solange für theoretisch interessierende Subpopulationen eine 
Mindestfallzahl erreicht wird, erscheint mir eine Verminderung der Ausfälle 
im Niedrigeinkommensbereich mit hohem Risiko (nicht: der Ausschöpfung 
der Stichprobe im Sinne realisierter Interviews) wichtiger. Eine Begren-
zung der gesamten Fallzahl sollte das Projekt auch im bestehenden Zeit-
rahmen beherrschbar bleiben lassen. 
2.2.2 Erhebungsdetails 
Eine Panelstichprobe einer sensitiven Population wie hier wirft besondere 
Probleme bei der Durchführung auf. Einige besonders wichtige sollen kurz 
erörtert werden. 
2.2.2.1 Incentives 
Nicht nur die Erhebung allgemein, sondern vor allem die Erhebung aller 
Haushaltsmitglieder dürfte auf erhebliche Kooperationsprobleme insbe-
                                                
10 Der Hinweis, dass sich längere Interviews realisieren lassen, ist angesichts der vermu-
teten nicht-ignorierbaren Ausfälle gegenstandslos: Weder Oversampling noch Gewich-
ten können das Problem dann lösen. 
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sondere in den unteren Bildungsbereichen stoßen, die nur sehr begrenzt 
argumentativ aufgefangen werden können.11 Es wird daher zum Einsatz 
massiver Incentives geraten. Die Literatur zeigt eindeutig, dass massive 
Incentives auch nach einer ursprünglichen Verweigerung dann erfolgreich 
sein können, wenn es sich um sichere Incentives handelt. Eine differen-
zierte Vergabe sicherer Incentives scheint mir der einzig gangbare Weg, 
auch diese Population zu erreichen.12 Die dadurch beträchtlich erhöhten 
Erhebungskosten – eine Verdopplung der Kosten pro Fall erscheint mir 
eher als Untergrenze – sind auch zu Lasten einer erheblichen Einschrän-
kung der Fallzahl auf jeden Fall zu tragen, falls die Ergebnisse der Erhe-
bung generalisierbar sein sollen: Ausfälle dieser Subpopulation sind ver-
mutlich weder durch Selektionsmodelle noch durch multiple Imputation 
aufzufangen, von Gewichtungen völlig zu schweigen. 
2.2.2.2 Tracking 
Die Infratest-Verbleibstudie zum SOEP (Rosenbladt u. a. 2002) hat ein-
drucksvoll die Schwierigkeiten eines nachträglichen Respondent-Trackings 
unter Beweis gestellt. Um die bedingten Abgangsraten trotz Panelmortali-
tät korrekt schätzen zu können, ist ein detailliertes Tracking der Befragten 
erforderlich. Dies sollte – neben den üblichen Verfahren der Panelpflege – 
die schon frühzeitig während des Interviews erfolgte Einholung einer Tra-
cking-Erlaubnis bzw. einer Abgleich-Erlaubnis beeinhalten. Das Tracking 
sollte dabei die Abfrage der EWA-Daten und der Bezugsdaten der BA für 
jeden erfassten Befragten beinhalten. Für das Panelkonzept bedeutet dies 
die Weiterverfolgung jedes Befragten bis zum Studienende. Um die Kosten 
zu begrenzen, könnte erwogen werden, lediglich die BA-Daten für die Be-
fragten fortzuschreiben: Dies würde aber die Unterschätzung der Abgänge 
(vor allem in Verbeamtung, Selbstständigkeit und Emigration sowie ver-
mutlich auch Tod) bedingen. Die zu erwartenden hohen Kosten für ein sol-
ches Tracking-Konzept erscheinen mir daher unvermeidlich. 
                                                
11 Zu den Kooperationsproblemen wenig gebildeter Personen (in der deutschen Literatur 
überwiegend gänzlich falsch als "’Mittelschichtsbias"' bezeichnet), vgl. Schnell (1997). 
12 An anderer Stelle hat der Verfasser (Schnell 1991) auf eine Fußnote im Erhebungsbe-
richt der VZ 1970 hingewiesen: "`Während hier die Untererfassung für die gesamte 
Wohnbevölkerung auf 1.8 % geschätzt wurde, steigt diese bei den Sozialhilfeempfän-
gern auf 5,1 %. Selbst das sonst zurückhaltende Statistische Bundesamt führt dies - 
wohl gemerkt für die VZ70 - "`auf relativ große Zählungswiderstände in diesem Be-
völkerungsbereich"' (S. 39) zurück. "' 




Panelstudien laufen tendenziell eher länger als geplant; abgebrochene Pa-
nelstudien (außerhalb medizinischer Forschung und weniger Experimente 
wie im PSID) sind mir nicht bekannt. Weiterhin werden häufig ältere Stu-
dien als Ausgangsmaterial für weitere Wellen mit unter Umständen ande-
ren Fragestellungen reaktiviert. Die Löschung des Adressenmaterials bzw. 
die Weigerung der Weitergabe der Daten an Dritte (zum Beispiel zum 
Zweck des Record-Linkage, der Interviewer-Kontrolle oder des Wechsels 
des Erhebungsinstituts) unter Verweis auf vermeintliche datenschutzrecht-
liche Auflagen führt regelmäßig zu Durchführungsproblemen, vor allem 
falls im Untersuchungsverlauf neue Fragestellungen auftauchen, die De-
signänderungen oder -erweiterungen erfordern. Um daraus resultierende 
Probleme vollständig zu vermeiden, sollte die Arbeitsgruppe im IAB darauf 
drängen, dass das komplette Adressmaterial in der Verantwortung des  
IABs liegt. Dies betrifft zunächst nur eine vertragliche Regelung: Alle Da-
tenlieferanten (Institute, Gemeinden etc.) übermitteln an das IAB bzw. 
eine Vertrauensstelle außerhalb und juristisch unabhängig vom beauftrag-
ten Erhebungsinstitut. Abgeriegelte Einrichtungen wie Forschungsdaten-
zentren bieten sich an. Diese scheinbar triviale und selbstverständliche 
Regelung kann in ihren praktischen Konsequenzen kaum überschätzt wer-
den. Es empfiehlt sich, bereits zu Beginn der Verhandlungen mit Datenge-
bern und Instituten diesen Punkt schriftlich bindend frühzeitig festzuhal-
ten. 
2.2.2.4 Auffrischung 
Wie bei jeder Panelstudie stellt sich das Problem der Dynamisierung über 
die Zeit, d. h. die Hinzuführung neuer Teilnehmer. In der Regel erfolgt 
dies wenig aussichtsreich zur Kompensation der Panelmortalität. In dieser 
Studie wäre die Dynamisierung eher aufgrund der Veränderungen der Ri-
sikopopulationen, z. B. durch veränderte gesetzliche Rahmenbedingungen, 
erforderlich. Ich möchte vorschlagen, dieses Problem durch die Verwen-
dung von unabhängig nach theoretischem Bedarf konstruierten Kohorten 
zu lösen. Eine neue Risikopopulation ist dann lediglich eine weitgehend 
unabhängige Zusatzerhebung. Dies dürfte vor allem für die Ergänzung 
durch jüngere Personen gelten, möglicherweise aber auch für andere Teil-
gruppen. Eine Auffrischung der Stichprobe für im Panel existierende Sub-
populationen ohne Veränderungen der Rahmenbedingungen halte ich the-
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oretisch für nicht sinnvoll. Vermutlich werden aber potentielle Verände-
rungen bei neu in die Teilpopulationen eintretenden Personen unterstellt. 
Dies kann nur durch wenig elegante unabhängige Ziehungen aus den 
Auswahlgrundlagen erfolgen; die entstehenden Gewichtungsprobleme sind 
bestenfalls unerfreulich. Diese Art von Auffrischung würde ich bei einem 
Panel mit begrenzter Laufzeit eher vermeiden. Sollte eine lange Laufzeit 
geplant werden, scheint mir eine regelmäßige (z. B. jährliche) Nachzie-
hung aller Teilpopulationen als Kohorte noch vergleichsweise leicht be-
herrschbar. 
2.3 Haushaltsstichprobe und Personenstichprobe 
Das inhaltliche Interesse richtet sich auf die Übergangsraten und deren 
bedingende Variablen für SGB II-Bezieher. Diese sind durch das Konzept 
der Bedarfsgemeinschaft mit den Haushaltsmerkmalen gekoppelt. Nach 
Kenntnis des Autors sind alle Datenbasen der amtlichen Statistik in der 
BRD Personendateien. Auswahleinheiten sind damit in jedem Fall Perso-
nen. Damit sind die Merkmale der anderen Haushaltsmitglieder als Kon-
textmerkmale interpretierbar. Diese könnten prinzipiell über die Auskünfte 
der Befragungsperson als Proxy-Angabe oder durch tatsächliche individu-
elle Befragungen aller Haushaltsmitglieder erhoben werden. Die Literatur 
zur Validität der Proxy-Angaben lässt selbst für beobachtbare Merkmale 
wie dauerhafte Pflegebedürftigkeit oder Körperbehinderung keine ausrei-
chende Datenqualität erwarten; dies gilt für kaum sichtbare Merkmale in 
noch stärkerem Maße. Daher wird dringend zu einer individuellen Befra-
gung aller Haushaltsmitglieder geraten.13 
2.3.1 Haushaltsabgrenzung 
Bei telefonischen Befragungen sind sowohl Kish-Selection-Grid-Auswahlen 
als auch Next- bzw. Lastbirthday-Verfahren üblich. Da sich in der Praxis 
nur geringfügig höhere Verweigerungsraten bei Kish-Auswahl zeigen, kann  
 
                                                
13 Um andere Erhebungen beurteilen zu können, wird die Erhebung einiger Proxy-
Angaben zumindest in einer Teilstichprobe empfohlen. Insbesondere die Erfassung der 
Art der Berufstätigkeit (als hierarchisch vergebener ISCO-Code, als Klarschriftangabe 
und über das jüngst von Hoffmeyer-Zlotnik/Hess/Geis (2004) vorgeschlagene Abfra-
gesystem) dürfte die Validität vermutlich in den Ergebnissen abweichender konkurrie-
render Erhebungen kritisch erscheinen lassen. 
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man davon ausgehen, dass im Allgemeinen die Tatsache der Auflistung 
der Haushaltsmitglieder zu Beginn des Interviews bei professionell geführ-
ten Interviews weitgehend unproblematisch ist. Dies gilt leider nicht für 
die Validität der Angaben. Dies betrifft einerseits die Gültigkeit der Anga-
ben über einzelne Haushaltsmitglieder, andererseits die Gültigkeit der Ab-
grenzung der Haushaltsmitglieder. Eine bislang unveröffentlichte Studie 
des Gutachters, bei der Angaben der Befragten mit Registerangaben ver-
glichen werden konnten, zeigten Abweichungen der Angaben zum Ge-
burtstag anderer Erwachsener im gleichen Haushalt um mehr als ein Jahr 
in mehr als 10 % der Mehrpersonenhaushalte (Schnell/Ziniel/Coutts 
2006). Die Verwendung dieser Befragtenangabe zu nachträglichen Regis-
terabgleichen muss daher zweifelhaft erscheinen. Noch problematischer ist 
die Haushaltsabgrenzung. Vor allem amerikanische Studien zum Census-
Undercoverage zeigen deutliche Interpretationsdifferenzen zwischen Be-
fragten und Survey-Designern. Dies gilt für komplexe juristische Kon-
struktionen wie die einer Bedarfsgemeinschaft in besonderem Maße. Die 
Abgrenzung der Haushalte für die Analyse darf also nicht den Befragten 
überlassen werden, sondern muss aus Einzelangaben der Kriterien wäh-
rend des Interviews rekonstruiert werden. Spätestens durch diese Abfra-
gen dürfte zumindest einem Teil der Stichprobe die mögliche Relevanz der 
Befragung für den Erhalt von Leistungen klar werden.14 
2.3.2 Validierung der Haushaltsabgrenzung 
Um die Größe der Ausfälle und die Größe der systematischen Fehler bei 
der Haushaltsabgrenzung abschätzen zu können, wird nahegelegt, Unter-
stichproben zu validieren. Eine solche Validierung kann unter Verwendung  
 
                                                
14 Es muss leider auf die 2005 von der Bundesagentur für Arbeit durchgeführte Telefon-
aktion, bei der rund 180.000 Langzeitarbeitslose befragt wurden, hingewiesen werden. 
Für diese damals kontaktierten Personen war die Teilnahme an einer telefonischen Be-
fragung keineswegs konsequenzenlos. Für 29.000 ALG-II-Empfänger entstand durch 
die Befragung für die BA "`Klärungs- oder Änderungsbedarf"' (Spiegel Online vom 11. 
August 2005). Nicht nur die faktisch Betroffenen, sondern auch lediglich informierte 
Leistungsbezieher dürften daher einer Befragung kritisch gegenüberstehen. Durch die-
ses Verhalten hat die BA vermutlich einen der seltenen Fälle nicht-ignorierbarer Aus-
fälle in den Sozialwissenschaften selbst generiert: Derart bedingte Ausfälle sind ohne 
Verletzung der Datenschutzgesetzgebung oder unzumutbar heroischen Annahmen  
über den Ausfallprozess durch kein statistisches Verfahren mehr korrigierbar. Ähnliche 
Kopplungen von Befragungen mit administrativen Maßnahmen müssen zukünftig um 
jeden Preis verhindert werden, wenn die Datenerhebung sinnvoll bleiben soll. 
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eines Programms zur Generierung synthetischer Haushalte erfolgen. Ein 
solches Programm wurde z. B. bei den Zensustesterhebungen für die 
kommende Register-Volkszählung verwendet. Basierend auf den Daten 
der Einwohnermelderegister wurden durch das Programm potentielle 
Haushalte generiert, wobei gleiche Adresse und gleiches Einzugsdatum als 
definierende Merkmale dienten.15 Die Validierung könnte dabei in Hinsicht 
auf die später beschriebenen Substichproben (vergleiche Abschnitt "Basis-
Design 1') auf zwei Arten erfolgen. 
Für eine Stichprobe der unter 25-Jährigen aus den Einwohnermelderegis-
tern (im Folgenden: EWA-25) erfolgt die Synthetisierung manuell oder 
maschinell bei der Ziehung: Nach der Zufallsauswahl aus der Menge der 
unter 25-Jährigen wird (bei Sortierung nach Adresse und Zuzugsdatum) 
lediglich für die nächsten Nachbarn mit gleichen Merkmalen ebenfalls eine 
vollständige Ziehung durchgeführt und z. B. die Merkmale Geburtsdatum 
und Geschlecht übermittelt. Eine Übermittlung der Namen der Mitglieder 
des synthetischen Haushalts ist nicht notwendig. Obwohl eine daten-
schutzrechtliche Prüfung sicherlich notwendig ist, erscheinen mir diese 
Probleme bewältigbar. 
Für die anderen Teilstichproben des Designs wird vorgeschlagen für einige 
Gemeinden mit höheren Anzahlen ausgewählter Personen die Synthetisie-
rung nach Übermittlung der Daten der gezogenen Personen an die EWAs 
vornehmen zu lassen und Geschlecht und Geburtsdatum der Mitglieder 
des synthetischen Haushalte übermitteln zu lassen. Die datenschutzrecht-
lichen Probleme vermag ich nicht abzuschätzen; unter Verwendung einer 
Datentreuhänderstelle (zu den Einzelheiten vgl. Schnell/Bachteler 2006) 
sollten die Probleme aber bewältigbar sein.  
Die Durchführung dieser Validierung wird aufgrund der Einbeziehung von 
Einwohnermeldeämtern, Datenschützern und einer Datentreuhänderstelle 
vermutlich sowohl personalintensiv als auch langwierig. Hervorzuheben ist 
dabei aber, dass die Validierung der Angaben auch dann erfolgen kann, 
wenn die Datenerhebung (zumindest der ersten Welle) schon abgeschlos-
                                                
15 Aufgrund der nach der VZ 1970 traditionell äußerst begrenzten Dokumentation aller 
Zensusoperationen in der BRD sind Details der Durchführung, Effizienz und Gültigkeit 
der Synthetisierung dem Verfasser nicht bekannt. 
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sen ist: Gegebenenfalls muss dann lediglich das Auszugsdatum bei der 
Synthetisierung mit berücksichtigt werden. Da die Validität der Haushalts-
abgrenzung für die zentrale Fragestellung wesentlich ist, erscheint mir  
aber die Durchführung einer solchen Validierung anhand einer Teilstich-
probe unverzichtbar. 
2.4 Stichprobenvarianten 
Es wird hier vorgeschlagenen, die Stichprobe aus unabhängigen, aber 
nicht elementefremden Auswahllisten zusammenzusetzen. Ebenso wird 
empfohlen, die Auswahl innerhalb der Teilmengen zumindest teilweise 
proportional zu dem Risiko Leistungsempfänger zu werden, vorzunehmen. 
Der Vorteil eines solchen komplexen Stichprobendesigns liegt in der Ver-
meidung von Coveragefehlern einerseits, der ausreichenden Zahl der Be-
obachtungen für jede interessierende Subgruppe andererseits. 
2.4.1 Zur prinzipiellen Verwendung mehrerer Auswahl-
listen 
Das Design der Studie wird mit hoher Sicherheit die Verwendung mehre-
rer Auswahllisten nahezu unvermeidlich werden lassen. Die Verwendung 
mehrerer, nicht disjunkter Sampling-Frames ist in der Praxis der empiri-
schen Sozialforschung in der Bundesrepublik kein Standardverfahren und 
wird bei der Implementierung durch kommerzielle Institute vermutlich auf 
Widerstand stoßen. Daher muss festgehalten werden, dass solche mehrfa-
chen Auswahllisten kein wesentliches statistisches Problem darstellen. 
Prinzipiell kann man das Problem auf zwei Arten lösen: Bereinigung der 
gemeinsamen Liste um Doppeleinträge16 oder Gewichtung mit den Aus-
wahlwahrscheinlichkeiten. Der letzte Fall dürfte hier einfacher sein. Die 
eigentliche Berechnung der Gewichte bei mehrfachen Listen wurde spätes-
tens bereits von Deming/Glasser (1959) durchgeführt und ist technisch 
eher trivial (vgl. auch Coburn/Warde 1980). Weniger trivial ist die Voraus-
setzung, dass die eindeutige Zugehörigkeit jedes Elements der Stichprobe 
zu den Teilmengen der kombinierten Listen festgestellt werden muss.  
Ebenso muss die Größe der Teilmengen in der Population entweder be-
kannt sein oder aus der Stichprobe geschätzt werden; im letzten Fall müs-
                                                
16 Deduplizierung; interessanterweise ein Spezialfall des Record-Linkage. 
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sen große Varianzen der Schätzungen in Kauf genommen werden. Es liegt 
daher nahe, eine nach Einwohnerzahl geschichtete Stichprobe von Ge-
meinden zu ziehen und für jede der gezogenen Gemeinden einen Abgleich 
der verwendeten Auswahllisten vorzunehmen. Dieser Abgleich könnte in 
einer datenschutzrechtlich vermutlich unbedenklichen Weise in einer Ver-
trauensstelle vorgenommen werden, da zwar (möglicherweise – redun-
dant – pseudonymisierte) Personennamen und Adressen an die Vertrau-
ensstelle übermittelt werden, aber lediglich Aggregatstatistiken (Überlap-
pung und Populationsgröße) die Vertrauensstelle verlassen. 
Die Berechnung der Gewichte ist damit praktisch nicht trivial, aber mach-
bar. Vermutlich werden diese Datenzusammenführungen aber mehr Zeit 
beanspruchen, als bis zum geplanten Feldbeginn zur Verfügung steht. Für 
die Durchführung der Auswahl und die Erhebungen sind diese Gewichte 
aber nicht notwendig, so dass sie nachträglich lange nach Beginn der 
Feldarbeit berechnet werden können. Die Verwendung nicht-deduplizierter 
Auswahllisten ist also nicht nur statistisch weitgehend problemlos, sondern 
auch in diesem Fall faktisch durchführbar. 
2.4.2 Aktualität der Auswahlgrundlagen 
Für die tatsächliche Ziehung aus Datenbeständen der BA entstehen Prob-
leme durch die mangelnde Aktualität des Datenbestandes. Je nach Art des 
Bezugs (SGB II oder SGB III) scheinen brauchbare Stichtagsdaten verfüg-
bar zu sein, obwohl es auch hier zu einer (nachträglich berechenbaren) 
Überlappung der verschiedenen Auswahlgrundlagen kommen wird. Prob-
lematischer ist die Verwendung der Daten der tatsächlich sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten: Diese Datenbasis ist nicht zeitnah verfügbar. 
Entsprechend groß wird die Schnittmenge mit anderen Auswahlgrundlagen 
sein. Abgesehen von der Abweichung der Umfänge der Stichprobensub-
gruppen von den erwarteten Werten (was sich durch großzügige Kalkula-
tion der Zellenbesetzungen auffangen lässt) wird sich eine nachträgliche 
Änderung in den Berechnungen der Gewichtungsfaktoren nicht vermeiden 
lassen. 
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2.4.3 Basis-Design I 
Als generelles Basisdesign wird zunächst eine Stichprobe aus drei Auswah-
listen vorgeschlagen. Damit entstehen drei Teilpanel.  




2.4.3.1 SGB II 
Das Teilpanel SGB II besteht aus aktuellen Leistungsbeziehern. Dieses 
Teilpanel könnte und sollte nach vermuteten Abgangswahrscheinlichkeiten 
anhand inhaltlicher Kriterien geschichtet sein. 
2.4.3.2 Teilpanel-EWA25 
Aufgabe des Teilpanels EWA-25 ist die Abschätzung der Übergangswahr-
scheinlichkeiten derjenigen Teilmenge der Wohnbevölkerung, die – ohne 
jemals sozialversicherungspflichtig erwerbstätig gewesen zu sein – in die 
Menge der Leistungsbezieher wechselt. Weiterhin sollen Daten über die 
Dauer des Leistungsbezugs und die Übergangswahrscheinlichkeiten in an-
dere Zustände geschätzt werden. Die sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Relevanz der Daten für diese Subgruppe ist offensichtlich. 




Die Grundgesamtheit dieser Stichprobe sind die derzeit (soweit dies die 
Aktualität der Datenbasis zulässt) sozialversicherungspflichtig Erwerbstä-
tigen. 
2.4.3.4 Coverage-Error des Basis-Designs I 
Eine Reihe von interessanten Teilpopulationen werden durch das vorge-
schlagene Design ausgeblendet. Hierzu gehören Selbständige und Beam-
te, deren SGB-II-Karriere nur bei zufällig als Bestandteil der SGB-II-
Stichprobe gezogenen Personen retrospektiv verfolgt werden kann. Ver-
mutlich ist dieser Anteil so klein, dass eine Analyse dieser Subgruppen 
wenig erfolgversprechend ist. Da für diese die Erhebungsinstrumente er-
heblich verändert werden müssen, stellt sich die Frage, ob diese Teilmen-
gen nicht besser bei Erkennung während der Datenerhebung ausgeson-
dert werden. Sollte Interesse an diesen Subgruppen bestehen, erscheinen 
mir spezielle Erhebungen mit entsprechendem Screening ertragreicher.17 
2.4.4 Basis-Design II 
Das Basis-Design II besteht aus der Idee, neben dem unveränderten Teil-
panel SGB II zusätzliche Teilpanels durch disproportionale Ziehung aus 
Registern aufzubauen, wobei sich die Art der Register und die Art der Ge-
winnung der Risikoschätzung unterscheidet. 
2.4.4.1 Disproportionale Ziehung von Haushalten mit  
besonderem Bezugsrisiko 
Um eine ausreichende Fallzahl potentieller, aber noch nicht aktueller Leis-
tungsbezieher zu erhalten, könnten die Elemente der Stichprobe proporti-
onal zu ihrem Risiko, Leistungsbezieher zu werden, gezogen werden. Sta-
                                                
17 Nach Klärung der vermutlich kaum überwindlichen Datenschutzprobleme ließen sich 
für diese Populationen zusammen mit den Landesämtern für Besoldung einerseits, den 
Rentenversicherungsträgern andererseits auch sehr elegante auf Record-Linkage ba-
sierende Sampling-Frames erstellen. Eine Alternative für Freiberufler wäre ein Abgleich 
mit historischen Telefon-CDs (vor allem der Gelben Seiten) mit den SGB-II-Dateien. 
Eine entsprechende Analyse (der Vergleich von Registerdaten mit Einträgen in den 
"Gelben Seiten" hat der Verfasser kürzlich für ein europäisches Land durchgeführt; 
technisch ist dies mit den geeigneten Mitteln (vgl. Schnell/Bachteler/Reiher 2005) re-
lativ unproblematisch mit hoher Trefferwahrscheinlichkeit für Freiberufler durchführ-
bar. 
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tistisch ist dies problemlos.18 Für die praktische Umsetzung sehe ich nur 
zwei Möglichkeiten.19 
2.4.4.2 Das Modell BA-Risk 
Verzichtet man auf Selbstständige und Beamte sowie Personen, die noch 
nie erwerbstätig oder Leistungsbezieher waren, dann könnten die Daten 
der BA zur Ziehung genutzt werden. Durch vorherige Analysen ließen sich 
Prädiktoren für den Leistungsbezug bestimmen, wie z. B. Einkommen, 
Stellung im Lebenszyklus, Geschlecht und die Anzahl und/oder Länge bis-
heriger Jobspells bzw. der Leistungsbezüge. Aus der Datei wird eine große 
Stichprobe gezogen, das Vorhersagemodell gerechnet, entsprechend der 
Vorhersage geschichtet und dann aus dieser Stichprobe entsprechend den 
vorhergesagten Werten gezogen. Da zahlreiche Interaktionseffekte erwar-
tet werden, würde ich CART gegenüber logistischen Regressionen als Vor-
hersagemodell vorziehen. Ebenso liegt es nahe, als zusätzliches Klassifika-
tionskriterium die über den Namen klassifizierte vermutete Nationalität zu 
berücksichtigen.20 Die Auswahlwahrscheinlichkeiten für dieses Verfahren 
sind relativ problemlos berechenbar; ob der Gewinn an analysierbaren Fäl-
len die Kosten für das Verfahren legitimiert, lässt sich relativ rasch durch 
Modellrechnungen auf der Basis der BA-Daten abschätzen. Bei Verwen-
dung dieses Modells wird ein Zusatzpanel nach Art des EWA-25 unver-
                                                
18 Ökonometriker sprechen hier von vollständig endogen geschichteten Stichproben; die 
Literatur zum Survey-Sampling findet sich unter dem Stichwort "`π  estimator"'. Die 
Berechnung der Auswahlwahrscheinlichkeiten bei entsprechenden Stichproben erfolgt 
- obwohl dies theoretisch inkorrekt ist - in der Praxis unter der Annahme des Zurück-
legens, vgl. Säerndal/Swenson/Wretman (1992:48-53). 
19 Gelegentlich findet sich der Vorschlag, das SIPP als Beispiel für eine Stichprobenzie-
hung für diese Population zu verwenden. Dies ist in mehrfacher Hinsicht für die BRD 
unmöglich. Neben praktischen Aspekten (die Felddauer in der BRD ist in der Regel 
länger als eine Referenzperiode im SIPP, das Workload pro Interviewer wäre in der 
BRD nicht zu verantworten; die Ursache hierfür liegt in der mangelnden Infrastruktur 
der kommerziellen Institute (abgesehen von der völlig unzureichenden akademischen 
Infrastruktur und nahezu abwesenden Datenerhebungsinfrastruktur der amtlichen 
Statistik) spielt hierbei das Problem des Oversampling eine zentrale Rolle: Aufgrund 
der eigenwilligen Stuktur der amtlichen Statistik der BRD stehen die Angaben, die das 
SIPP zum Oversampling verwendet (Census-Tracts und Hausangaben aus dem jeweils 
aktuellen (d. h. hier: 2000) Census) für die BRD nicht zur Verfügung.  
20 Der Verfasser hat eine solche Klassifikation im Rahmen der Arbeiten zum Record-
Linkage erstellt. Nur auf diese Weise ließen sich vermutlich die besonders gefährdeten 
und in ungeschichteten Stichproben für Analysen nicht ausreichend vertretenen Sub-
gruppen der Aussiedler bzw. naturalisierter Ausländer ihrer Bedeutung angemessen in 
der Stichprobe realisieren. 
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meidlich. Damit ist das Design der Gesamtstudie für BA-Risk mit dem Ba-
sis-Design mit Ausnahme der Schichtung nach Risiko auf Basis der BA-
Daten identisch. 
2.4.4.3 Das Modell EWA-Risk 
Die von der Firma Microm erstellte Datenbank MOSAIC enthält für die Ad-
ressen von Häusern zusammengefasste Daten der Haushalte unter ande-
rem auf Basis der Creditreform. Für die Ziehungszwecke relevant wären 
zwei Merkmale aus dieser Datenbank: Kreditrisiko und eine neunstufige 
SES-Klassifikation. Aktualität und Validität der Daten lässt sich mit den 
mir zur Verfügung stehenden Daten nicht beurteilen. Solange auch nur 
eine geringe Korrelation der Daten mit dem Bezugsrisiko besteht, kann – 
praktisch – die Schichtung nach diesem Merkmal die Stichprobe nur 
verbessern.21 Ob sich dies unter dem Gesichtspunkt der zusätzlich gewon-
nen Fälle lohnt, lässt sich nur durch Modellrechnungen klären22 Microm hat 
in einem Gespräch mit dem Gutachter erklärt, dass die Datenbank bislang 
noch nicht für solche Ziehungen verwendet wurde. Die technische Durch-
führung sei aber problemlos.23 
Damit eröffnen sich mehrere Wege der Stichprobenziehung. Eine elegante 
Möglichkeit der Ziehung bestünde in der Verwendung der Einwohnermel-
dedateien. Ausgehend von der Auswahl der Gemeinden wird eine etwas 
größere Anzahl von Personen als bei ADM-Stichproben üblich aus der 
EWA-Datei gezogen.24 Für die gezogenen Personen werden die Microm-
Daten zugespielt.25 Die Zuordnung des Risikos zu den Personen erfolgt 
                                                
21 Zwischen Microm und dem DIW besteht seit 2006 über das SOEP ein Kooperationsab-
kommen. Microm hat dem Verfasser in einer persönlichen Mitteilung im Mai 2006 eini-
ge Ergebnisse der Validierung der Daten über Haushalte anhand der SOEP-Daten als 
Aggregatstatistik übermittelt. Weder die Stichprobengröße, noch die Auswahl, noch 
die Operationalisierungen der Variablen ist mir bekannt. Die berichtete Korrelation der 
Microm-Schichtungsvariablen mit dem Zielkriterium Erwerbslosigkeit dürfte mit r=0.96 
die Schichtung aber deutlich verbessern. 
22 Aufgrund der jüngsten Kooperation zwischen dem DIW und Microm ließe sich dies 
durch einige Rechnungen mit dem SOEP klären. 
23 Erste Gespräche mit Microm lassen die Kosten selbst im Vergleich zu den vermutlichen 
Kosten der Risiko-Schätzung für BA-Risk vernachlässigbar erscheinen. 
24 Auch hier bestünde die Möglichkeit nach der aufgrund des Namens vorhergesagten 
Nationalität wie im Abschnitt 2.4.4.2 beschrieben zu schichten. 
25 Im Rahmen der Kinderbetreuungsstudie 2005 konnten von Microm 92 % der übermit-
telten Adressen mit Daten angereichert werden. Hier besteht die Möglichkeit, dass vor 
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ausschließlich über die Weitergabe der Adressen (ohne Namen) an Mic-
rom. Die von Microm gelieferten Daten werden zur Stratifizierung und der 
Auswahl der Haushaltsreferenzperson verwendet. Eine Übersicht über den 
Informationsfluss für diese Teilstichprobe gibt die Abbildung 2. 




                                                                                                                                                     
allem Personen mit besonderem Risiko nicht zugerechnet werden können. Es sollte 
daher durch eine qualitative Untersuchung nicht zuspielbarer Adressen die Selektivität 
geprüft werden. Sollte dies nicht möglich sein, wird angeregt, diese Personen als eige-
ne Risiko-Schicht zu verwenden. 
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Der Reiz dieses Verfahrens besteht in der sauberen Auswahlgrundlage, der 
einfachen Gewichtung und die Berücksichtigung auch der Populationen, 
die sich nicht in den BA-Daten finden. Bei Verwendung dieses Modells re-
duziert sich das Design auf zwei Teilpanel: SGB II+EWA-Risk, wobei beide 
Teilpanels komplex geschichtet (z. B. nach klassifizierter Nationalität und 
Altersgruppe) sein können (vgl. Abbildung 3). 
Abbildung 3: Teilmengen der Variante EWA-Risk, geschichtet nach Risiko 
 
 
Ein weiterer Vorteil des Designs könnte in der Möglichkeit liegen, mit den 
Erhebungen auf der Basis des Teilpanels SGB II zu beginnen, die etwas 
komplexere Stichprobenbildung für EWA-Risk parallel laufen zu lassen und 
dann zeitlich etwas später mit der Datenerhebung für EWA-Risk zu begin-
nen. Falls keine erneuten Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen oder gravierende wirtschaftliche Veränderungen zwischen den Erhe-
bungsstarts stattfinden, sollte der verschobene Erhebungsbeginn kaum 
Auswirkungen zeigen. 
2.5 Besondere Teilpopulationen 
Vor allem Nichtbezieher und Personen in extremer Armut werden durch 
die vorhandenen Stichprobenbausteine nicht angemessen erfasst. Daher 
soll deren Probleme kurz erwähnt werden. 
2.5.1 Nichtbezieher 
Dem Verfasser ist kein geeigneter Sampling-Frame bekannt, der sich für 
die Auswahl von Personen eignet, die keine Leistungen nach SGB II bezie-
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hen, obwohl sie beziehungsberechtigt wären ("Nichtbezieher').26 Damit 
verblieben nur wenige Möglichkeiten für Wahrscheinlichkeitsauswahlen.27 
Zunächst wäre an ein Screening-Verfahren zu denken, das aber aufgrund 
der hohen Kosten und der für diese Population möglichen Sensitivität des 
Screeningsmerkmals ausscheidet. Damit verblieben nur Teilstichproben 
aus besonders risikoträchtigen Teilpopulationen. Hier wären vermutlich 
nur datenschutzrechtlich kaum realisierbare Konstruktionen denkbar.28 
Der Verfasser sieht daher derzeit keine Möglichkeit zu tragbaren Kosten 
diese Population mit einer Wahrscheinlichkeitsauswahl zu erheben.29 
2.5.2 Sampling-Frames für die Untersuchung extremer 
Armut 
Für die Armutsforschung ergeben sich am Rande des Projekts besondere 
Möglichkeiten, die im weiteren Verlauf des Projekts als unabhängige Teil-
projekte mit unabhängiger Förderung bearbeitet werden könnten.30 Hierzu 
gehören vor allem quantitative Studien mit Leistungsbeziehern, die sich 
nicht in den EWA-Dateien finden. Hier sind neben vermutlich datenschutz-
rechtlich problematischen Abgleichen Studien mit kryptographischen In-
dexdateien bei den leistungsgewährenden Stellen möglich. Selbst bei Be-
schränkung auf wenige Testgemeinden könnte über Capture-Recapture 
eine Schätzung der Populationsgröße erfolgen. Eine weitere Möglichkeit 
bestünde in einem Vergleich der deduplizierten Adressen der EWA mit den 
Adressen der Microm, den Adressen der Geodaten der Landesvermes-
                                                
26 Möglicherweise - aber dem Verfasser nicht bekannt - böten die Daten der Rentenversi-
cherungsträger eine Grundlage; aber da hier schon die Übermittlung von Daten bis-
lang auf Probleme stößt, erscheint eine Verwendung als Sampling-Frame utopisch. 
27 Von Quoten- und Schneeball-Stichproben möchte ich aufgrund der prinzipiell nicht 
lösbaren Verallgemeinerbarkeitsprobleme dringend abraten. 
28 Ein Beispiel wären synthetische Haushalte ohne Lohnsteuerkarte und keinem Eintrag 
in den "`Gelben Seiten"', Alleinerziehende mit ähnlichen Merkmalen usw. 
29 Angesichts der Regel nicht beachteten Undercoverage-Probleme bei "`Allgemeinen 
Bevölkerungsstichproben"' (Schnell 1991) ist der Rückgriff auf Erhebungen mit Stan-
dard-Frames und Prozeduren bedenklich, vgl. Becker/Hauser (2003). 
30 Angesichts des Forschungsstandes in diesem Gebiet scheint mir dies dringend gebo-
ten. Die vorliegenden Arbeiten scheinen sich über die Möglichkeiten der Register kaum 
informiert zu haben. Ansätze für Subpopulationen in der Bundesrepublik, die aus den 
normalen Frames herausfallen, finden sich bei Mingot/Neumann/Ludwig (2003), wobei 
allerdings weder die Möglichkeiten des Record-Linkage noch die Schätzmethoden bei 
multiplen Frames erwähnt werden. Angesichts des Pilotcharakters der Studie ist dies 
zumindest erstaunlich. Deutlich reflektierter, aber im hier interessierenden Zusam-
menhang wenig ergiebig ist die Arbeit von Isengard (2002). 
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sungsämter sowie den Adressdaten der Bundespost. Auch eine stichpro-
benartige Validierung dieser Adressen dürfte über Capture-Recapture Grö-
ßenschätzungen einerseits und Sampling-Frames für Begehungen ande-
rerseits liefern. Vor allem das Undercoverage der EWA-Dateien dürfte in 
Hinsicht auf (auch potentielle) Leistungsempfänger anders kaum unter-
suchbar sein. 
2.5.3 Nachtrag: Details zur Ziehung einer Risiko-ge-
schichteten Stichprobe 
Für die Stichproben auf der Basis einer Risikoschichtung müssen Haushal-
te in Straßenabschnitten ausgewählt werden. Hierzu muss zunächst eine 
Auswahlgrundlage erstellt werden.31 
2.5.3.1 Auswahlgrundlagen 
Die Daten der BA enthalten die (ein Jahr alten) Privatadressen von 28 Mil-
lionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sowie die Adressen der 
SGB-II-Bezieher und SGB-III-Bezieher. Dieser Adressbestand dürfte die 
meisten, aber nicht alle Straßen der BRD enthalten. Um in sehr kurzer 
Zeit zu einer vollständigeren Liste der Straßen zu gelangen, werden die in 
den Telefon-CDs enthaltenen Adress-Bestände erkennbar privater Haus-
halte exportiert und dedupliziert. Nach Zusammenführung und wiederhol-
ter Deduplizierung mit bereits zuvor deduplizierten BA-Adressen dürfte 
innerhalb von wenigen Arbeitstagen eine nahezu vollständige Liste der 
Straßen mit Hausnummern aller Gemeinden vorliegen. In dieser Liste feh-
len nur Straßen, in denen weder sozialversicherungspflichtig Tätige noch 
SGB-II-Bezieher oder SGB-III-Bezieher gemeldet sind und in denen keine 
mit Adresse vorhandene Telefonanschlüsse in das Telefonbuch eingetra-
gen wurden. 
2.5.3.2 Schichtung 
Im Regelfall ist nahezu immer eine getrennte Auswertung nach Bundes-
ländern erwünscht, daher wird empfohlen nach Bundesland zu schichten. 
Die Schichtung sollte so erfolgen, dass eine Mindestzahl von Personen pro 
Land nicht unterschritten wird. Bei 16 Bundesländern könnte eine Unter-
                                                
31 Andere, prinzipiell verfügbare Datenbasen für diesen Datenbestand sind innerhalb der 
kurzen zur Verfügung stehenden Zeit kaum zu vertretbaren Kosten erhältlich. 
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grenze von 1000 Personen pro Land in der realisierten Stichprobe ange-
messen sein, da dann noch getrennte Auswertungen nach Geschlecht und 
Altersgruppen realistisch sind.32 
Um entsprechend dem Risiko des Bezugs zu ziehen, können die Blöcke 
nach dem Anteil der SGB-II-+SGB-III-Bezieher oder einer Risiko-Schät-
zung auf der Basis der Microm-Daten geschichtet werden. Blöcke mit hö-
herem Risiko werden eher gezogen. Im Falle der BA-Risikoschätzung muss 
verhindert werden, dass Blöcke ohne Bezieher keine Auswahlschance be-
sitzen. Also könnte z. B. die Ziehung in Risiko-Quantilen erfolgen. 
2.5.3.3 Auswahl der Gemeinden 
Die Auswahl der Gemeinden sollte wie beim ADM-Design als PPS-Stich-
probe nach der Einwohnerzahl der Gemeinden erfolgen. Die Zahl der Ge-
meinden sollte dabei deutlich höher liegen als im ADM-Design, da auf-
grund mangelnder Kooperation bei der Bestimmung der Gewichte bei den 
Gemeinden mit Ausfällen gerechnet werden muss. 
2.5.3.4 Ziehung der Straßenabschnitte 
Aus dem Datenbestand der Strassen werden in einem ersten Schritt Stra-
ßen ausgewählt. Anhand der BA-Datei werden beginnend mit der Haus-
nummer 1 der Strasse bis zum Ende der Strasse alle Personen in dieser 
Strasse gezählt. Weiterhin werden alle SGB-II- und SGB-III-Bezieher ge-
wählt. Liegt die Summe dieser Personen über einem Schwellenwert wird 
die Strasse in mehrere Blöcke geteilt. Bei mehr als einem Block wird ein 
Block ausgewählt.33 Liegt die Zahl der Personen unter einem Schwellen-
wert, dann werden solange mehrere Straßen zu einem Block zusammen-
gefasst bis das Minimum überschritten wird. Es bieten sich drei Wege der 
Blockfusion an: 
                                                
32 Da vermutlich auch eine getrennte Auswertung für die Optionskommunen vorgenom-
men werden soll, liegt eine zusätzliche Schichtung nach diesem Kriterium nahe. In 
diesem Fall wird die Berechnung der Auswahlwahrscheinlichkeiten der Personen deut-
lich aufwändiger. Will man diese Probleme vermeiden, könnte man auf die Berücksich-
tigung der Optionskommunen in der Schichtung verzichten. So würden vermutlich nur 
wenige Optionskommunen in die Stichprobe gelangen. Dieses ließe sich durch Einfüh-
rung einer nicht mit Bundesland gekreuzten Sonderschicht "`Optionskommunen"' 
vermeiden. Es handelt sich dann praktisch um eine unabhängige Zusatzstichprobe. 
33 Die Auswahl mehrerer Blöcke pro Strasse sollte zur Verringerung von Design-Effekten 
verhindert werden. 
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• Reine Zufallsauswahl der Blöcke innerhalb eines Postleitzahlbezirks  
• Manuelle Suche angrenzender Strassen anhand von Stadtplänen  
• Maschinelle Suche benachbarter Straßen über Dateien mit Geokoordina-
ten.  
Obwohl die dritte Lösung die Bewegungszeiten der Interviewer minimieren 
dürfte, steigen bei dieser Variante die Klumpeneffekte durch Homogenität 
der Wohngebiete. Weiterhin müssen die Daten beschafft und aufbereitet 
werden. Da die erste Lösung am schnellsten und preiswertesten durch-
führbar ist, wird zunächst diese Methode empfohlen. 
2.5.3.5 Ziehung der Adressen 
Innerhalb der gezogenen Blöcke werden die Intervalle der existierenden 
Hausnummern im gesamten Adressbestand ermittelt. Innerhalb dieser be-
kannten Hausnummer-Intervalle erfolgt eine Zufallsauswahl anhand einer 
Gleichverteilung. 
2.5.3.6 Ziehung der Haushalte 
Die Ziehung der Haushalte erfolgt wie beim Random-Walk durch den In-
terviewer über die Klingelschilder anhand einer Zufallszahlentabelle. Zahl 
der Klingeln, Zufallszahl und Name werden protokolliert. Abweichungen 
von der vorgegebenen Adresse sind nicht möglich. 
2.5.3.7 Ziehung der Personen 
Bei einer Haushaltsbefragung ist keine Auswahl im Haushalt nötig. Sollte 
eine Personenstichprobe geplant sein, dann kann die Auswahl der Befra-
gungsperson im Haushalt durch eine Zufallszahl nach Auflistung der er-
wachsenen Mitglieder des Haushaltes in festgelegter Reihenfolge (Schwe-
denschlüssel) erfolgen. 
2.5.3.8 Grundlagen des Gewichtungsmodells 
Die Gewichtung erfolgt zunächst als π -Estimator über die Risiko-Schät-
zung. Dafür benötigt man aber eine Schätzung der Zahl der Personen pro 
Block sowie eine Schätzung der Auswahlwahrscheinlichkeit für den Block. 
Wird aus dem Intervall der bekannten Hausnummern gezogen, dann ha-
ben auch Nicht-BA-Kundenhaushalte eine Auswahlchance größer Null. Die-
se ist aber vor der Ziehung nicht bekannt und nur grob über die Block-
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wahrscheinlichkeiten multipliziert mit der Wahrscheinlichkeit der Ziehung 
im Intervall abschätzbar. Allerdings kann diese Wahrscheinlichkeit nach 
der Erhebung über die Zahl der Personen im Block aus den Meldedateien 
geschätzt werden. Damit können die Bewohner eines Blocks (einschließlich 
der Anstaltsbevölkerung) die Population bilden (falls dies gewünscht wird). 
Während oder auch nach der Erhebung werden die Einwohnermelderegis-
ter der ausgewählten Gemeinden kontaktiert und für die ausgewählten 
Strassen bzw. Blöcke um die Ermittlung der Zahl der Einwohner gebeten. 
Die Auswahlwahrscheinlichkeit der Person lässt sich dann auch nachträg-
lich ermitteln. Sollte die Zahl der Einwohner pro Strassenabschnitt durch 
die Meldeämter nicht in Erfahrung gebracht werden können, bieten sich 
mehrere Möglichkeiten an:34 
• Verwendung der Anzahl der BA-Kunden  
• Verwendung der Anzahl der eingetragenen Telefonnummern aus Privat-
haushalten+Anstalten*Korrekturfaktor  
• Verwendung der Microm-Daten über die Zahl der Haushalte pro Block  
• Nacherhebung der Haushaltezahl der Blöcke als Klingelschildzählung  
Jeweils sollte mit der Einwohnerzahl pro Gemeinde normiert werden. 
2.5.3.9 Exkurs: Schätzung der Zahl der Bewohner pro 
Block durch Capture-Recapture 
Sollte die Zahl der Bewohner pro Block nicht ermittelbar sein, muss sie 
geschätzt werden. Eine Möglichkeit bietet die Capture-Recapture-Schät-
zung. Die Schätzung basiert auf der Ziehung einer Stichprobe 1n , deren 
Elemente markiert werden. Bei einer zweiten Ziehung einer Stichprobe 2n  
aus der Population wird die Zahl der markierten Elemente m  ermittelt. 






nnN  (1) 
                                                
34 Daneben bieten sich andere Möglichkeiten, die aber zum größten Teil noch nie ver-
wendet wurden. Über die faktische Machbarkeit oder datenschutzrechtlichen Probleme 
ist daher kaum etwas bekannt. Zu solchen Möglichkeiten gehören die (kommerziell er-
hältliche) Zahl der Briefkästen, die Zahl der Stromzähler in Privathaushalten für den 
Straßenabschnitt usw. 
IABForschungsbericht Nr. 12/2007   
 
56








mnmnnnN  (2) 
Betrachtet man z. B. einen Block mit 160 Personen, von deren 8 für eine 
Befragung ausgewählt wurden und findet von diesen 8 Personen 5 in einer 
anderen Liste der Population, dann schätzen wir  
 240.5=1
6
9*161=ˆ −N  
Die Varianz ergibt sich mit  
 2673.75=3/6*155*9*161  
Damit ergibt sich ein 95-%-Konfidenzintervall von 341.85- 139.15. Da ei-
ne Unterschätzung ausscheidet, vermuten wir zwischen 160 und 342 Per-
sonen im Block. Damit variieren in einem solchen Fall die Gewichte maxi-
mal ca. um den Faktor 2. 
2.5.3.10 Undercoverage und Overcoverage 
Im Gegensatz zu bisherigen Verfahren ist die Anstaltsbevölkerung zumin-
dest durch die Stichprobe der bisherigen SGB-II-Bezieher repräsentiert. 
Häuser, in denen ausschließlich Beamte, Selbständige oder Rentner woh-
nen und in denen kein Telefon eingetragen ist und deren Hausnummer 
außerhalb der bekannten Hausnummerintervalle liegen, besitzen eine 
Auswahlwahrscheinlichkeit von Null. Ebenso besitzen Personen in Häuser 
derjenigen Straßen, in denen weder ein einziger sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigter, SGB-II- oder SGB-III-Bezieher wohnt noch mindestens 
ein Telefonanschluss eingetragen ist, eine Inklusionswahrscheinlichkeit 
von Null. Das Ausmaß dieses Undercoverage ist nicht bekannt, aber ver-
mutlich klein. Die Größe dieser Population ließe sich prinzipiell durch Ver-
gleich der hochgerechneten Einwohnerzahl auf Basis der Stichprobe an-
hand der hochgerechneten Blockzahlen der Einwohnermeldedateien ab-
schätzen. 
Der Overcoverage der realisierten Stichprobe setzt sich zusammen aus 
dem echten Undercoverage der Meldeamtdateien sowie aus den faktischen 
Mehrfachwohnsitzen. Der Effekt, dass aufgrund der Stichprobe Personen 
gefunden werden können, die sich nicht in den Meldedateien finden, ist 
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durchaus erwünscht. Es könnten sich allerdings Probleme bei der Gewich-
tung ergeben. Diese ließen sich nur durch detaillierte Fragen nach dem 
Meldestatus umgehen. Aufgrund des heiklen Charakters der Frage für ei-
nige Subpopulationen sollte auf diese Frage verzichtet werden. Mehrfach-
wohnsitze im Sinne des Meldegesetzes lassen sich vermutlich problemlos 
abfragen und bei der Gewichtung berücksichtigen, falls dies gewünscht 
werden sollte. 
Betrachtet man Over- und Undercoverage gemeinsam, so dürfte der Over-
coverage bei weitem überwiegen. Tendenziell kann eine (geringe) Über-
schätzung des Risikos des SGB-II-Bezugs erwartet werden. 
2.5.3.11 Nonresponse-Behandlung 
Für Nonrespondenten liegen Haushaltsname und Anschrift vor. Da min-
destens ein Interviewer vor Ort war, könnten auch standardisierte Quar-
tiersbeschreibungen vorliegen, die für jede Art von Imputationsverfahren 
hilfreich wären. Zusätzlich liegen für die Personen, die sich in den BA-
Dateien finden, zahlreiche weitere Informationen vor. Ohne weitere In-
formationsquellen heranzuziehen, ließe sich für einen Teil der ausgewähl-
ten Nonrespondenten-Haushalte vermutlich über die Telefon-CD das 
Merkmal "selbstständig" bzw. "Freiberufler" im Haushalt generieren. 
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3 Design und Stichprobe des Panels „Arbeits-
markt und Soziale Sicherung“ (PASS) 
(Helmut Rudolph, Mark Trappmann)∗ 
Das Panel „Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ (PASS) wird als Haus-
haltspanel mit einer disproportional geschichteten Bevölkerungsstichprobe 
mit Schwerpunkt im unteren Einkommens- und Statusbereich durchge-
führt35.  
Der folgende Artikel stellt zunächst die konkurrierenden Konzepte einer 
reinen SGB-II-Empfänger-Stichprobe und einer trunkierten Stichprobe 
(„Niedrigeinkommenspanel“) dar und diskutiert deren Vor- und Nachteile 
gegenüber dem nun gewählten Design einer disproportional geschichteten 
Bevölkerungsstichprobe. In einem zweiten Abschnitt wird das Stichpro-
benkonzept in Grundzügen skizziert. Die Abschnitte drei bis sieben be-
schäftigen sich dann jeweils mit Details dieses Stichprobendesigns. 
3.1 Diskussion alternativer Designs 
Mit der geplanten IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Siche-
rung“ sollen individuelle und soziale Folgen der Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende im Haushaltskontext untersucht werden  
(Achatz/Hirseland/Promberger 2007, in diesem Band). Vorrangige Frage-
stellungen sind: 
1 Welche Wege führen in die Abhängigkeit von Transferleistungen? 
2 Wie verändert sich die soziale Lage der betroffenen Personen und 
Haushalte? 
3 Wie wird Langzeitarbeitslosigkeit und Abhängigkeit von staatlichen 
Transferleistungen subjektiv/kognitiv bewältigt? Verändern sich hand-
lungsrelevante Orientierungen der Befragten im Zeitverlauf? 
                                                
∗ Die Autoren danken Juliane Achatz, Bernhard Christoph, Markus Promberger und 
Claudia Wenzig, die dieses Design auf Basis des Gutachtens von Rainer Schnell mit-
entwickelt und Teile dieses Aufsatzes redigiert haben. 
35 Das hier beschriebene Stichprobenkonzept greift in wesentlichen Teilen auf Empfeh-
lungen von Rainer Schnell zurück, die dieser im Mai 2006 im Rahmen eines Gutach-
tens für das IAB vorgelegt hat (Schnell 2007, in diesem Band). Darüber hinaus gingen 
zahlreiche Empfehlungen von Bernd Fitzenberger, Reinhard Hujer und Jürgen Schupp 
in die Entwicklung des Konzepts mit ein. 
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4 Wie gestaltet sich der Kontakt zu den Trägern der Grundsicherung? 
Was kennzeichnet die institutionelle Handlungspraxis zur Eingliede-
rung der Arbeit im zeitlichen Verlauf? 
5 Welche Wege/Faktoren führen aus dem Hilfebezug? 
Damit gilt das vorrangige Interesse der Erhebung eindeutig Leistungsbe-
ziehern. Damit mag es zunächst nahe liegen, nur diese Gruppe zu befra-
gen. Dies liefe auf eine reine Leistungsbezieherstichprobe hinaus, die aus 
den Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit (BA) gezogen werden 
könnte (zu einer solchen Ziehung und den damit verbundenen Schwierig-
keiten siehe Abschnitt 3.3.1). Mit Hilfe einer reinen SGB-II-Stichprobe 
kann jedoch ein Großteil der mit dem Auftrag verbundenen Fragestellun-
gen nicht adäquat untersucht werden. Die umfassende wissenschaftliche 
Untersuchung von SGB-II-Leistungsempfängern und deren Haushalten 
erfordert aus vielfältigen Gründen auch die Berücksichtigung von Nicht-
leistungsempfängern. Dabei sind für viele – aber nicht für alle – Fragestel-
lungen vor allem Personen in vergleichbaren Lebenslagen interessant. 
• Eine fundierte Prävention von Arbeitslosigkeit und Armut benötigt Ana-
lysen der Ursachen des Zugangs zum Leistungsbezug und zur Armuts-
bevölkerung. Zugänge können aber nur dann analysiert werden, wenn 
Nichtleistungsempfänger schon vor dem Eintritt in den Leistungsbezug 
beobachtet werden. Retrospektivangaben hierzu sind aufgrund von Er-
innerungsfehlern und Rationalisierungsstrategien der Betroffenen als 
unzuverlässig einzustufen (vgl. Schnell 2007). Verwendet man für diese 
Zugangsanalysen allgemeine Bevölkerungsumfragen wie das Sozioöko-
nomische Panel (SOEP), so bleibt man auf die dort erhobenen Variablen 
beschränkt. Eine Integration zusätzlicher SGB II spezifischer Items in 
das SOEP wäre nicht in ausreichendem Umfang möglich gewesen. Er-
schwerend kommt die Untererfassung der Armutsbevölkerung (und da-
mit der Hauptrisikopopulation) im SOEP hinzu (vgl. Kempe/Schneider 
2002: 17 ff.). 
• Analysen im Sinne ökonometrischer Evaluation erfordern die Konstruk-
tion synthetischer Kontrollgruppen. Dabei wird – so weit möglich – zu 
jedem Leistungsempfänger ein statistischer Zwilling identifiziert, der 
aufgrund seiner Eigenschaften und Lebensumstände die gleiche Wahr-
scheinlichkeit besitzt, Leistungsempfänger zu sein – jedoch keiner ist. 
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Solche Verfahren bezeichnet man als Propensity Matching (vgl. Winship/ 
Morgan 1999). Diese Verfahren sind der derzeitige Standard für Kausal-
analysen in nicht-experimentellen Studien und setzen die Einbeziehung 
einer hinreichenden Zahl von Fällen ohne Leistungsbezug voraus. 
• Auch in der soziologischen Literatur gelten Designs ohne Kontrollgruppe 
als äußerst schwach. Ihre Schwäche besteht darin, dass es in der Regel 
eine Reihe von Alternativerklärungen für beobachtete Veränderungen 
gibt, die sich mit solchen Designs nicht ausschließen lassen (vgl. Sha-
dish/Cook/Campbell 2002: 103 ff.). So ist beispielsweise eine Verände-
rung der Lebenslage von Leistungsempfängern im Zeitverlauf nicht not-
wendigerweise auf die „Behandlung“ (treatment) mit dem Instrumenta-
rium des SGB II zurückzuführen, sondern kann auch Folge eines ge-
samtgesellschaftlichen Trends (z. B. Konjunkturaufschwung) sein. Der 
Vergleich mit dem zeitlichen Trend in einer Kontrollgruppe führt zu 
mehr Sicherheit bei der Interpretation der Ergebnisse.  
• Eine Beschränkung der Stichprobe auf SGB-II-Leistungsempfänger er-
laubt zudem keinerlei Aussagen zu nicht registrierten Armen (Dunkelzif-
fer, verdeckte Armut), nicht leistungsberechtigten Erwerbslosen sowie 
erwerbstätigen Armen (working poor) ohne Leistungsbezug. Diese 
Gruppen sind bislang ungenügend erforscht, so dass ihre Berücksichti-
gung im geplanten Panel einen wichtigen Beitrag zur Armuts- und Sozi-
alpolitikforschung leisten könnte. 
Diese Argumente sprechen deutlich dafür, die Grundgesamtheit der Unter-
suchung nicht allein auf Leistungsempfänger zu beschränken. Denkbar 
wäre eine Ausweitung auf den Niedrigeinkommensbereich bzw. auf durch 
andere Merkmale abgegrenzte Populationen mit hohem Risiko zum Zu-
gang zum Leistungsbezug. Immer jedoch, wenn man die Stichprobe trun-
kiert, also bestimmte Bevölkerungsgruppen oberhalb des Schwellenwerts 
eines Armutsindikators gar nicht befragt, bekommt man schwerwiegende 
methodische und inhaltliche Probleme.  
Inhaltlich hat man insbesondere das Problem, dass man die Möglichkeit 
verliert, die Gesamtbevölkerung als wichtige Referenzgruppe heranzuzie-
hen.  
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• Auch die Beurteilung von Lebenslagen von Leistungsempfängern ver-
langt den Vergleich mit der Gesamtbevölkerung. So wird Einkommens-
armut in der Regel relativ gemessen. Personen gelten nach gängigen 
Konzepten als arm, wenn ihr (bedarfsgewichtetes Haushalts-) Einkom-
men weniger als einen bestimmten Anteil (üblicherweise 60 %) des 
Durchschnittseinkommens der Bevölkerung beträgt (vgl. Faik 1995; Be-
cker/Hauser 2003). Auch bei der Verwendung alternativer Konzepte aus 
der Armutsforschung wie dem Deprivationsansatz (vgl. Halleröd 1995; 
Nolan/Whelan 1996; Lipsmeier 1999; Andreß/ Lipsmeier 2001) sind Er-
gebnisse für eine Teilpopulation nur durch den Vergleich mit der Ge-
samtbevölkerung sinnvoll interpretierbar. Darüber hinaus sind zudem 
auch bei Konzepten, die nicht schon von ihrer theoretischen Anlage her 
als relativ konzipiert sind, sinnvolle Beurteilungen oft nur über den Ver-
gleich mit einer Referenzgruppe möglich. So offenbart nicht der Blick 
auf den Gesundheitszustand von Leistungsempfängern allein, sondern 
erst der Vergleich mit anderen Gruppen den vieldiskutierten Befund so-
zialer Ungleichheit bei Gesundheit (Lampert u. a. 2005) und Lebenser-
wartung (Klein/Unger 2006). Für solche Vergleiche ist es erforderlich, 
dass die Variablen bei allen Gruppen einheitlich in derselben Studie er-
hoben werden. Zieht man Kennwerte für die Gesamtbevölkerung aus 
anderen Studien heran, so lässt sich nicht abschließend klären, inwie-
fern die Befunde von unterschiedlichen Frageformulierungen, Fragekon-
texten, Erhebungsmodi oder Befragungszeitpunkten beeinflusst sind. 
Vielleicht noch schwerwiegender sind allerdings drei methodische Proble-
me, die man sich mit einem derartigen Vorgehen erkauft: 
• Ein Panel mit einer trunkierten Stichprobe lässt sich nur als aussterben-
de Kohorte konzipieren, da es keinen Auffrischmechanismus gibt, mit 
dem Neuzugänge gezogen werden können: Neuzugänge zur Armutsbe-
völkerung wachsen eben nicht nur in den zum Bestand gehörenden 
Haushalten nach und nicht jeder, der in diesen Haushalten das Befra-
gungsalter erreicht, gehört wieder zur Armutsbevölkerung. Ein Scree-
ning zur Ermittlung von Neuzugängen wäre sowohl unergiebig (nur ein 
sehr kleiner Anteil der Bevölkerung stellt zu einem bestimmten Zeit-
punkt einen Neuzugang zur Armutsbevölkerung dar) als auch metho-
disch fragwürdig, da Einkommen sowohl aktuell als auch retrospektiv 
innerhalb des Screening-Interviews erhoben werden müsste. Zudem 
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dürfte die Erhebung eines sensiblen Merkmals wie Einkommen im Rah-
men eines Screening-Interviews zu einer hohen Verweigerungsrate füh-
ren. Das schwerwiegende Problem der nicht zu bewerkstelligenden Auf-
frischbarkeit hat nicht zuletzt auch zum „Aussterben“ des zwischen 
1998 und 2002 durchgeführten Niedrigeinkommenspanels (NIEP) ge-
führt (Kempe/Schneider 2002). 
• Nach der ersten Welle ist keine Querschnittshochrechnung auf irgendei-
ne Population mehr möglich: Dies lässt sich gut am Beispiel des Mover- 
vs. Stayer-Anteils exemplifizieren. Dabei sind Mover diejenigen, die nur 
temporär zur Armutsbevölkerung zählen, diesen Bereich aber zwischen-
zeitlich auch wieder verlassen. Stayer sind dagegen Personen, die im 
Zustand der Armut verbleiben. In einem Panel mit einer trunkierten 
Ausgangsstichprobe werden ab der 2. Welle Mover innerhalb der Ar-
mutsbevölkerung unterrepräsentiert sein, da zwar die (vergleichsweise 
häufigen) Abgänge aus dieser Population erfasst werden, nicht aber die 
(ebenfalls häufigen) Zugänge (vgl. Kempe/Schneider 2002: 10 ff.). 
• Koeffizienten, die mit Hilfe einer trunkierten Stichprobe berechnet wer-
den, gelten nicht für die Gesamtbevölkerung: Kempe und Schneider 
(2002) illustrieren dies für das NIEP am Beispiel der Auswirkung des 
Stundenlohns auf das Arbeitsangebot. Da per definitionem Personen mit 
großer Wochenstundenzahl und hohem Stundenlohn nicht enthalten 
sein können (denn dann würden sie kein Niedrigeinkommen beziehen), 
geht großes Arbeitsangebot (per Design) immer mit geringem Lohn und 
hoher Lohn (per Design) immer mit geringem Arbeitsangebot einher. Es 
entsteht künstlich ein negativer Zusammenhang zwischen beiden Vari-
ablen. Der errechnete Koeffizient ist ein Artefakt. 
Die genannten Argumente sprechen stark für die Verwendung einer Be-
völkerungsstichprobe. Allerdings ist eine solche für viele Fragestellungen 
zum Leistungsbezug deutlich ineffizienter: Für Kernfragestellungen wie die 
Untersuchung der Determinanten des Abgangs aus dem Leistungsbezug in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen steht in einer reinen Bevöl-
kerungsstichprobe nur ein kleiner Bruchteil der erhobenen Fälle zur Verfü-
gung. 
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Die Arbeitsgruppe im IAB hat sich daher für die disproportionale Schich-
tung der Bevölkerungsstichprobe entschieden. Zudem wird diese dispro-
portional geschichtete Stichprobe flankiert von einer weiteren Teilstich-
probe, die nur SGB II-Leistungsempfänger umfasst (Prozessdatenstich-
probe). Die beiden Teilstichproben lassen sich unter Berücksichtigung un-
terschiedlicher Auswahlwahrscheinlichkeiten zu einer gemeinsamen Bevöl-
kerungsstichprobe integrieren. Mit diesem Aufbau folgt das IAB weitge-
hend dem von Schnell (2007) präsentierten Vorschlag „EWA-Risk“. Abwei-
chungen von diesem Design wurden jedoch aufgrund zeitlicher Restriktio-
nen notwendig.  
3.2 Das Stichprobendesign der IAB-Panelerhebung  
„Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ 
Das Design (siehe auch Abbildung 4) besteht aus zwei unabhängigen Teil-
stichproben, die über die Auswahl derselben Primary Sampling Units 
(Postleitzahlen) auf der ersten Stufe der Stichprobenziehung verbunden 
sind. Die erste Teilstichprobe basiert auf der BA-Statistik zu Alg-II-Emp-
fängern (analog zum SGB-II-Teilpanel in EWA-Risk in Schnell 2007). Hier-
aus wird eine (räumlich geklumpte) Zufallsstichprobe von Bedarfsgemein-
schaften gezogen. Zu erfassen ist jeweils der gesamte Haushalt, innerhalb 
dessen die Bedarfsgemeinschaft lebt. In dieser Prozessdatenstichprobe 
sollen Interviews mit 6000 Haushalten realisiert werden. 
Modifiziert wurde der Vorschlag von Schnell in Bezug auf die zweite Teil-
stichprobe. Dabei wird die MOSAIC-Datenbank der Firma Microm nicht wie 
dort vorgeschlagen (Schnell 2007) zur Schichtung einer Einwohnermelde-
amtstichprobe, sondern direkt zur Generierung einer geschichteten Ad-
ressstichprobe verwandt. Dies ist darin begründet, dass die Ziehung einer 
Einwohnermeldeamtstichprobe nicht mit dem aufgrund zeitlicher Rahmen-
vorgaben – erste Längsschnittergebnisse müssen im Rahmen der SGB-II-
Evaluation bis Ende 2008 zur Verfügung stehen – dringend gebotenen 
Feldstart im Jahr 2006 zu vereinbaren gewesen wäre. 
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Abbildung 4:  Stichprobendesign für die IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt 
und Soziale Sicherung“ in der SGB-II-Forschung (Abbildung 
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Stufe 2: Ziehung einer geschichteten
Adressstichprobe (Hausnummern)
aus MOSAIC
Begehung der Häuser durch 
Mitarbeiter des Befragungsinstituts
und Abschrift der Klingelschilder
Falls nötig: Zufällige Auswahl einer 
Zielperson aus  dem Zielklingelschild
Befragung des gesamten Haushalts 
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Aus allen Adressen der MOSAIC-Datenbank wird eine (in denselben räum-
lichen Einheiten wie die erste Teilstichprobe geklumpte) disproportional 
nach dem Merkmal Status geschichtete Zufallsstichprobe gezogen36. Unter 
Adresse ist dabei Straße und Hausnummer eines von mindestens einem 
Privathaushalt bewohnten Gebäudes zu verstehen. Für jede vorgegebene 
Adresse werden im Rahmen einer Begehung alle Klingelschilder abge-
schrieben. Nach dem Ausschluss eindeutig gewerblich genutzter Wohnein-
                                                
36 Als Statusindikator wird das in der Datenbank enthaltene Merkmal „MOSAIC Sozio“ 
verwendet. Dabei handelt es sich um eine neunstufige Ordinalskala, zu deren Generie-
rung die Dichte bestimmter Merkmale wie z. B. statushoher Berufe, Selbständigkeit, 
akademischer Titel, oder PKW-Klassen auf Ebene kleinräumiger Aggregate und Ar-
beitslosigkeit und Kaufkraft auf Ebene größerer Aggregate verwendet werden (vgl. 
Kueppers 2005 und Abschnitt 3.3.2).  
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heiten wird in einem zweiten Schritt im Erhebungsinstitut pro Adresse ein 
Zielklingelschild zufällig ausgewählt. Stehen auf dem Klingelschild mehre-
re Namen, so wird in einem weiteren Schritt eine Zielperson ausgewählt, 
deren Haushalt dann zu befragen ist37. In dieser Teilstichprobe sollen  
ebenfalls Interviews mit 6000 Haushalten realisiert werden. 
In beiden Teilstichproben wird eine Mixed-Mode-Befragung durchgeführt. 
Soweit möglich, sollen zu den ausgewählten Befragungshaushalten Tele-
fonnummern ermittelt werden. Für einen Großteil der Prozessdatenstich-
probe sind diese bereits Bestandteil des Frames. Ist für einen Befragungs-
haushalt keine Telefonnummer zu ermitteln bzw. erweist sich die ermittel-
te Nummer als falsch oder ist dort niemand erreichbar, so wechselt diese 
Adresse in das CAPI-Feld, und es wird versucht, ein persönliches Interview 
mit dem Zielhaushalt zu realisieren. 
Eine ausschließlich telefonische Befragung kommt angesichts der Befra-
gungspopulation nicht in Frage. Telefonisch ist ein Großteil der Leistungs-
empfänger nicht erreichbar. Hinzu kommt unter den telefonisch Erreichba-
ren ein weiterer Anteil mit nicht eingetragenen und stark fluktuierenden 
Mobiltelefonnummern: In einer IAB-Querschnittsbefragung von Leistungs-
empfängern, die im Vorjahr ebenfalls im Mixed-Mode-Verfahren durchge-
führt wurde (Infas 2006), gaben 20 Prozent der Befragten an, über keinen 
Festnetzanschluss zu verfügen. Da die Nichtverfügbarkeit eines Festnetz-
anschlusses die Erreichbarkeit verschlechtert, darf dies für die Population 
als Untergrenze gelten.  
Eine ausschließlich persönliche Befragung ist bei der angestrebten Popula-
tion nicht nur aus Kostengründen problematisch. Der Feldbericht der Er-
hebung aus dem Vorjahr weist auf starke Widerstände einiger Zielperso-
nen hin, Interviewer in die Wohnung zu lassen (Infas 2006). Dazu trägt 
auch eine mögliche Verwechslung mit Kontrollen der Träger bei. Da sich 
seit dem vergangenen Jahr die Medienberichterstattung über Leistungs-
missbrauch und in diesem Zusammenhang auch über Kontrollen deutlich 
                                                
37 In vielen Fällen werden die unterschiedlichen Namen auf einem Klingelschild alle zu 
einem Haushalt gehören. In diesen Fällen ist dieser Schritt überflüssig. Dieses Verfah-
ren hat den Vorteil, auch für Wohnungen, in denen mehrere Haushalte wohnen, direkt 
einen Zielhaushalt zu generieren, so dass die Kontaktphase nicht mit für die Kontakt-
person vermutlich unverständlichen Fragen zu den in der Wohnung lebenden Haushal-
ten belastet werden muss. 
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verstärkt hat, dürfte dieses Problem inzwischen verschärft auftreten, so 
dass nur die telefonisch nicht Erreichbaren persönlich befragt werden38. 
In den folgenden Abschnitten werden Details des hier dargestellten De-
signs expliziert. Abschnitt 3.3 behandelt die verwendeten Datenbasen und 
stellt dabei insbesondere die Datenbasis Microm MOSAIC vor und disku-
tiert deren Eignung für die Ziehung einer disproportional geschichteten 
Bevölkerungsstichprobe. Abschnitt 3.4 beschäftigt sich mit der Auswahl 
der Sample Points. In Abschnitt 3.5 wird dargelegt, wie innerhalb der 
Sample Points Zielhaushalte ausgewählt werden und welche Aspekte unter 
dem Gesichtspunkt der Gewichtung dabei zu beachten sind. Abschnitt 3.6 
stellt Maßnahmen zur Erhöhung der Ausschöpfungsquote vor. Abschnitt 
3.7 skizziert schließlich ein Auffrischungskonzept. 
3.3 Diskussion der Datenbasen für die Stichproben-
ziehung 
Dieser Abschnitt gliedert sich in zwei Teile. Zunächst wird die Eignung der 
BA-Statistiken für die Ziehung einer Stichprobe von Bedarfsgemeinschaf-
ten diskutiert. In einem zweiten, wesentlich umfassenderen Teil wird dann 
die Datenbasis MOSAIC der Firma Microm auf ihre Eignung für die Ziehung 
einer disproportional geschichteten Bevölkerungsstichprobe beleuchtet. 
3.3.1 Ziehung einer Stichprobe von Bedarfsgemeinschaf-
ten aus Prozessdaten 
Bei den Trägern werden Informationen zum Leistungsbezug in unter-
schiedlichen Systemen gespeichert. ARGEn (Arbeitsgemeinschaften aus 
Agenturen für Arbeit und kommunalen Trägern auf der Ebene von Kreisen 
bzw. kreisfreien Städten) verwalten ihre Datenbestände im System A2LL, 
optierende Kommunen und Kreise mit getrennter Trägerschaft in eigenen 
Systemen. Sofern die Daten zu Leistungsbezug und Vermittlung nicht in 
den Systemen der BA verwaltet werden, sind die Träger verpflichtet, Mi-
krodaten nach dem vereinbarten Übermittlungsstandard X-SOZIAL (Bun-
                                                
38 Die Verwechslung mit Kontrollen ist auch bei telefonischen Interviews zu befürchten 
und kann auch hier Auswirkungen auf Teilnahmebereitschaft und Ehrlichkeit der An-
gaben haben. Ob ein telefonischer Zugang zu Leistungsbeziehern tatsächlich weniger 
problematisch ist, kann leider mit den Daten des IAB zur Querschnittsbefragung nicht 
belegt werden, da auch hier nur die selektive Teilmenge der telefonisch nicht Erreich-
baren persönlich interviewt wurde. Damit kann diese Selektivität nicht von eventuellen 
Moduseffekten getrennt werden. 
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desagentur für Arbeit 2005) an die BA zu übermitteln39. Für jedes der bei-
den Systeme steht ein Abzug zum Leistungsbezug im Juli 2006 für die 
Stichprobenziehung zur Verfügung. 
Nach den Analysen der BA-Statistik liegen für Juli 2006 vollständige Mik-
rodaten zu Bedarfsgemeinschaften und ihren Mitgliedern nur zu 424 von 
439 Kreisen vor. In 349 Kreisen liegen die Daten vollständig aus A2LL vor, 
in 54 Kreisen aus X-Sozial. In weiteren 21 Kreisen können die Eckwerte 
der Statistik durch Kombination beider Quellen annähernd reproduziert 
werden. In 15 Kreisen wurden die Eckwerte von der BA-Statistik aufge-
schätzt. In diesen 15 Kreisen liegt meist eine Untererfassung von 10 bis 
20 Prozent vor. 
Unter Nutzung der verfügbaren Mikrodaten für Bedarfsgemeinschaften 
und Personen werden die Eckdaten der Statistik bundesweit jedoch zu ca. 
99 % reproduziert, so dass nur ein geringer Undercoverage im nutzbaren 
Adressmaterial erwartet wird.  
Diese Angaben beziehen sich auf den verwendeten Frame, der auf der 
vorläufigen Bestandsauswertung der BA-Statistik für Juli 2006 beruht. 
Nach dreimonatiger Wartezeit werden die Statistiken auf ergänztem In-
formationsstand konsolidiert und revidiert. In der Vergangenheit hat das 
zu Korrekturen in der Zahl der Bedarfsgemeinschaften im Leistungsbezug 
um jeweils ca. 5 % nach oben geführt. Die Revisionen entstehen durch 
Nachbewilligungen für den Berichtsmonat, die zum Zeitpunkt der vorläufi-
gen Aufbereitung noch in Bearbeitung waren. Gegenüber den erwarteten 
revidierten Eckwerten dürfte sich also ein Coverage von ca. 94 % erge-
ben. 
Dieser Undercoverage ist nicht unbeträchtlich und voraussichtlich selektiv, 
da vor allem die letzten Neuzugänge in der Ausgangsstichprobe unterer-
fasst werden. Der Undercoverage ließ sich jedoch aus mehreren Gründen 
nicht vermeiden.  
Ein Rückgriff auf einen älteren, konsolidierten Frame hätte zwar die Nach-
erfassungen aus dem Bewilligungsverfahren der ARGEn „A2LL“ berück-
sichtigt, gleichzeitig aber zu einem geringeren Coverage in den Kreisen 
                                                
39 Siehe § 51b SGB II. 
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der optierenden Kommunen und von Trägern mit eigenen Systemen ge-
führt, für die im Juli eine bessere und vollständigere Datenlieferung er-
reicht werden konnte.  
Auf eine Konsolidierung der Juli-Daten konnte nicht gewartet werden, oh-
ne einen deutlich größeren Abstand zwischen Stichprobenziehung und Be-
fragung, ein Veralten des Adressmaterials durch Umzüge und eine Ver-
schiebung des Zeitplans für die erste Welle in Kauf zu nehmen. Auch diese 
Effekte dürften nicht stichprobenneutral, sondern selektiv für die Messung 
sein40.  
Zum 01.07.2006 trat eine Gesetzesänderung im SGB II in Kraft, durch die 
die Abgrenzung von Bedarfsgemeinschaften beeinflusst wird. Kinder im 
Haushalt ihrer Eltern rechnen seitdem bis zum 25. Lebensjahr zur Be-
darfsgemeinschaft, statt nur bis zum 18. Lebensjahr. Die Umkehrung der 
Beweislast zum Bestehen einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft wirkt 
sich auch in diesen Haushalten auf die Abgrenzung der Bedarfsgemein-
schaft und die Unterhaltsverpflichtungen zwischen den Partner aus. Auch 
diese institutionelle Änderung sollte in der Konzeption des Frames berück-
sichtigt sein41. 
Daher hat sich das IAB für die möglichst zeitnahe Ziehung der Stichprobe 
unter Inkaufnahme eines leicht erhöhten Undercoverage entschieden.  
In beiden Systemen werden die zur Bedarfsgemeinschaft gehörenden Per-
sonen unter einer Systemnummer erfasst. Da dieses Konzept nicht auf die 
übrige Population der Studie zu übertragen ist, bedeutet die Auswahl einer 
Bedarfsgemeinschaft in die Stichprobe, dass jeweils der gesamte zugehö-
rige Haushalt Befragungshaushalt wird. Unterschiede zwischen Haushalten 
und Bedarfsgemeinschaften treten ohnehin nur in seltenen Fällen auf. So 
stellt eine gemeinsam wohnende und wirtschaftende Gemeinschaft aus 
drei Generationen zwar einen Haushalt dar, doch bestünde dieser bei Be-
dürftigkeit aus mindestens zwei Bedarfsgemeinschaften: Eltern mit Kin-
                                                
40 Der Beginn eines neuen Arbeitsverhältnisses wird häufig einen Umzug nach sich zie-
hen, sei es, weil die Entfernung zwischen altem Wohnort und Arbeitsplatz dies erfor-
dert, oder weil sich die Einkommensverhältnisse durch die Aufnahme der neuen Arbeit 
ändern. Siehe hierzu auch van den Berg/Lindeboom/Dolton (2004). 
41 Änderung des § 7 (3) Nr.3 und 4 SGB II.  
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dern unter 25 Jahren bilden eine getrennte Bedarfsgemeinschaft von der 
der Großeltern. Ebenfalls eine eigene Bedarfsgemeinschaft bilden Kinder 
über 25 Jahren im Haushalt ihrer Eltern. Haushalte mit mehreren Bedarfs-
gemeinschaften haben eine erhöhte Auswahlwahrscheinlichkeit und müs-
sen daher im Interview identifiziert werden. In allen übrigen Fällen ist die 
Ausweitung der Befragung auf den gesamten Haushalt nicht für die Ge-
wichtung relevant, da der Haushalt im Frame jeweils durch eine Bedarfs-
gemeinschaft repräsentiert wird42. 
3.3.2 Eignung der Datenbasis Microm MOSAIC für die 
Ziehung einer disproportional geschichteten  
Bevölkerungsstichprobe mit Schwerpunkt im  
Niedrigeinkommensbereich 
Die Hausadressen der Datenbasis der Firma Microm beruhen auf öffentlich 
zugänglichen Informationen wie Adressdateien der Vermessungsämter 
und Straßenabschnittsverzeichnissen der Deutschen Post und werden aus 
zusätzlichen Quellen um die Information angereichert, ob die Adresse von 
mindestens einem Privathaushalt bewohnt wird (Ausschluss reiner Ge-
schäftsadressen). Für diese Adressen sammelt Microm in der Datenbank 
MOSAIC Informationen, die für die Schichtung der Stichprobe verwendet 
werden sollen. Bei den für die Stichprobenziehung verwendeten Merkma-
len handelt es sich nicht um Individualmerkmale, sondern um kleinräumig 
aggregierte Merkmale (mikrogeographische Daten). Bei Kueppers (2005) 
heißt es: 
Für die Analyse werden – aus Gründen des Datenschutzes – mehrere zu einem Wohnum-
feld gehörende Häuser zu einem „virtuellen“ mikrogeographischen Segment gebündelt, 
das mindestens fünf, durchschnittlich acht Haushalte umfasst. Dabei erfolgt eine ‚Bege-
hung der Straßen im Computer’. Zunächst werden die Häuser danach geprüft, ob we-
nigstens fünf Haushalte darin vorkommen. Große Häuser bilden also eigene Segmente. 
Wo dies nicht gegeben ist, werden in jeder Straße strukturähnliche Häuser zu Segmenten 
zusammengefasst, in denen zusammen mindestens fünf Haushalte vorkommen. Gleich-
zeitig werden die Einzeldaten zu aussagefähigen Strukturindikatoren für die Segmente 
                                                
42 Der Haushalt zum Zeitpunkt der Stichprobenziehung muss allerdings nicht mehr mit 
dem Haushalt zum Interviewzeitpunkt identisch sein. Eine Verfolgung aller aus dem 
ursprünglichen Haushalt entstandenen neuen Haushalte wird erst nach der ersten 
Welle praktikabel. In der ersten Welle wird im Falle einer Auftrennung des ursprüngli-
chen Haushalts zwischen Stichprobenziehung und Befragung nur der neue Haushalt 
des HVB (Haushaltsbevollmächtigter; dieser ist der Ansprechpartner für den Träger in 
der Bedarfsgemeinschaft) verfolgt. 
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verdichtet, und die Information wieder pro Haus als Datei aufbereitet. Insgesamt fließen 
weit über eine Milliarde Einzelinformationen mit ein (Kueppers 2005: 96). 
Bei den Einzelinformationen, die in das kleinräumige Segment einfließen, 
handelt es sich um so unterschiedliche Merkmale wie geographische In-
formationen inkl. Bebauungsstruktur, Analysen von Berufsbezeichnungen 
und akademischen Titeln von Telefonteilnehmern, PKW-Dichte und PKW-
Größen aus dem zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes 
oder Konsuminformationen (vgl. Kueppers 2005). Durch Mittelwertbildung 
werden analytische Eigenschaften der Aggregate gewonnen, die zur Klas-
sifizierung z. B. nach Status dienen. Die Microm Datenbasis sowie ähnliche 
kommerzielle Datenquellen werden bereits seit einiger Zeit wissenschaft-
lich genutzt, wobei in den letzten Jahren eindeutig eine zunehmende Ten-
denz wahrzunehmen ist. Andreß, Lipsmeier und Salentin nutzten Direkt-
marketingadressen eines nicht genannten Anbieters für die Stichproben-
ziehung im unteren Einkommensbereich ohne Nennung der verwendeten 
Produkte (Salentin 1994, Andreß/Lipsmeier/Salentin 1995). Der Familien-
survey wurde in der dritten Welle 2000 mit mikrogeographischen Informa-
tionen aus Microm MOSAIC angereichert (Marbach 2005: 27). Variablen 
aus MOSAIC wurden zuletzt den beiden großen regelmäßigen Bevölke-
rungsumfragen der Sozialwissenschaften zugespielt: Zum ALLBUS wurden 
Nonresponse-Analysen mit Hilfe sozioökonomischer Merkmale aus Microm 
MOSAIC durchgeführt (Schneekloth/Leven 2003); aus der Zuspielung der 
Statusinformationen zum SOEP, zu der es noch keine Publikationen gibt43, 
stammen Informationen zur Validierung des Schichtungskriteriums in Ab-
schnitt 3.3.2.2. Zudem wird in mehreren Kapiteln eines neueren Bandes 
zur Regionalisierung (Grözinger/Matiaske 2005) die Verwendung von Di-
rektmarketingadressen für die sozialwissenschaftliche Forschung disku-
tiert, unter anderem auch die der Datenbasis MOSAIC (Kueppers 2005). 
Zur Beurteilung, ob Microm MOSAIC eine geeignete Basis für die Ziehung 
einer Bevölkerungsstichprobe darstellt, ist die Abdeckung (Coverage) der 
Bevölkerung durch diese Auswahlgrundlage zu prüfen. Um zu prognosti-
zieren, ob die disproportional geschichtete Stichprobe tatsächlich einen 
Schwerpunkt im Niedrigeinkommensbereich haben wird, wurde die Validi-
tät des Schichtungskriteriums untersucht. 
                                                
43 Wir verweisen jedoch auf die Vorträge von Knies (2006) und Goebel u. a. (2006). 




Ein perfekter Stichprobenplan würde die Grundgesamtheit – die Menge 
von Einheiten (hier: Haushalte), für die die Aussagen der Untersuchung 
gelten sollen – 1 zu 1 abbilden (vgl. Groves u. a. 2004: 70). Da ein solch 
perfekter Frame in der Realität bei größeren Populationen nicht existiert, 
ist ein guter Stichprobenplan einer, der möglichst hoch mit der Grundge-
samtheit überlappt. Allerdings sind die Konsequenzen nicht für alle Abwei-
chungen von einer perfekten Überlappung gleich. Befinden sich einige  
Elemente im Stichprobenplan, die nicht zur Grundgesamtheit gehören  
(Overcoverage), so ist das zwar erhebungsökonomisch ungünstig, aber 
technisch möglich, diese beispielsweise durch ein Screening herauszufil-
tern. Gehören beispielsweise auch ausschließlich geschäftlich genutzte 
Gebäude zum Frame, so liegt Overcoverage vor. Diese populationsfrem-
den Elemente kann man durch eine Frage zu Beginn des Interviews identi-
fizieren und aus der Untersuchung ausschließen.  
Gibt es Duplikate im Frame (ein Element der Grundgesamtheit kommt 
mehrfach im Stichprobenplan vor), so lässt sich dies häufig im Rahmen 
der Befragung klären und durch ein Gewicht korrigieren. Dies geschieht 
beispielsweise im Rahmen telefonischer Befragungen mit dem in Deutsch-
land üblichen Gabler-Häder-Verfahren (Gabler/Häder 1997) mit der Frage, 
über wie viele Anschlüsse der Haushalt erreichbar ist (Häder/Gabler 1998: 
86). In der hier vorgestellten Stichprobe wird dies an zwei Stellen rele-
vant. Duplikate innerhalb des Microm Frames liegen vor, wenn Haushalte 
über mehrere Wohnsitze verfügen. Dies kann korrigiert werden, indem 
man entweder die Zahl der Wohnsitze eines Haushalts in der Befragung 
erhebt oder – so ist es in der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Sozia-
le Sicherung“ geplant – ein Interview nur durchführt, wenn der Haupt-
wohnsitz ausgewählt wurde. Zudem kann es Duplikate geben, die aus der 
Verwendung zweier unterschiedlicher Frames resultieren, die nicht über-
schneidungsfrei sind. Siehe hierzu Abschnitt 3.6. 
Generell nicht korrigierbar ist dagegen das Fehlen von Elementen der 
Grundgesamtheit im Stichprobenplan (Undercoverage). Das betrifft zum 
Beispiel bei einer Auswahl auf der Grundlage zufällig gewählter Telefon-
nummern alle Personen ohne Telefonanschluss. Diese fehlenden Elemente 
besitzen eine Inklusionswahrscheinlichkeit von null. Weichen diese Ele-
mente bezüglich bestimmter Eigenschaften von der Grundgesamtheit ab, 
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so resultiert eine Verzerrung aller mit der Stichprobe geschätzten Statisti-
ken, die mit dem Ausmaß des Undercoverage und mit der Unterschiedlich-
keit der Elemente, die nicht im Stichprobenplan auftauchen, zunimmt 
(formal in Groves u. a. 2004: 83 f.). Diese Verzerrung lässt sich nicht 
durch Gewichtung korrigieren. 
Das wichtigste Kriterium für die Eignung eines Stichprobenplans ist daher, 
dass jedes Element der Population eine positive und angebbare Auswahl-
wahrscheinlichkeit besitzt (Groves/Couper 2002: 13). Bei der Beurteilung 
der Eignung der Datenbasis Microm MOSAIC war dies das zentrale Kriteri-
um. In der Bedeutung dieses Kriteriums liegt auch begründet, warum aus 
dieser Datenquelle nicht direkt eine Personen- oder Haushaltsstichprobe 
gezogen wird. Dieses Vorgehen würde die Kosten für die nun vorgesehene 
Begehung mit Klingelschildauswahl einsparen und wäre damit deutlich 
kostengünstiger. Allerdings musste dieses Vorgehen als ungeeignet abge-
lehnt werden, da trotz einer bundesweiten Abdeckung von 95,2 % (ge-
genüber dem Bevölkerungsstand laut statistischen Ämtern des Bundes 
und der Länder) auf Personenebene die Abdeckung in den neuen Bundes-
ländern ohne Berlin nur bei 84,8 % liegt. Damit wäre die Auswahlwahr-
scheinlichkeit für beinahe jeden sechsten Bewohner der neuen Bundeslän-
der null. Zudem gibt es nach Auskunft von Microm Hinweise darauf, dass 
diese Ausfälle selektiv sein könnten, da sie möglicherweise mit dem Kon-
sumverhalten zusammenhängen. 
Dieses Problem tritt nicht auf, wenn man aus der Datenbasis Microm 
MOSAIC eine Adressstichprobe (Straße mit Hausnummer) zieht. Das Ad-
ressmaterial von Microm basiert auf unterschiedlichen Quellen wie Adress-
dateien der Vermessungsämter, Straßenabschnittsverzeichnissen der 
Deutschen Post und Daten der Creditreform (vgl. Kueppers 2005). Die 
Kombination mehrerer Quellen führt dabei zu einem höheren Abdeckungs-
grad. Dabei werden insbesondere auch Häuser mit gemischter Nutzung 
(gewerblich und privat) berücksichtigt.  
Zur Prüfung wurden die Bestände der Firma Microm mit der Fortschrei-
bung der Ergebnisse der letzten Gebäude- und Wohnungszählung des Sta-
tistischen Bundesamtes verglichen. Zunächst soll ein Vergleich auf Bun-
desebene durchgeführt werden: Die Fortschreibung der Gebäude- und 
Wohnungszählung weist für Ende 2004 (neuere Zahlen sind noch nicht 
publiziert) 17,459 Mio. Wohngebäude (ohne Wohnheime) aus. Dagegen 
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weist Microm 17,171 Mio. von Privathaushalten bewohnte Gebäude aus44. 
Damit liegt die Abdeckung gegenüber der offiziellen Statistik bei 98,4 %45, 
was einem Undercoverage von 1,6 % entspricht. Dieser Wert beeindruckt, 
ist er doch etwas kleiner als der Undercoverage in Meldeamtsdateien: So 
wurde allein im Rahmen der Zensustesterhebung 2001 in den Meldeamts-
dateien bundesweit ein Fehlbestand von 1,7 % (Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder 2004: 818) aufgedeckt. Selbst wenn aufgrund von 
Zeitstandsdifferenzen die Abdeckungsrate von MOSAIC etwas zu optimis-
tisch berechnet sein sollte – ein Teil der dort ausgewiesenen Gebäude 
könnte mittlerweile abgerissen oder unbewohnt sein und umgekehrt könn-
ten einige Neubauten fehlen – liegt eine Abdeckung vor, die mit Einwoh-
nermeldeamtsstichproben vergleichbar ist.  
Bei den bundeslandspezifischen Abdeckungen zeigt sich zwar ein leicht 
erhöhter Undercoverage in den neuen Bundesländern, doch ist dieser im 
Vergleich mit den Coverage-Problemen bei der Ziehung auf Personenebe-
ne zu vernachlässigen. In den neuen Bundesländern erreicht die Anzahl 
der in MOSAIC erfassten Gebäude 96,8 % des entsprechenden Wertes in 
der offiziellen Statistik. Die schlechteste Rate besteht mit 93,8 % in Sach-
sen-Anhalt.  
Da Microm von der Post eine Information auf Adressebene über alle dort 
bekannten Umzüge erhält, dürften auch Zeitstanddifferenzen nicht in grö-
ßerem Umfang auftreten.  
Ist die angesprochene Adressstichprobe generiert, so kann daraus mit 
Verfahren, die in der empirischen Forschung zum Standard gehören, ein 
                                                
44 Kriterium ist, dass dort zumindest auch ein privater Haushalt wohnt. Ist dieses Kriteri-
um erfüllt, werden auch Gebäude mit überwiegend geschäftlicher Nutzung einbezo-
gen. 
45 Versucht man die Abweichungen zwischen dieser neuesten publizierten Zahl von 
Wohngebäuden und der tatsächlich heute existierenden Zahl von Gebäuden, die von 
mindestens einem privaten Haushalt bewohnt werden, zu schätzen, so muss man drei 
weitere Werte berücksichtigen: 1.) Zu den Wohngebäuden der offiziellen Statistik 
kommen noch „sonstige Gebäude mit Wohnraum und Wohnheime“, deren Zahl etwa 
0,48 Mio. betragen dürfte. In der Microm-Datenbasis sind solche Gebäude in den 
17,171 Mio. Gebäuden enthalten. 2.) von den Gebäuden stehen etwa 0,68 Mio. leer. 
3.) seit Dezember 2004 dürften etwa 0,24 Mio. neue Gebäude entstanden sein (alle 
Schätzungen basieren auf den jeweils besten verfügbaren Daten des Statistischen 
Bundesamtes). Man kommt dann auf ca. 17,5 Mio. Gebäude, die von mindestens ei-
nem privaten Haushalt bewohnt werden. Ausgehend von diesem Wert sänke die Abde-
ckung des Microm-Stichprobenplans geringfügig auf 98,1 %.  
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Zielhaushalt ausgewählt werden (Kish 1965, vgl. auch das sehr ähnliche 
Design im British Household Panel Survey bei Taylor 2006: A4-4). 
Nur unzureichend erfasst werden durch den Stichprobenplan – genau wie 
bei Einwohnermeldeamtsstichproben – Obdachlose. Ein Teil von ihnen 
wird zwar prinzipiell in Wohnheimen und Notunterkünften erreichbar sein, 
doch ist faktisch von einer sehr geringen Erreichbarkeit auszugehen. Bei 
allgemeinen Bevölkerungsumfragen werden Obdachlose in der Regel erst 
gar nicht zur Grundgesamtheit der privaten Haushalte gezählt, da die 
Haushaltsdefinition „wohnen“ (und zwar nicht in einer Anstalt) voraus-
setzt. Grund hierfür ist, dass kein Auswahlverfahren für Obdachlose exis-
tiert, das die Bestimmung einer Inklusionswahrscheinlichkeit erlaubt46. Auf 
die Abbildung dieser speziellen Population im Rahmen einer Bevölke-
rungsumfrage, muss daher auch die hier dargestellte Untersuchung weit-
gehend verzichten47. 
3.3.2.2 Schichtungskriterium 
Neben der Schnelligkeit bei der Generierung der Stichprobe, die einen 
Feldstart noch im Jahr 2006 ermöglicht, besteht der zweite Vorteil der hier 
dargestellten Art der Stichprobenziehung gegenüber der Verwendung von 
Einwohnermeldeamtsstichproben oder dem weit verbreiteten ADM-Design 
(vgl. Behrens/Löffler 1999) in der Verfügbarkeit eines Schichtungskriteri-
ums. Die disproportionale Schichtung erlaubt die effizientere Bearbeitung 
vieler bedeutsamer Fragestellungen im Rahmen der SGB-II-Forschung, da 
die Fallzahl in relevanten Gruppen (z. B. Personen mit hohem Zugangsri-
siko, Haushalte im Niedrigeinkommensbereich) durch die Schichtung an-
steigt. Damit wird der Standardfehler vieler Parameterschätzungen klei-
ner. Die Stichprobe wird damit „präziser“ (von der Heyde 1999a: 29). Zu 
betonen ist, dass dieser erwartbare Effizienz- oder Präzisionsgewinn die 
einzige Konsequenz der Schichtung ist. Würde die Schichtung mit dem 
Statusindex aus MOSAIC gar nicht funktionieren, d. h. bestünde kein Zu-
sammenhang zwischen der Statusvariable und dem Risiko, in den Leis-
                                                
46 Vergleiche auch alle Vorschläge bei Isengard (2002: 37 ff.) zur möglichen Aufnahme 
Obdachloser ins SOEP. 
47 Die Prozessdatenstichprobe enthält dagegen zumindest diejenigen Obdachlosen, die 
Leistungen beziehen. Bei ihnen ist jedoch mit Erreichbarkeitsproblemen zu rechnen. 
Den Kontakt im Rahmen einer Panelerhebung langfristig zu halten, erscheint beinahe 
unmöglich. 
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tungsbezug einzumünden, so hätte dies lediglich Auswirkungen auf die 
Effizienz der Stichprobe für die Bearbeitung bestimmter Fragestellungen, 
nicht aber auf ihre Hochrechenbarkeit auf die Grundgesamtheit. Die unter-
schiedlichen Auswahlwahrscheinlichkeiten (hohe Wahrscheinlichkeiten für 
Personen mit niedrigem Status, um ein Vielfaches geringere Auswahl-
wahrscheinlichkeiten für Personen mit hohem Status) werden bei der Zie-
hung festgelegt, sind der Arbeitsgruppe damit bekannt und können durch 
ein Gewicht exakt korrigiert werden (vgl. Lohr 1999: 95 ff.). 
Das Szenario einer nicht funktionierenden Schichtung ist jedoch aufgrund 
der von Microm zur Verfügung gestellten Daten als extrem unwahrschein-
lich zu betrachten, da Validierungen aus einer jüngeren Zusammenarbeit 
mit der SOEP-Gruppe existieren (Goebel u. a. 2006). Durch die im Rah-
men dieser Zusammenarbeit erfolgte Zuspielung von MOSAIC-Informa-
tionen können für jede Statusklasse aus MOSAIC Anteils- bzw. Mittelwerte 
der SOEP-Befragten gebildet werden, die dieser Klasse zuzuordnen sind. 
Der Statusindex in Microm MOSAIC besteht aus 9 geordneten Klassen von 
„niedrigster Status“ bis „höchster Status“. Bezüglich verschiedener Indika-
toren und Prädiktoren für den sozialen Status wie Arbeitslosigkeit, Schul-
abschluss, Äquivalenzeinkommen und Statusindizes zeigt sich ein deutli-
cher – beinahe linearer Anstieg – mit steigender Statusklasse48. Damit 
zeigt sich, dass der Microm Statusindex hervorragend als Schichtungs-
merkmal einer disproportionalen, auf Armut und Leistungsbezug fokus-
sierten Stichprobe geeignet ist.  
3.4 Auswahl der Sample Points 
Für die Auswahl der Sample Points ist zunächst die räumliche Gliede-
rungsebene zu bestimmen, auf der die Sample Points ausgewählt werden. 
Ein zentrales Kriterium bei der Auswahl dieser Gliederungsebene ist, dass 
sie in beiden Auswahlgrundlagen vorhanden sein muss. Die kleinste Glie-
derungsebene, die diese Bedingung erfüllt, ist die Postleitzahl. Im Ver-
gleich mit den beim ADM-Design üblicherweise verwendeten Wahlbezir-
ken, stellen diese deutlich größere und heterogenere räumliche Einheiten 
dar. Insgesamt gibt es in der Bundesrepublik 8278 Postleitzahlbereiche, so 
                                                
48 Die genauen Zusammenhänge sind der Arbeitsgruppe bekannt, dürfen jedoch an die-
ser Stelle nicht publiziert werden, da Microm sich das Recht auf Erstpublikation dieser 
Daten vorbehalten hat. 
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dass jeder durchschnittlich aus etwa 4000 Haushalten besteht. Sample 
Points im ADM-Design bestehen hingegen nur aus 400-1000 Haushalten 
(Behrens/Löffler 1999: 78). Um trotz der Größe die Kosten im CAPI-Feld 
und bei der Begehung in Grenzen zu halten, werden in jedem der Points 
durchschnittlich 40 Haushalte interviewt, so dass man bei insgesamt 
12.000 Haushalten auf 300 Points kommt. Diese im Vergleich zum übli-
chen Vorgehen, bei dem lediglich acht bis zwölf Interviews pro Point reali-
siert werden, größere Zahl von Interviews pro Point rechtfertigt sich da-
durch, dass zum einen aufgrund der größeren räumlichen Ausdehnung der 
Points eine geringere Homogenität der Befragten hinsichtlich der für die 
Untersuchung relevanten Merkmale zu erwarten ist. Zum anderen wird 
diese Homogenität aufgrund der mehrheitlich telefonischen Erhebung 
nicht im selben Ausmaß durch Interviewereffekte vergrößert, wie dies bei 
einer persönlichen ‚Face to Face’-Befragung der Fall wäre. Nachteilige Ef-
fekte der Anzahl der Interviews pro Point, die darin bestehen, dass sich 
der Designeffekt vergrößert, und damit die effektive Stichprobengröße 
verringert, dürften daher durch die geringere zu erwartende Intra-Point-
Korrelation – zumindest teilweise – ausgeglichen werden49. 
3.4.1 Spezielles PPS-Verfahren für die Auswahl der 
Points 
Das Auswahlverfahren für die 300 verwendeten Points muss berücksichti-
gen, dass aus dem skizzierten Stichprobendesign bereits stark unter-
schiedliche Auswahlwahrscheinlichkeiten zwischen den beiden Teilstich-
proben resultieren. Grob geschätzt ist davon auszugehen, dass Haushalte 
in der Prozessdaten-Stichprobe eine im Schnitt um den Faktor zehn höhe-
re Auswahlwahrscheinlichkeit haben als solche aus der Bevölkerungsstich-
probe. Dies wird in Kauf genommen, um hinreichend genaue Aussagen 
auch über Subgruppen von Leistungsempfängern treffen zu können. Zu-
dem wird die Auswahlwahrscheinlichkeit innerhalb der Bevölkerungsstich-
probe noch einmal durch die disproportionale Schichtung nach Statusklas-
sen differenziert. 
                                                
49 Der Designeffekt wird berechnet als deff = 1+(n-1)ρ. Dabei ist ρ die Korrelation in-
nerhalb der Points und n die Zahl der Interviews pro Point. Die effektive Fallzahl kann 
aus der Fallzahl N bei annähernd gleich großen Klumpen näherungsweise berechnet 
werden als Neffective= N/deff (vgl. Snijders und Bosker 1999: 23). Der Vergrößerung 
der Fallzahl ni wirkt die erwartete Verringerung der Homogenität ρ entgegen. 
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Aufgrund der zum Ausgleich dieser unterschiedlichen Auswahlwahrschein-
lichkeiten notwendigen, bereits jetzt vergleichsweise hohen Gewichtungs-
faktoren, und der mit diesen verbundenen Vergrößerung des Standardfeh-
lers bei der Parameterschätzung (vgl. Kalton 1983: 71 f.), ist eine weitere 
Differenzierung der Auswahlwahrscheinlichkeiten innerhalb der Teilstich-
proben nach Möglichkeit zu vermeiden.  
Die Vermeidung von solch unterschiedlichen Auswahlwahrscheinlichkeiten 
gewährleistet man in mehrstufigen Auswahlverfahren üblicherweise durch 
Probability Proportional to Size Sampling (PPS). Dieses Vorgehen ist aller-
dings aufgrund der sehr unterschiedlichen Größe eines Points in den bei-
den Grundgesamtheiten der Teilstichproben problematisch. So können in 
Bezirk A („gute“ Wohnlage) z. B. 6000 Haushalte, aber nur 100 Leistungs-
empfängerhaushalte liegen, während Bezirk B („schlechte“ Wohnlage) nur 
1500 Haushalte umfasst, von denen jedoch 300 Haushalte Leistungen 
empfangen. Bezirk A ist also in der Haushaltsstichprobe „groß“, in der 
SGB-II-Stichprobe hingegen „klein“, während es sich bei Bezirk B umge-
kehrt verhält. Die Größe des Points ist folglich in den beiden Teilstichpro-
ben nicht gleich. 
Beim Stichprobendesign der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale 
Sicherung“ werden in der Microm Teilstichprobe – wie bei größeren Bevöl-
kerungsumfragen üblich – die Sample Points nach dem PPS-Prinzip aus-
gewählt. Sample Points werden mit einer Wahrscheinlichkeit ausgewählt, 
die proportional zu ihrer Größe (hier: gemessen in Haushalten) ist. An-
schließend werden in jedem Point gleich viele Einheiten (Haushalte) aus-
gewählt. Die Auswahlwahrscheinlichkeit ist damit für jedes Element dieser 
Teilstichprobe zunächst gleich.  
Zur Realisierung des PPS wird zunächst jeder Postleitzahl ein Bedeutungs-
gewicht zugewiesen, das der Anzahl der Haushalte innerhalb der Postleit-
zahl laut Microm MOSAIC entspricht50. Damit eine gute Abbildung regiona-
ler Eigenschaften in der Stichprobe gewährleistet ist, wird die PPS-Aus-
                                                
50 Dabei wird durch den unterschiedlichen Füllgrad der Datenbasis die Bevölkerungs-
struktur nicht exakt abgebildet. Dies wird im Anschluss an das dargestellte Verfahren 
mit einem Gewicht reziprok zum Füllgrad auf Ebene der zugehörigen Bundesländer 
bzw. Kreise korrigiert. Da die offizielle Statistik keine Haushaltszahlen auf Ebene von 
Postleitzahlen ausweist, muss dieser Weg beschritten werden. 
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wahl zudem stratifiziert. Als Stratifikationsmerkmale werden Kreise und 
BIK-Gemeindegrößenklassen (BIK10, vgl. Behrens 2005) verwendet.  
Daraus resultiert eine Matrix mit 4390 Zellen (439 Kreise mal 10 Gemein-
degrößenklassen), von denen jedoch nicht alle besetzt sind51. Das Bedeu-
tungsgewicht einer Zelle entspricht der Anzahl der Haushalte in allen in 
die Zelle fallenden Postleitzahlen52. Die Anzahl in einer Zelle auszuwählen-
der Postleitzahlen („Sollwert“) entspricht nun dem der Anzahl der auszu-
wählenden Points (hier 300) multipliziert mit dem Bedeutungsgewicht ei-
ner Zelle, dividiert durch die Summe aller Bedeutungsgewichte. In fast 
allen Zellen ergeben sich dabei gebrochene Sollwerte. Die Allokation er-
folgt dann nicht nach kaufmännischer Rundung, sondern nach dem Cox-
Algorithmus (Cox 1987). Jede Zelle erhält zunächst so viele Points wie 
dem abgerundeten Sollwert entsprechen. Die restlichen Points werden mit 
einer Wahrscheinlichkeit proportional zur Größe der Nachkommastellen 
des Sollwerts verteilt, wobei als Nebenbedingung keine Differenz zwischen 
Zellenbesetzung und originärem Sollwert größer als eins sein darf. Diese 
Nebenbedingung gilt zusätzlich auch für Zellenkumulationen in Zeile und 
Spalte (also über Kreise und Ortsgrößenklassen) (vgl. von der Heyde 
1999: 50 ff.). Diese Nebenbedingung wurde zusätzlich für alle Bundeslän-
der und für die drei Trägertypen (ARGEn, optierende Kommunen, Kreise 
mit getrennter Trägerschaft) realisiert53.  
Zur Gewährleistung größtmöglicher Vergleichbarkeit beider Teilstichproben 
und aus erhebungsökonomischen Gründen sollen für die Prozessdaten-
                                                
51 So gibt es im Kreis Berlin, Stadt beispielsweise nur eine Gemeinde der Gemeindegrö-
ßenklasse 10. Die anderen neun Zellen sind nicht besetzt. 
52 Leider ist die Zuordnung einer Postleitzahl zu Kreis und Ortsgrößenklasse nicht in allen 
Fällen eindeutig. Da sich häufig mehrere Gemeinden Postleitzahlen teilen, muss man 
eine Zuordnungsregel bestimmen, welcher Gemeinde (und damit auch welcher Grö-
ßenklasse) eine Postleitzahl zuzuordnen ist. In unserem Fall wurde eine Postleitzahl 
der größten Gemeinde zugeordnet, wenn sich mehrere Gemeinden eine Postleitzahl 
teilen und keine dieser Gemeinden über eine zusätzliche Postleitzahl verfügt. Teilen 
sich mehrere Gemeinden eine Postleitzahl und verfügt zudem mindestens eine dieser 
Gemeinden über mindestens eine weitere Postleitzahl, so wurde die Postleitzahl der 
Gemeinde zugeschlagen, in der der größte Teil der Adressen mit dieser Postleitzahl in 
den Leistungsempfängerdaten der BA (A2LL bzw. XSozial) ausgewiesen ist. Dadurch 
werden zwar etwa 20 Prozent der Gemeinden, aber – da es sich fast durchweg um 
kleine Gemeinden handelt – nur etwa 3,4 Prozent der Einwohner einer falschen Ge-
meindegrößenklasse zugeordnet. 
53 Die Autoren danken Siegfried Gabler für die Durchführung des Verfahrens. 
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stichprobe und die Microm Stichprobe dieselben Sample Points verwendet 
werden. In der Prozessdatenstichprobe werden jedoch die Points nicht 
proportional zu ihrer Größe (das wäre hier die Anzahl der Haushalte mit 
mindestens einem Leistungsempfänger) ausgewählt, da die Auswahlwahr-
scheinlichkeiten der Points ja bereits nach der Anzahl der Haushalte insge-
samt festgelegt wurden. Um dennoch keine unterschiedlichen Auswahl-
wahrscheinlichkeiten für Leistungsempfänger in unterschiedlichen Points 
zu erhalten, wird die Anzahl der zu befragenden Leistungsempfänger von 
durchschnittlich 20 pro Point proportional zur Empfängerquote über die 
Points verteilt54: 
Sieht man zunächst von der disproportionalen Schichtung der Bevölke-
rungsstichprobe ab und geht man von einfacher Zufallsauswahl innerhalb 
der Points aus, so gilt mit: 
N  GG Haushalte in Bevölkerung 
L  GG Haushalte in Leistungsempfang 
Ni   GG Haushalte in Point i 
Li   GG Leistungsempfängerbedarfsgemeinschaften in Point i 
n≈6 000 Stichprobengröße Bevölkerung 
ni  Stichprobengröße Bevölkerung in Point i 
l≈6 000 Stichprobengröße Leistungsbezieher 
mPRi  Größe der Prozessdatenstichprobe (Leistungsempfänger) in Point i 
k  Anzahl Sample Points 
 
pi  Auswahlwahrscheinlichkeit für Point i 
piaBE  Auswahlwahrscheinlichkeit Haushalt a in Point i 
piaPR  Auswahlwahrscheinlichkeit Leistungsempfängerhaushalt a in Point i 
( ) kNN  p ii ⋅=  (4.1) 
                                                
54 Die Zahl 20, die hier für die mittlere Anzahl der Haushalte in jeder Teilstichprobe in 
jedem Point genannt wird, bezieht sich freilich auf die Anzahl realisierter Haushalte. 
Nach den Erfahrungen mit den vorangegangenen Querschnittsbefragungen, in denen 
28,2 % (QSI) bzw. 26,9 % (QSII) der eingesetzten Adressen der Bruttostichprobe (bei 
jeweils beträchtlichen Anteilen stichprobenneutraler Ausfälle) zu erfolgreichen Inter-
views führten, wurde die Bruttostichprobe fünffach überhöht gezogen.  
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Die Wahrscheinlichkeit für die Auswahl eines Points entspricht der relati-
ven Größe dieses Points im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung multipliziert 
mit der Anzahl der Points. Dies ist nur möglich, wenn alle pi kleiner als 
eins sind, was hier zutrifft. 
( ) ( ) Nk n  Nn kNN p iiiiiaBE ⋅=⋅⋅=  (4.2) 
Die Auswahlwahrscheinlichkeit eines Haushalts in der Microm Teilstichpro-
be ergibt sich als Produkt der Auswahlwahrscheinlichkeit für den Point mit 
dem Anteil der im Point ausgewählten Haushalte. Dabei ist die Anzahl ni 
der ausgewählten Haushalte in allen Points gleich. 
( ) ( ) m kNN  p PRiiiaPR iL⋅⋅=   (4.3) 
Ebenso ergibt sich die Auswahlwahrscheinlichkeit eines Leistungsempfän-
gerhaushalts als Produkt der Auswahlwahrscheinlichkeit für den Point mit 
dem Anteil der im Point ausgewählten Bedarfsgemeinschaften. Die Anzahl 
der auszuwählenden Bedarfsgemeinschaften im Point mPRi ist jedoch nicht 
fest, sondern wird proportional zur Empfängerquote im Point Li/Ni festge-
legt, genauer: mPRi= ni•((Li/Ni)/(L/N)). Damit folgt: 
( )  Lk n  
NL
NL









⎛⋅⋅⋅= iL  (4.4) 
Bei konstantem ni (geplant sind netto 20 Haushalte), ist in der Prozessda-
ten-Teilstichprobe (Leistungsempfänger) die Auswahlwahrscheinlichkeit 
konstant ni •k/L in der Microm-Teilstichprobe (Bevölkerung) ist sie kon-
stant ni •k/N.55 Dieser Wert entspricht jeweils dem Quotienten aus Stich-
probengröße und Populationsgröße. Die disproportionale Schichtung der 
Microm Stichprobe kann nun in einem weiteren Schritt durchgeführt wer-
den, in dem piaBE in Abhängigkeit von dem mit MOSAIC Sozio gemessenen 
Status variiert wird. Zudem ist bei der Berechnung der Gewichtungsfakto-
ren zu berücksichtigen, dass Leistungsempfänger immer auch der Bevöl-
kerung angehören und daher zwei Möglichkeiten besitzen, in die Gesamt-
stichprobe zu gelangen. Siehe hierzu Abschnitt 3.6. 
                                                
55 Da sich in der Prozessdatenstichprobe Ni herauskürzt, muss für diese Teilstichprobe 
keine Korrektur der Haushalte im Point laut Microm MOSAIC an der offiziellen Statistik 
(siehe Fußnote 50) vorgenommen werden. 
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3.4.2 Zusammenfassung: Verfahrensschritte bei der 
Auswahl der Points 
Mit dem in 3.4.1 geschilderten PPS-Prinzip kann die Auswahl der Sample 
Points nach dem folgenden Verfahren durchgeführt werden:  
1 Aus einer Liste der 8278 Postleitzahlen werden nach dem PPS-Prinzip 
300 Postleitzahlen ausgewählt. 
2 Für jeden dieser Points wird die Leistungsempfängerquote (Zahl der 
Bedarfsgemeinschaften laut BA-Prozessdaten geteilt durch Zahl der 
Haushalte laut MOSAIC) bestimmt. Aus dieser wird die Anzahl auszu-
wählender Leistungsempfänger errechnet: mPRi = ni•((Li/Ni)/(L/N)). 
An den zweiten Schritt schließt sich die Auswahl der Bedarfsgemeinschaf-
ten (Prozessdatenstichprobe) bzw. Adressen (Microm) an, die im folgen-
den Abschnitt mit ihren Auswirkungen für die Gewichtung behandelt wird. 
3.5 Auswahl und Gewichtung der Zielhaushalte 
Nach der Auswahl der Sample Points werden in den beiden Teilstichproben 
mit unterschiedlichen Verfahren Zielhaushalte ausgewählt. 
3.5.1 Auswahl der Zielhaushalte in der Prozessdaten-
stichprobe 
In der Prozessdatenstichprobe stellen sich Auswahl und Gewichtung relativ 
einfach dar. Zu der gezogenen Bedarfsgemeinschaft wird der gesamte 
Haushalt befragt. Zu beachten ist lediglich, dass Haushalte, in denen meh-
rere Bedarfsgemeinschaften leben (z. B. Großeltern, Mutter, Kind), eine 
erhöhte Auswahlwahrscheinlichkeit besitzen. Zur Korrektur des Gewichts 
müssen diese innerhalb der Befragung identifiziert werden56. Des Weiteren 
kann es in einzelnen Points vorkommen, dass es dort weniger als mPRi Be-
darfsgemeinschaften gibt. In diesen Points wird mPRi durch die Zahl der 
Bedarfsgemeinschaften im Point Li ersetzt. In solchen Points lässt sich 
                                                
56 Dies ist im Rahmen der Befragung nur für den aktuellen Haushalt praktikabel, so dass 
hier eine kleine Ungenauigkeit entstehen kann, falls es Änderungen in der Haushalts-
zusammensetzung seit der Stichprobenziehung gab. Es wird zwar der Leistungsbezug 
im Haushalt auch für den Zeitpunkt der Stichprobenziehung erhoben, die genaue Auf-
schlüsselung, für wen der Haushalt Leistungen erhält, wird jedoch nur für den aktuel-
len Zeitpunkt erhoben. Aufgrund der Verfolgungsregeln für die 1. Welle (siehe Fußnote 
42) wird beim Fortzug oder Zuzug kompletter Bedarfsgemeinschaften dennoch ein 
korrektes Gewicht berechnet.  
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Gleichung (4.3) allerdings nicht mehr zu (4.4) kürzen. Nach Berücksichti-
gung dieser beiden Aspekte ergibt sich approximativ die folgende Aus-
wahlwahrscheinlichkeit für Haushalt a in Point i, in dem ria Bedarfsgemein-
schaften leben, aus Gleichung (4.3): 
( ) ( ) ,kNN  p iiaPR iaiPRi rLm ⋅⋅⋅=  (5.1) 











⎛⋅= iL  
Wegen der hohen Sampling-Rate von Leistungsempfängern innerhalb 
mancher Points ist die einfache Multiplikation mit der Anzahl der Bedarfs-
gemeinschaften im Haushalt dort auch als Näherung zu ungenau. Hier 
muss die Wahrscheinlichkeit für eine Mehrfachziehung wieder subtrahiert 
werden (direkte Folgerung aus den Kolmogoroff-Axiomen57). Die Formel 
lautet dann für ria=2: 
( ) ( ) ( )2iiaPR kNN  p iPRiiaiPRi LmrLm −⋅⋅⋅=  (5.2) 
Sie ließe sich für den vermutlich selten vorkommenden Fall ria>2 auf der-
selben Basis verallgemeinern, wird dann aber schnell unübersichtlich. E-
benfalls aus Gründen der Übersichtlichkeit wird für die weiteren Berech-
nungen mit der Approximation aus Gleichung (5.1) fortgefahren58.  
                                                
57 Aus den Kolmogoroff-Axiomen folgt unmittelbar: p(AUB)=p(A)+p(B)-P(A∩B). 
58 Genau genommen haben diese Haushalte auch Auswirkungen auf die Design-Gewichte 
aller übrigen Haushalte, die in 3.4.1 abgeleitet wurden. Li, die Zahl der Bedarfsge-
meinschaften im Point i, wird dort zur Berechnung der Leistungsempfängerquote ver-
wendet und dazu durch die Anzahl der Haushalte im Point geteilt. Eigentlich müsste 
der Zähler für diese Quote jedoch die Anzahl der Haushalte, in denen mindestens eine 
Bedarfsgemeinschaft lebt, sein. Man überschätzt mit dem hier gewählten Verfahren 
also immer leicht die Empfängerquote und unterschätzt damit die Auswahlwahrschein-
lichkeiten. Dies lässt sich nachträglich korrigieren, wenn aus der Befragung der Anteil 
der Leistungsempfängerhaushalte bekannt ist, in denen mehrere Bedarfsgemeinschaf-
ten leben. Diese Korrektur kann jedoch nicht auf der Ebene einzelner Points, sondern 
nur für die gesamte Befragung vorgenommen werden, da die Fallzahlen auf Point-
Ebene zu klein sind. Auch diese Korrektur wird im Folgenden nicht in den Formeln be-
rücksichtigt.  
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3.5.2 Auswahl der Zielhaushalte in der Microm Stichprobe 
In der Microm Teilstichprobe sind dagegen wesentlich umfangreichere 
Maßnahmen zur Auswahl der Zielhaushalte notwendig. Zunächst werden 
Adressen mit einer Wahrscheinlichkeit ausgewählt, die von der Statusklas-
se dieser Adresse in Microm MOSAIC abhängt. Dann muss mittels Bege-
hung eine Wohnung innerhalb der Adresse ausgewählt werden. Im nächs-
ten Schritt ist mit Bewohnern der mit dem Klingelschild bezeichneten 
Wohneinheit Kontakt aufzunehmen und dabei zu klären, wie viele zur Po-
pulation gehörende Haushalte dort wohnen. Jeder dieser Schritte hat über 
die in 3.4.1 skizzierte Formel hinaus Auswirkungen auf die Auswahlwahr-
scheinlichkeit und damit das Design-Gewicht. Im Folgenden werden die 
Schritte getrennt dargestellt. 
3.5.2.1 Disproportionale Schichtung 
Vor der Durchführung der disproportionalen Schichtung muss geklärt wer-
den, wie die Datenbasis beschaffen sein sollte, aus der die Adressstich-
probe zu ziehen ist. Grundlage ist eine Adressdatenbank, deren Einheiten 
Adressen, d. h. Straßen mit Hausnummern und gegebenenfalls Adresszu-
sätzen, aber ohne Namen sind. Innerhalb der Hausnummer muss ein zu 
interviewender Haushalt ausgewählt werden59. Wählt man aus einer sol-
chen Datenbasis direkt Adressen aus, so erhält man ein unintendiertes 
Gewicht durch die unterschiedliche Anzahl von Haushalten pro Adresse: 
Wohnt man in einem Einfamilienhaus, so wird man in jedem Fall ausge-
wählt, wohnt man in einem Mehrfamilienhaus, so entspricht die Wahr-
scheinlichkeit, dass man ausgewählt wird, nur 1/Anzahl der Wohnungen. 
Dieses unintendierte Gewicht hat unerwünschte Konsequenzen. Es ist 
plausibel anzunehmen, dass es der Schichtung entgegenwirkt, da Perso-
nen aus unteren sozialen Schichten in Wohngebäuden mit einer im Durch-
schnitt größeren Anzahl von Parteien wohnen dürften. 
Dieses unerwünschte Gewicht lässt sich umgehen, wenn man die Zie-
hungsbasis zunächst modifiziert: Jede Adresse a wird in der Auswahl-
grundlage mit einem Faktor HHm(a) vervielfältigt, der der Anzahl der darin 
laut MOSAIC vorhandenen Haushalte entspricht. Hier besteht zwar der in 
                                                
59 Alle Haushalte unter der Adresse zu interviewen, wäre zwar eine günstige Alternative, 
würde jedoch zu starken Klumpeneffekten führen, die die effektive Stichprobengröße 
deutlich schrumpfen lassen würden, und ist daher nicht zu empfehlen. 
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Abschnitt 3.2.1 beschriebene Undercoverage von ca. 5 Prozent. Bei der 
Begehung (siehe Abschnitt 3.5.2.2) muss daher gezählt werden, wie viele 
Haushalte HHt(a) tatsächlich die gezogene Adresse bewohnen60. Die sich 
aus der disproportionalen Schichtung ergebende Ziehungswahrscheinlich-
keit muss dann nachträglich mit HHm(a)/HHt(a) multipliziert werden. 
Das IAB hat sich entschieden, für die Schichtung eine klassierte Version 
der Microm-Statusklassen zu verwenden. Dabei werden jeweils drei Klas-
sen aus MOSAIC Sozio zusammengefasst: 
Klasse 1: geringer Status (Statusklasse 1-3 laut MOSAIC), 
Klasse 2: mittlerer Status (Statusklasse 4-6 laut MOSAIC), 
Klasse 3: hoher Status (Statusklasse 7-9 laut MOSAIC). 
Die Schichtung wird im Verhältnis 4:2:1 durchgeführt. Dieses Verhältnis 
bezieht sich auf die Auswahlwahrscheinlichkeiten innerhalb der Points. Aus 
dieser Vorgabe lässt sich in jedem Point die Anzahl zu ziehender Adressen 
jeder Statusklasse bestimmen: Es gebe in Point i Ni Adressen (in der mit 
der Anzahl der Haushalte multiplizierten Datenbasis) mit Ni=Ni1+Ni2+Ni3 
Ni1 Adressen in Klasse 1 
Ni2  Adressen in Klasse 2 
Ni3  Adressen in Klasse 3 
Bei gewünschtem Verhältnis der Schichtung von 4:2:1 und einer mittleren 
Auswahlwahrscheinlichkeit im Point von ni/Ni (= Auswahl jeder (Ni/ni). Ad-
resse) lässt sich dann ein Faktor fi berechnen, mit dem diese Sampling-
Rate für die höchste Statusklasse multipliziert werden muss: 
( ) ( )321321 124124 iii
i
iiiiii NNN
NfNNNNf ⋅+⋅+⋅=⇒=⋅+⋅+⋅⋅  (5.3) 
                                                
60 Um die exakte Zahl zu erhalten müsste man zu jedem Klingelschild in Erfahrung brin-
gen, wie viele Haushalte dort leben. Dies würde zu einem nicht vertretbaren Aufwand 
führen. Stattdessen muss hier die Anzahl der Klingelschilder abzüglich derer für ein-
deutig gewerblich genutzte Wohneinheiten verwendet werden. 
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Die Raten der drei Klassen in einem Point sind damit: 
4 fi•ni/Ni für Klasse 1, 
2 fi•ni/Ni für Klasse 2, 
fi•ni/Ni für Klasse 3. 
Damit sind auszuwählen: 
4• fi•Ni1/(Ni/ni) Adressen aus Klasse 1, 
2• fi•Ni2/(Ni/ni) Adressen aus Klasse 2, 
fi•Ni3/(Ni/ni) Adressen aus Klasse 3. 
Aus den Sampling-Raten der drei Klassen im Point ergibt sich in Kombina-
tion mit der Auswahlwahrscheinlichkeit der Points die Auswahlwahrschein-
lichkeit für einen Haushalt im Moment der Stichprobenziehung. Bezeichne 
man die Klasse als c mit c=1 für die niedrigste, c=2 für die mittlere und 
c=3 für die höchste Klasse, so gilt 
3 32 2c ci iicaBE i i i
i
N n kp k f f n
N N N
− −= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ = ⋅ ⋅ ⋅   (5.4) 
Gegenüber Gleichung (4.2) hat die Schichtung folglich nur den zusätzli-
chen Faktor 23-c•fi bewirkt61. Weitere Stufen der Gewichtung bzw. nach-
trägliche Korrekturen der hier abgeleiteten Gewichte können aus der Feld-
arbeit resultieren (siehe Abschnitt 3.5.3). 
3.5.2.2 Klingelschildauswahl 
Innerhalb der Adressen sind mittels einer Begehung zunächst Klingelschil-
der auszuwählen, die in den meisten Fällen direkt auf einen Befragungs-
haushalt hinweisen dürften. Dabei ist ähnlich wie beim ADM-Design durch 
den Begeher – gegebenenfalls durch Nachfrage bei Bewohnern – zu ermit-
teln, welche Wohnungen unbewohnt sind und bei welchen Wohnungen es 
sich um geschäftlich genutzten Raum handelt. Da Interviewer dazu nei-
gen, verfügbare (Hoffmeyer-Zlotnik 2006) und angenehme (Behrens/ 
Löffler 1999: 81) Haushalte auszuwählen, wird dieser Schritt durch einen 
                                                
61 Dies entspricht für die höchste Statusklasse gerade fi, für die mittlere 2fi und für die 
niedrigste 4 fi. 
IABForschungsbericht Nr. 12/2007   
 
88
Vorlauf durchgeführt. Die möglichen Effizienzgewinne bei Begehung durch 
den Interviewer werden dagegen gering eingeschätzt, da dieser in nen-
nenswertem Umfang nur für den Teil der Interviews entstünde, die per-
sönlich geführt werden und nur dann voll zum Tragen kommt, wenn der 
komplette Haushalt zum Begehungszeitpunkt anzutreffen ist. Der Begeher 
notiert alle Klingelschilder der Adresse in vorgegebener Reihenfolge. Aus 
dieser Liste wählt das Erhebungsinstitut zufällig ein Klingelschild und in-
nerhalb dieses – falls notwendig – einen Namen aus. Aus der Liste geht 
zudem die Anzahl der tatsächlich bewohnten Wohnungen im Gebäude 
hervor, so dass die in 3.5.2.1 angesprochene Korrektur der Auswahlwahr-
scheinlichkeit vorgenommen werden kann. 
3.5.2.3 Haushaltsauswahl und Befragung 
Erst nach der Kontaktierung des Haushalts können Overcoverage und 
Duplikate des Frames nachträglich aufgeklärt werden.  
Da es sich um eine Adressstichprobe handelt, sind alle Wohnsitze aller in 
Deutschland lebenden Personen potentiell enthalten. Damit steigt die 
Auswahlwahrscheinlichkeit einer Person proportional mit der Zahl der 
Wohnsitze, ohne dass dies gleichzeitig für einen ganzen Haushalt gelten 
muss. So kann eine Pendlerin an ihrem Zweitwohnsitz interviewt werden, 
an dem sie einen Einpersonenhaushalt bildet oder aber an ihrem Erst-
wohnsitz, wo sie mit ihrer Familie wohnt. Da Personen mit Zweitwohnsitz 
nach gängigen Haushaltsdefinitionen dem Haushalt ihres Erstwohnsitzes 
angehören und es aus verschiedenen Gründen wünschenswert ist, eine 
eindeutig Zuordnung von Personen zu Haushalten zu haben, zählen die 
Haushalte am Zweitwohnsitz nicht zur Grundgesamtheit der Haushalte. 
Gleiches gilt für Ferienwohnungen, sollten sie im Frame enthalten sein.  
Trotz dieser Setzung bestehen noch zwei Möglichkeiten zum praktischen 
Umgang mit Haushalten an Zweitwohnsitzen. Das Interview kann an den 
Ersthauptsitz transferiert werden – in diesem Fall wären erhöhte Aus-
wahlwahrscheinlichkeiten zu beachten und die Frage, an wie vielen Adres-
sen der Haushalt erreichbar ist, müsste bei jedem Haushaltsinterview die-
ser Teilstichprobe gestellt werden – oder Zweitwohnsitze werden als nicht 
zur Population gehörig ausgeschlossen und kein Interview geführt. Für 
diese zweite Lösung hat sich das IAB entschieden. 
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Eine weitere Schwierigkeit stellen in dieser Phase Wohnungen dar, in de-
nen mehrere Haushalte wohnen (z. B. Wohngemeinschaften). Einem Klin-
gelschild ist dies nicht anzusehen, da mehrere Namen z. B. auch auf un-
verheiratete Paare hinweisen können. Sind für ein ausgewähltes Klingel-
schild mehrere Namen notiert, wird daher nach der Klingelschildauswahl in 
einem zweiten Schritt ein Name für die Befragung ausgewählt. Damit ist in 
den Fällen, in denen mehrere Haushalte sich eine Wohnung teilen, ein 
Zielhaushalt über diesen Namen definiert und das Interview muss nicht 
mit einer vorgeschalteten Haushaltsauswahl belastet werden. Bei der De-
sign-Gewichtung hat das zur Folge, dass das bisherige Gewicht mit der 
Zahl der Haushalte multipliziert werden muss.62 
Ist der Zielhaushalt ausgewählt, so sollen ein Haushaltsfragebogen und für 
jede Person ab 15 und unter 65 Jahren ein Personenfragebogen ausgefüllt 
werden. Personen ab 65 Jahren werden mit einem Kurzfragebogen be-
fragt63. Dieser enthält vorwiegend Fragen zur sozialen Lage (so dass für 
diese Variablen gültige Mittelwerte für die Gesamtbevölkerung berechnet 
werden können) und zu Variablen, die das Arbeitsmarktverhalten erwerbs-
fähiger Haushaltsmitglieder mitbestimmen, wie den Beitrag dieser Perso-
nen zum Haushaltseinkommen oder ihren Gesundheitszustand. 
3.5.3 Gemeinsame Gewichtung beider Teilstichproben 
Für die Microm Teilstichprobe ergibt sich daraus ein komplexes Gewicht. 
Bezeichnet man die in Abschnitt 3.5.2.1 abgeleitete Sampling-Rate einer 
Adresse a in Abhängigkeit von Gebiet i und Statusklasse c als Scia, den 
Korrekturfaktor aufgrund der tatsächlich an der Adresse a in Gebiet i woh-
                                                
62 Da alle Namen auf den Klingelschild die gleiche Auswahlwahrscheinlichkeit haben, 
kann es sein, dass Haushalte, die sich eine Wohnung teilen, nicht die gleiche Aus-
wahlwahrscheinlichkeit besitzen, wenn beispielsweise zwei der Namen zu Haushalt 1 
gehören und ein dritter Name zu Haushalt 2 gehört. Hier würde jedem Haushalt die 
halbe Auswahlwahrscheinlichkeit zugewiesen, statt dem ersten zwei Drittel und dem 
zweiten ein Drittel. Dieser kleine und vermutlich seltene Fehler wird akzeptiert, da das 
Interview sonst mit Nachfragen zu allen Personen auf dem Klingelschild belastet wer-
den müsste. Es ist anzunehmen, dass Kontrollängste bei Leistungsbeziehern hierdurch 
deutlich verstärkt würden. 
63 Es wird die Haushaltszusammensetzung des Zielhaushalts zum Befragungszeitpunkt 
am Wohnort zum Befragungszeitpunkt erfasst. Da zwischen Begehung und Interview 
nur sehr wenig Zeit vergeht, sind hier nicht viele Änderungen seit der Begehung zu 
erwarten. Bei Haushalten, die sich seit der Begehung aufgeteilt haben, wird man nicht 
immer Kontrolle darüber besitzen, wer sich als Nachfolgehaushalt definiert, da man 
meist nur über einen Nachnamen verfügt. 
IABForschungsbericht Nr. 12/2007   
 
90
nenden Haushalte gegenüber dem Microm Frame (siehe 3.5.1) als 
HHmia/HHtia, die Anzahl der Haushalte in der gewählten Wohnung w in Ad-
resse a in Gebiet i als qiaw und die Auswahlwahrscheinlichkeit von Point i 
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= ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅
 (5.5) 
In der Summe beider Teilstichproben ergibt sich die Inklusionswahrschein-
lichkeit eines Leistungsempfängerhaushalts, der ja zusätzlich auch immer 
zur Bevölkerung gehört, als Summe der Auswahlwahrscheinlichkeiten in 
den beiden Teilstichproben abzüglich der Wahrscheinlichkeit, in beiden 
Teilstichproben ausgewählt zu werden64. Mit den Auswahlwahrscheinlich-
keiten für Points aus Gleichung (4.1), der Auswahlwahrscheinlichkeit in 
der Prozessdatenstichprobe aus Gleichung (5.1) und der Auswahlwahr-
scheinlichkeit in der Microm Stichprobe aus (5.5) bedeutet dies: 
1 2 1 2
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⎛ ⎞⎜ ⎟⋅ ⋅ ⋅ ⋅⎜ ⎟⋅ + ⋅ ⋅ − ⋅ ⋅ ⋅ ⋅⎜ ⎟⎜ ⎟⎝ ⎠14243 14444244443 14243 14444244443
 (5.6) 
(Ni/N)•k Wahrscheinlichkeit für Point i. 
(mPRi/Li) • ria Wahrscheinlichkeit der Auswahl 
eines Haushalts aus den Prozess-
daten innerhalb eines Points i.  
(23-c•fi•ni/Ni)•(HHmia/HHtia)•1/qiaw Wahrscheinlichkeit der Auswahl 
eines Haushalts innerhalb eines 
Points i aus dem Microm Frame. 
                                                
64 Das beruht wiederum auf der Formel: p(AUB)=p(A)+p(B)-P(A∩B). 
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Um diese Auswahlwahrscheinlichkeit sauber berechnen zu können, benö-
tigt man für jedes Element aus der Microm Teilstichprobe die Information, 
ob es sich zum Stichtag um einen Leistungsempfänger handelte und für 
jedes Element aus der Prozessdatenstichprobe die Information, zu welcher 
Statusklasse aus MOSAIC Sozio seine Adresse gehört. Die erste Informati-
on kann in der Befragung erhoben werden, wobei aufgrund von Erinne-
rungsfehlern und sozialer Erwünschtheit ein Messfehler zu erwarten ist. 
Alternativ wäre eine Abgleich der Haushalte der Microm Teilstichprobe mit 
den BA-Prozessdaten mit Hilfe eines Programms zum Record-Linkage 
(z. B. Schnell/Bachteler/Reiher 2005) denkbar. Die rechtlichen Vorausset-
zungen hierfür müssen jedoch noch geklärt werden. Die zweite Informati-
on ist verfügbar, da den Adressen der Prozessdatenstichprobe die Microm 
Statusklassen zugespielt werden konnten. 
3.6 Maßnahmen zur Erhöhung der Ausschöpfungsquote 
Das geplante Panel wird mit einer für ein solches Vorhaben schwierigen 
Population aus Leistungsempfängern und überproportional vielen gering 
gebildeten Personen aus unteren sozialen Schichten durchgeführt. Da die-
se Gruppen aufgrund ihrer hohen Umzugsneigung vergleichsweise schwer 
lokalisierbar sind (Weiss/Bailar 2002: 87) und die Teilnahme an Befragun-
gen häufig verweigern (Goyder 1987: 83)65, müssen besondere Anstren-
gungen unternommen werden, um eine mit allgemeinen Bevölkerungsum-
fragen auch nur annähernd vergleichbare Ausschöpfung erreichen zu kön-
nen. Dies gilt insbesondere, da die geplanten Interviews möglicherweise 
mit in der letzten Zeit verstärkt durchgeführten Kontrollen von Leistungs-
empfängern verwechselt werden könnten und damit negative Konsequen-
zen der Teilnahme befürchtet werden müssen (Schnell 2007). 
Angeregt durch das Gutachten von Schnell (2007) und Erfahrungen mit 
einer kürzlich durchgeführten Querschnittsbefragung von Leistungsemp-
fängern (Infas 2006) hat die Arbeitsgruppe im IAB sich zu den folgenden 
Maßnahmen entschieden: 
                                                
65 Gründe hierfür können eine geringere Loyalität gegenüber der erhebenden Organisati-
on, ein geringeres Vertrauen in den Nutzen wissenschaftlicher Untersuchungen und 
ein geringeres Interesse am Befragungsthema sein (vgl. Schnell 1997: 202 ff., 
Schnell/Hill/Esser 2005: 313) sein. Ähnlich argumentieren auch Groves und Couper 
(2002: 38). 
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Mixed Mode: Der voraussichtlich schlechten Erreichbarkeit durch geringe 
Abdeckung eines Großteils der Zielpersonen mit Festnetztelefonen, hohe 
Fluktuation von Mobiltelefonnummern und häufige Wohnortwechsel wird 
durch die Mixed-Mode-Erhebung entgegengewirkt. Telefonisch nicht er-
reichbare Personen werden an ihrem Wohnort aufgesucht und befragt. 
Diese Maßnahme hat sich in einer Vielzahl amerikanischer Befragungen 
von Leistungsempfängern als sehr wirksam zur Erhöhung der Ausschöp-
fung erwiesen (Cantor/Cunningham 2002: 70 ff.) und auch in der erwähn-
ten Querschnittsbefragung von Leistungsempfängern den Rücklauf in kriti-
schen Gruppen erhöht.  
Tracking: Bereits in der ersten Welle werden für Zielhaushalte in der Pro-
zessdatenstichprobe sowohl mehrere in den BA-Erfassungssystemen hin-
terlegte Telefonnummern verwendet als auch eine Telefonnummernre-
cherche über Telefonverzeichnisse durchgeführt. Der Anteil der nicht loka-
lisierbaren und nicht kontaktierbaren Personen sollte durch diese Maß-
nahmen deutlich verringert werden. Im Panelverlauf sollen zudem Ge-
nehmigungen zum Abgleich mit den BA-Prozessdaten und Einwohnermel-
deverzeichnissen eingeholt werden, damit aktuelle Adressen aus diesen 
Datenbeständen ermittelt werden können. 
Incentives: Pro Befragungshaushalt stehen etwa 10 Euro für Incentives 
zur Verfügung. Zwar weist die Methodenliteratur ziemlich einhellig darauf 
hin, dass sichere Incentives vorab in bar am ehesten geeignet sind, ver-
weigerungsreduzierende Obligationen zu schaffen (Berk u. a. 1987; 
Church 1993). Es ist jedoch diskutabel, ob eine stark deprivierte Populati-
on nicht eher durch eine Entlohnung für die Teilnahme als durch eine Re-
ziprozitätsnorm motiviert werden kann, zumal in diesem Fall das Incentive 
deutlich erhöht werden kann, da es an weniger Haushalte vergeben wird. 
Daher wird das genaue Konzept noch in Absprache mit den Erhebungsin-
stituten entwickelt. 
Verweigerungsreduktionstraining: Zur Reduktion von Verweigerungen ver-
langt das IAB vom Auftrag nehmenden Erhebungsinstitut eine besondere 
Schulung der Interviewer (Refusal Avoidance Training), wie sie etwa in 
den Programmen von Groves und McGonagle (2001) oder für Deutschland 
von Schnell (Schnell/Dietz 2006) zur Verfügung steht. 
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Übersetzungen: Da sich in der Population überproportional viele Migranten 
und unter diesen wiederum viele mit schlechten Deutschkenntnissen be-
finden dürften, ist eine Übersetzung in die Sprachen Türkisch, Russisch 
und Englisch vorgesehen. Die übersetzte Variante ist im CATI-Feld durch 
Muttersprachler zu administrieren. Im CAPI-Feld wäre dies nur zu sehr 
hohen Kosten zu realisieren. Hier kommen daher – wann immer möglich – 
der Rücktransfer ins CATI-Feld und in den übrigen Fällen eine schriftliche 
Übersetzungshilfe zum Einsatz. 
Kürze: Gegenüber einer vorherigen, vom IAB durchgeführten Befragung 
von Leistungsempfängern (Infas 2006) wurde der Umfang deutlich ge-
kürzt, so dass ein Personenfragebogen nun 30, der Haushaltsfragebogen, 
der zusätzlich vom Haushaltsvorstand beantwortet werden muss, 15 Minu-
ten in Anspruch nimmt. Dabei stimmt die Arbeitsgruppe durchaus mit der 
Anregung von Schnell (2007) überein, dass eine noch kürzere Befragung 
im Hinblick auf die Optimierung der Response-Rate wünschenswert gewe-
sen wäre. Wesentliche Fragestellungen der Untersuchung wären dann je-
doch nicht mehr zu bearbeiten gewesen. 
Adresstranchen: Die Adressen werden vom IAB in mehreren Tranchen für 
das für die Feldarbeit zuständige Institut freigegeben. Dadurch kann kon-
trolliert werden, dass der Einsatz neuer Adressen erst erfolgt, wenn hin-
reichende Versuche unternommen wurden, Interviews mit den Adressen 
aus der ersten Tranche zu realisieren. 
Flankiert werden diese Maßnahmen zur Sicherung einer hohen Response-
Rate von außergewöhnlichen Möglichkeiten der Nonresponse-Analysen. 
Die Voraussetzung hierfür schafft wiederum die Datenbasis MOSAIC. Diese 
enthält eine Reihe von für den Ausfall relevanten Variablen, die beiden 
Teilstichproben zugespielt wurden. Zu diesen Variablen gehören sowohl 
Merkmale, die geeignet sind, Verweigerungen vorherzusagen wie bei-
spielsweise Sozialstatus als auch Merkmale, die den Kontaktverlust prog-
nostizieren helfen wie z. B. die Fortzugsquote. Diese Merkmale liegen wie-
derum kleinräumig aggregiert vor. 
3.7 Skizze eines Auffrischungskonzepts 
Für die Auffrischung der Stichprobe hat sich die Panel-Arbeitsgruppe im 
IAB auf ein Grundkonzept geeinigt. Da eine erste Auffrischung frühestens 
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in der zweiten Welle stattfindet, wurden abschließende Entscheidungen 
über Details des Auffrischungskonzepts noch nicht getroffen. 
Beim Auffrischungskonzept für eine Panelstudie sind die Einbeziehung von 
Zugängen zur Population und Bestandauffrischungen zu unterscheiden. 
Die Einbeziehung von Zugängen zur Population ist wesentlich, um auch in 
späteren Wellen eine Hochrechnung im Querschnitt vornehmen zu kön-
nen. Dagegen dient die Bestandauffrischung dem Ausgleich des durch Pa-
nelmortalität verursachten Verlusts der Fallzahl und damit der statisti-
schen Power, der Wahrscheinlichkeit, in der Population vorhandene Zu-
sammenhänge mithilfe der Stichprobe belegen zu können. 
3.7.1 Modellierung von Zugängen 
Zugänge zur Population müssen für die beiden Teilstichproben getrennt 
diskutiert werden. In der Prozessdatenstichprobe besteht die Population 
aus allen Haushalten in Deutschland, in denen mindestens eine Bedarfs-
gemeinschaft lebt. Eine Ziehung von Neuzugängen zu dieser Population ist 
aus den Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit möglich. Es muss eine 
Zusatzstichprobe aus allen Neuantragstellern seit der Stichprobenziehung 
bzw. seit der letzten Auffrischung gezogen werden. Bei der Microm Teil-
stichprobe handelt es sich dagegen trotz der disproportionalen Schichtung 
um eine Bevölkerungsstichprobe. Die Einbeziehung von Zugängen ist auf 
der Haushaltsebene nicht notwendig, da sich Haushalte der allgemeinen 
Bevölkerung selbst regenerieren66. Personen, die im Verlauf des Panels 
sterben, werden durch Personen, die das Befragungsalter erreichen, er-
setzt. Dies entspricht zum Beispiel auch dem im SOEP (Pannenberg u. a. 
2005: 163), der derzeit einzigen Panelstudie vergleichbarer Größe in 
Deutschland, verwendeten Konzept. Ein spezifisches Problem stellt aller-
dings die Modellierung der durch Migration verursachten Zugänge zur Po-
pulation dar. Denn ein Auffrischungsmechanismus der oben dargestellten 
Art berücksichtigt nur einen selektiven Teil der durch Migration verursach-
ten Zugänge zur Population, nämlich jenen, der – etwa durch Heirat – in 
bestehende Haushalte einmündet. Die vollständigen Zugänge durch Migra-
tion zu modellieren ist nicht einfach, da es kein Zentralregister gibt, aus 
                                                
66 Das gilt für spezielle Populationen wie Leistungsempfänger gerade nicht, wie in Ab-
schnitt 2.1 diskutiert wurde. 
IABForschungsbericht Nr. 12/2007   
 
95
dem gezogen werden kann (Rendtel/Pannenberg/Daschke 1997: 272), 
und ein Screening wegen der geringen Trefferquote sehr teuer wäre. Das 
SOEP hat hier erst nach 10 Jahren (1994) eine Auffrischung vorgenom-
men (Pannenberg u. a. 2005: 154), die wegen der vielen Schwierigkeiten 
nicht im ganzen Umfang den Anforderungen an eine Zufallsstichprobe ent-
spricht67. Das Konzept des SOEP steht als Rückfallposition für die Einbe-
ziehung dieser Zugänge zur Verfügung. Alternative Konzepte für eine Be-
rücksichtigung der Zugänge durch Migration können in der Zwischenzeit 
entwickelt werden.  
Weitere Komplexität erhält das Konzept dadurch, dass Haushalte dyna-
misch sind. Haushalte spalten sich auf oder bekommen neue Mitglieder, 
nicht nur durch Geburt, sondern auch durch Zuzüge zum Haushalt und es 
kommt zu Neugründungen von Haushalten. Die Hochrechenbarkeit wird 
durch die Verfolgung aller Haushalte erhalten, in denen mindestens eine 
Person aus der Ursprungsstichprobe lebt. Zu diskutieren ist, ob auch Per-
sonen verfolgt werden, die während des laufenden Panels in einen Befra-
gungshaushalt gezogen sind und diesen wieder verlassen haben. Das 
SOEP hat diese Fälle bis 1990 nicht verfolgt, verfolgt sie aber seither 
(Pannenberg u. a. 2005: 163 f.).  
3.7.2 Bestandauffrischung 
Die Bestandauffrischung hat ausschließlich den Zweck, Fallzahlverluste 
aufgrund von Panelmortalität zu kompensieren. Eine Korrektur möglicher 
selektiver Ausfälle ist hierüber nicht möglich, sondern wird durch eine  
Modellierung der Ausfälle vorgenommen (im SOEP durch ein Propensity 
Weighting, das einen so genannten Missing at Random (MAR)-Ausfallpro-
zess voraussetzt68). Fallzahlprobleme sind aber erst nach längerer Laufzeit 
zu erwarten, vor allem wenn in der Zwischenzeit Auffrischungen durch 
                                                
67 Das SOEP griff für seine Zuwandererstichprobe zum einen auf Personen zurück, die im 
Rahmen eines vorherigen Screenings des Erhebungsinstituts im Rahmen von Mehr-
themenbefragungen ihre Bereitschaft geäußert hatten, sich wieder befragen zu lassen. 
Dabei handelt es sich aller Wahrscheinlichkeit nach um eine selektive Gruppe. Weitere 
Befragungspersonen wurden dann über ein Schneeballverfahren gewonnen, das keine 
Berechnung von Inklusionswahrscheinlichkeiten erlaubt (Rendtel/Pannenberg/Daschke 
1997; Burkhauser/Kreyenfeld/Wagner 1997). 
68 Das bedeutet, dass Ausfälle – gegeben im Modell berücksichtigte Kovariaten – zufällig 
sind. 
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Zugänge (siehe 3.7.1.) vorgenommen werden. Beim SOEP fand die erste 
Bestandauffrischung nach 14 Jahren (1998) statt (Pannenberg u. a. 2005: 
154), auch weil in der Zwischenzeit die Fallzahl durch die Ziehung einer 
Stichprobe für die ehemalige DDR im Jahr 1990 (noch vor der Wiederver-
einigung) vergrößert werden konnte (Pannenberg u. a. 2005: 156).  
Eine Bestandauffrischung ist ein komplexes Unterfangen, denn „[…] it is 
by no means straightforward to combine an ongoing panel and a new 
sample selected at distant points in time for efficient estimation […]“ 
(Spiess/Rendtel 2000: 1). Designgewichte im Sinne von Auswahlwahr-
scheinlichkeiten (vgl. Spiess 2000) sind für Mitglieder der Auffrischungs-
stichprobe nur für den Auffrischungszeitpunkt, nicht aber für den Zeit-
punkt der ursprünglichen Stichprobenziehung bekannt. Beim SOEP orien-
tiert sich die relative Gewichtung beider Stichproben (des bestehenden 
Panels und der Auffrischung) nicht an Auswahlwahrscheinlichkeiten, son-
dern am Kriterium minimaler Varianz der Schätzer für Populationsparame-
ter bei Verwendung beider Stichproben (Spiess/Rendtel 2000). Eine Ent-
scheidung, ob dieses Konzept übernommen oder alternative Konzepte 
entwickelt werden, ist noch nicht getroffen. Die Arbeitsgruppe Panelerhe-
bung „Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ am IAB geht allerdings ange-
sichts der problematischen Untersuchungspopulation – trotz aller gegen-
läufigen Maßnahmen – von einer höheren Panelmortalität aus, weshalb 
eine Auffrischung voraussichtlich früher und häufiger als im SOEP erfolgen 
muss. 
3.8 Fazit 
Das IAB hat sich für die Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Siche-
rung“ im Rahmen der SGB II-Forschung für eine Abwandlung eines von 
Schnell vorgeschlagenen innovativen Stichprobenkonzepts entschieden. 
Die Verwendung zweier Frames – eines aus Prozessdaten und eines aus 
der Datenbank eines kommerziellen Anbieters – erlaubt dabei eine effi-
ziente Allokation von Ressourcen mit Blick auf die vorrangigen For-
schungsziele. Resultat ist eine disproportional geschichtete Bevölkerungs-
stichprobe mit Schwerpunkt im SGB-II-Leistungsbezug und Niedrigein-
kommensbereich. Dieser Aufsatz begründet dieses Design und stellt es im 
Detail zum Zeitpunkt der Stichprobenziehung für die erste Welle dar. 
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4 Armutsdynamik und Arbeitsmarkt: Qualitati-
ve Beobachtungen und Befragungen im Feld 
von Arbeitsmarkt und sozialer Sicherung 
(Andreas Hirseland, Markus Promberger, Ulrich Wenzel) 
4.1 Das IAB-Projekt Armutsdynamik und Arbeitsmarkt 
Vor dem Hintergrund der Reform der sozialen Sicherungssysteme in 
Deutschland (insbesondere der Einführung des SGB II) konzentriert sich 
das qualitativ orientierte IAB-Projekt Armutsdynamik und Arbeitsmarkt auf 
Wissens-, Handlungs- und Kommunikationsmuster von erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen. Untersucht werden lebensweltbezogene Muster und Dy-
namiken der Entstehung und möglichen Verfestigung, aber auch der Über-
windung von Hilfebedürftigkeit sowie die soziale Lage erwerbsfähiger Hil-
febedürftiger. Die Datengrundlage bilden ein Kurzzeitpanel mit zwei Wel-
len biographisch-narrativer Interviews sowie ergänzende Feldprotokolle. 
Das Projekt geht davon aus, dass Armutslagen, arbeitsmarktliche Integra-
tion und Desintegration, Hilfebedürftigkeit und eigenverantwortliche Le-
bensführung transitorische Größen sind, zwischen denen Übergangs- und 
Mischungsverhältnisse auftreten können und deren Gestalt nicht zuletzt 
durch dynamische Prozesse bestimmt wird. Die geplante empirische Ana-
lyse orientiert sich daher an folgender Leitfragestellung: In welchem Mi-
schungs- und Austauschverhältnis stehen Tendenzen zur Verfestigung und 
Tendenzen zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit? Welche Bedingungen 
und Mechanismen führen zur strukturellen Reproduktion oder aber Trans-
formation von Armutslagen? Und: Welche Rolle spielen hierbei die neuar-
tigen Strukturen des SGB II (etwa des Bedarfsgemeinschaftsprinzips oder 
der Intensivierung aktivierender sozialer Dienstleistungen)?  
Folgende Analysedimensionen sind dabei von zentraler Bedeutung: 
• Armutsdynamik: Erwerbsbiographische Muster, Typiken der Entste-
hung, Verfestigung und Überwindung von Hilfebedürftigkeit; 
• Soziale Lage: materielle und immaterielle Ressourcen, Einbettung in 
soziale Netzwerke, gesellschaftliche Teilhabechancen; 
• Alltagsstrukturen: Handlungsorientierungen und -potentiale, Arbeits-
orientierung, zeitlich-räumliche und soziale Aufschichtungen des All-
tags; 
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• Subjektivität: Identität, Selbstkonzepte, Arbeitsorientierung und Ar-
beitsvermögen; 
• Integrationspotentiale: Beschäftigungsfähigkeit, Zugangschancen und 
Blockaden gegenüber Bildung und Arbeitsmarktintegration. 
Im Folgenden wird zunächst der mögliche Beitrag qualitativer Forschungs-
methoden für die Entwicklung einer Panelstudie wie der IAB-Panel-
erhebung „Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung“ (PASS) skizziert (2) und 
auf methodologische Hintergrundüberlegungen bezogen (3). Anschließend 
werden Vorüberlegungen zum Forschungsgegenstand (4) und die darauf 
aufbauenden Forschungsfragen des Projekts Armutsdynamik und Arbeits-
markt dargestellt (5). Die Umsetzung des Fragenprogramms erfolgt in 
mehreren Auswertungspaketen mit unterschiedlichen Leitfragestellungen 
(6). Den Abschluss bilden Angaben zur Methodik des Projekts (7).  
4.2 Rekonstruktion, Theorieentwicklung und Exploration 
Das Ausmaß sozialer Integration und der Teilhabe am Erwerbsleben wird 
von unterschiedlichen Faktoren beeinflusst, die nur zum Teil durch stan-
dardisierbare Messungen erhoben werden können. Integration und Teilha-
be entstehen in vielgestaltigen, sozial kontextuierten Handlungsprozessen. 
Um diese Zusammenhänge angemessen zu erfassen, sind zusätzliche In-
formationen über komplexe Wissens-, Handlungs- und Kommunikations-
muster bei Erwerbslosen, institutionellen Trägern und alltagsweltlichen 
sozialen Netzwerken zu erschließen. Angemessen hierfür sind hermeneuti-
sche Verfahren der qualitativen Exploration und Rekonstruktion sozialer 
Sinnzusammenhänge. Solche methodischen Verfahren generieren erstens 
vertiefte Kenntnisse über arbeitsmarktliche und soziale Inklusions- und 
Exklusionsprozesse sowie deren Konsequenzen auf den Gebieten der sozi-
alen Integration, Erwerbsbeteiligung und Hilfebedürftigkeit (Rekonstrukti-
onsaspekt). Zweitens eignen sich diese Verfahren im besonderen Maße, 
neuartige Prozesse und Zusammenhänge aufzuspüren, weil sie Theorieer-
stellung und Theorieüberprüfung miteinander verbinden, um auf diese 
Weise neue, bislang unbeachtete oder unbeobachtete Muster und Fakto-
ren von Integration und Teilhabe zu erschließen (Abduktions- und Theo-
rieentwicklungsaspekt). Darauf aufbauend trägt der Einsatz dieser Metho-
den drittens zur Entwicklung und Verbesserung von standardisierten Er-
hebungsinstrumenten bei, mittels derer die aufgefundenen Phänomene 
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und Zusammenhänge mit statistischer Evidenz überprüft werden können 
(Explorations- und Instrumentenentwicklungsaspekt). Angesichts der Viel-
gestaltigkeit und fortlaufenden Wandlungsprozesse im Feld von Armutsla-
gen, Erwerbslosigkeit und Angewiesenheit auf Transferleistungen ist es 
notwendig, diese drei Funktionen fortlaufend zu erfüllen und in die Dauer-
beobachtung der sozialen Lage und der Prozesse von Erwerbsinklusion 
und -exklusion einzubeziehen.  
Dies soll im Rahmen eines kontinuierlichen Projekts geleistet werden und 
auf diese Weise zur gegenstandsadäquaten Fortentwicklung der Erhe-
bungsinstrumente der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und Soziale  
Sicherung“ (PASS) beitragen. Der fortlaufende methodische und inhaltli-
che Austausch wird sich auf unterschiedliche Teilfragestellungen erstre-
cken. Fallweise wird es auch notwendig sein, Testbefragungen für das 
Feintuning neu entwickelter Instrumente durchzuführen (kognitive Pre-
tests). Es ist beispielsweise vorgesehen, ein Befragungsmodul zum Thema 
Arbeitsvermögen und Beschäftigungsfähigkeit zu entwickeln und zu tes-
ten. Hierbei sollen thematisch einschlägige Resultate des Projekts Armuts-
dynamik und Arbeitsmarkt zugrunde gelegt werden können.  
4.3 Methodologischer Hintergrund 
Sozialwissenschaftliche Studien mit standardisierten Erhebungsinstrumen-
ten zielen auf statistisch gesicherte Erkenntnisse über Merkmalszusam-
menhänge ab, die für eine gegebene Fragestellung relevant sind. Sie er-
lauben auf diese Weise eine empirische Generalisierung auffindbarer Mus-
ter im Untersuchungsmaterial und eigenen sich vorzüglich für die Überprü-
fung von theoretisch abgeleiteten Annahmen über den jeweiligen Gegens-
tandsbereich. Die forschungsrelevanten Merkmalsdimensionen müssen bei 
dieser methodischen Vorgehensweise jedoch vor Beginn der Datenerhe-
bung ausgewählt, begründet und in Gestalt von notwendig selektiven Er-
hebungsinstrumenten zugänglich gemacht werden. Erhebungs- und Aus-
wertungsplanungen im Kontext standardisierter Untersuchungen sind da-
her stets durch einen ersten Arbeitsschritt der Problemexploration ge-
kennzeichnet, der auf die gegenstandsadäquate Systematisierung von 
Theoriefiguren, Begriffen und Forschungshypothesen zielt.  
Problemexplorationen können sich aus allgemeinen theoretischen Überle-
gungen speisen oder aber auf die komplementäre methodische Strategie 
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einer offenen Rekonstruktion zurückgreifen. Ziel der letzteren Vorgehens-
weise ist nicht eine empirische Generalisierung von Forschungshypothe-
sen, sondern eine am fallbezogenen Datenmaterial gewonnene Struktur-
generalisierung. Hierbei handelt es sich um den Aufweis fallspezifischer 
Erzeugungs-, Reproduktions- und Entwicklungsmechanismen und -regeln, 
die die Prozessualität sozialer Phänomene strukturieren (vgl. Oevermann 
2002:10 f.). Qualitative Verfahren unterschiedlicher Provenienz orientieren 
sich daher an der verstehenden Erfassung von Regelhaftigkeit und nicht 
an der nomothetischen Erfassung von Regelmäßigkeit.  
Bei der empirischen Generalisierung zielt die empirische Analyse auf die 
Identifikation von Mustern, die sich einem theoretisch explizierten, sinn-
haften Zusammenhang einfügen lassen. Bei der Strukturgeneralisierung 
richtet sich die Analyse des empirischen Materials hingegen darauf, sinn-
hafte Zusammenhänge allererst zu erschließen und auf diese Weise theo-
retische Annahmen zu erzeugen bzw. zu modifizieren. Auf der Grundlage 
des Fallprotokolls werden dem Material versuchsweise Regelstrukturen 
angetragen, die das konkret vorfindliche Handlungs- und Interaktionsge-
schehen leiten. Da dies in einer ergebnisoffenen Weise geschehen soll, 
wird die hypothetische Explikation von Regelstrukturen solange iterativ 
und rekursiv modifiziert, bis sich eine Gestaltschließung einstellt (oder die 
Analyse dieses speziellen Falls aus forschungsökonomischen Gründen ab-
gebrochen wird). Das Ziel ist die Explikation einer für diesen Fall verall-
gemeinerbaren Regelstruktur, die dessen Gestalt bis in die Einzelheiten 
hinein verständlich werden lässt. Daran anschließend kann das Analyseer-
gebnis durch vergleichenden Einbezug weiterer Materialien (des gleichen 
oder eines kontrastierenden Falls) erweitert werden (Triangulation).  
Für die konkrete Umsetzung dieser allgemeinen Forschungsstrategie exis-
tieren verschiedene Verfahrensvorschläge mit teilweise erheblich vonein-
ander abweichenden und umstrittenen methodischen Leitlinien. Zu den 
immer wieder genannten Prinzipien gehören u. a. eine möglichst vollstän-
dige Analyse der empirisch zugänglichen Spuren konkreter Handlungen 
und sozialer Praktiken, eine kontrastive und möglichst auf Primärmateria-
lien gerichtete Empirie, eine Bestimmung nicht nur manifester, sondern 
auch latenter Sinngehalte und deren Zusammenhang mit untergründigen 
pragmatischen Kontexten (vgl. Schütze 2005). 
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4.4 Das Forschungsproblem 
Mit der gegenwärtigen Restrukturierung der sozialen Sicherungssysteme 
verändert sich die institutionelle Ordnung von Arbeit, Arbeitslosigkeit und 
Armut. Dies manifestiert sich insbesondere in der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe im Rahmen des SGB II, das den Bezugsrah-
men für die hier vorgeschlagene Forschung bildet. Die Praxis der Hilfe ge-
währenden Institutionen orientiert sich seit dem Inkrafttreten des SGB II 
zum 1. Januar 2005 an veränderten normativen Vorgaben und vollzieht 
sich im Rahmen neuartiger organisationale Strukturen und Handlungs-
richtlinien. Als Maßgabe dient hierbei ein Modell der „Aktivierung“, das 
durch die Kombination von Elementen des „Förderns und Forderns“ zur 
Aufnahme einer existenzsichernden Erwerbstätigkeit beitragen soll. Diese 
Zielsetzung richtet sich nicht zuletzt auf arbeitsmarktferne Personenkreise, 
weshalb in begrenzter Form auch Leitlinien eines „workfare“-Modells imp-
lementiert werden sollen. Dadurch unterliegt vice versa das Leben in Hil-
febedürftigkeit veränderten materiellen Bedingungen und neuen instituti-
onellen Verhaltenserwartungen, die zusammen auf eine an Erwerbstätig-
keit und rationaler Lebensführung gerichtete Selbstwahrnehmung und All-
tagspraxis von Hilfebeziehern und mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft 
lebenden Personen zielen. 
Im Diskurs über die Reform der sozialen Sicherungssysteme und in den 
legislativen Regelungen lassen sich Elemente einer Reformlogik erkennen: 
• Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe bringt zunächst 
eine Neudefinition und daran anschließende Neuzusammensetzung des 
hilfeberechtigten Personenkreises mit sich (§§ 7 ff. SGB II). Folge ist 
eine starke soziale Heterogenisierung der nun einheitlich vom SGB II 
erfassten Population erwerbsfähiger Hilfebezieher. Im Zusammenhang 
mit unterschiedlichen (berufs-)biographischen Hintergründen, lebens-
weltlichen Verortungen und Positionierungen der Betroffenen ist mit 
differenzierenden Konsequenzen der Umsetzung des SGB II für deren 
Selbstwahrnehmung, Handlungsorientierung und alltagspraktischen 
Umgang mit Arbeitslosigkeit und Armut zu rechnen. Nicht zuletzt dürf-
ten dabei die veränderten Konditionen der Gewährung materieller Hil-
fen durch den Übergang zu einer einheitlichen Grundsicherung für alle 
Hilfeberechtigten bedeutsam werden. Orientierte sich das alte zwei-
gleisige Hilfesystem von Arbeitslosen- und Sozialhilfe noch an Kriterien 
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erwerbsbiographisch legitimierter Statusdifferenz und Lebensstandard-
sicherung (was insbesondere zu Gunsten Langzeitarbeitsloser mit lan-
gen Beitragszeiten und höherem Einkommensniveau wirkte), so sind 
die materiellen Unterstützungsleistungen im Rahmen des SGB II un-
abhängig von den vorgängigen (Erwerbs-)biographien nahezu aus-
schließlich am Kriterium aktueller Hilfebedürftigkeit ausgerichtet 
(§§ 19 ff. SGB II). Gewährt wird eine allgemeine Grundsicherung, die 
berufsbiographische Leistungen nur in geringem Umfang und zeitlich 
befristet berücksichtigt (§ 24 SGB II).69 Bislang ungeklärt sind die Fol-
gen dieser Systemumstellung auf unterschiedliche Gruppen von Hilfe-
beziehern, deren soziale Lage, kulturelle und gesellschaftliche Integra-
tion und Alltagsbewältigung. 
• Das SGB II folgt in weiten Teilen einer Steuerungslogik der governan-
ce, das heißt die Regelungen des Gesetzgebers setzen die Mitwirkung 
und Einflussnahme weiterer Akteure voraus, wodurch komplexe Koor-
dinationsmechanismen zwischen den Akteuren notwendig werden, bei-
spielsweise lokal auszuhandelnde Verträge. Beispiele hierfür sind das 
Instrument der Arbeitsgelegenheit (§ 16 Abs. 3 SGB II), das von der 
Mitwirkung privatwirtschaftlicher oder vereinsförmig organisierter Maß-
nahmeträger abhängt, oder das Instrument der Eingliederungsverein-
barung (§ 15 SGB II), das auf eine ausgehandelte Mitwirkung des Hil-
febedürftigen bei der (Re)Integration in den Arbeitsmarkt setzt (zu 
letzterem vgl. Luthe/Timm 2005). Nicht nur ist das Verhältnis von Hil-
fegewährung und Hilfebezug somit stärker vertragsförmig orientiert, 
auch sind die Hilfeempfänger nun mit in das Zusammenspiel neu 
strukturierter Akteursnetzwerke eingebunden. Dies erfordert auch auf 
Seiten der Betroffenen andere Orientierungsleistungen als im bis Ende 
2004 geltenden Hilfesystem. 
• Die der Sozialhilfe noch inhärente Logik der Armenfürsorge wird mit 
dem System der Grundsicherung für Arbeitssuchende an der Logik des 
empowerment ausgerichtet und stellt damit deutlichere Aktivierungs-
                                                
69 Gerade dieses Element der Hartz-Reformen wird im politischen Raum immer wieder 
kontrovers diskutiert, im Spätjahr 2006 z. B. im Anschluss an den sog. Rüttgers-Vor-
schlag zur Kopplung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes an die Dauer der Bei-
tragszahlungen. 
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anforderungen an die Hilfebezieher. Beispielhaft hierfür stehen die 
Streichungen der Einmalbeträge in der Sozialhilfe zugunsten eines er-
höhten Regelsatzes, aus dem der Leistungsempfänger ggf. Ansparun-
gen vornehmen muss, um periodisch auftretenden größeren Bedarf zu 
decken (§§ 20 und 23 SGB II). Der Hilfebezieher wird stärker als im 
früheren System für sein eigenes Risikomanagement verantwortlich 
gemacht. Ob sich die Klientel diesen hohen, an der Normalitätsfolie 
bürgerlicher Subjektivität orientierten Anforderungen ohne zusätzliche 
Unterstützung durch Programme zur Stärkung von Handlungsautono-
mie und Selbstverantwortung gewachsen zeigt, bleibt zu erforschen. 
• Der Gesetzgeber bekennt sich mit dem SGB II zur projektförmigen 
Problembewältigung (vgl. Bröckling 2005). Fallbezogen soll durch die 
Kombination verschiedener Maßnahmepakete aus SGB III und SGB II 
insbesondere die Erwerbsfähigkeit von Hilfebeziehern hergestellt, er-
halten und/oder gefördert werden. Dies betrifft nicht nur den Bereich 
erwerbsorientierter Qualifikation, sondern auch Maßnahmen, die auf 
psycho-soziale Stabilisierung und Alltagsbewältigung abzielen. Mit Blick 
auf die Klienten des SGB II bedeutet dies: (1) Von den Hilfebedürfti-
gen wird stärker als im Rahmen der alten Hilfesysteme erwartet, mo-
dularisierte und zeitlich begrenzte Ziele zu verfolgen, die sich nicht oh-
ne weiteres zu einem biographischen Gesamtzusammenhang fügen 
lassen. So müssen Vermittlungsangebote aufgrund der verschärften 
Zumutbarkeitsregelungen (§ 10 SGB II) auch dann angenommen wer-
den, wenn die Tätigkeit weitab des eigenen Ausbildungssegments liegt. 
(2) Da die Organisation der Hilfeangebote selbst projektförmig ausge-
richtet ist (etwa durch die Experimentierklausel des § 6a SGB II), wird 
im System der Hilfegewährung ein Moment der Erwartungsunsicherheit 
strukturell implementiert. Zu fragen ist daher auch nach dem Einfluss 
des SGB II auf die Erzeugung, Stabilisierung und/oder Transformation 
erwerbsarbeitsbezogener biographischer Orientierungen.  
Jenseits der bloßen ‚versorgungslogischen’ Gewährung der – veränder-
ten – Grundsicherung zielt die SGB-II-Reform im Sinne der ‚Aktivierungs-
logik’ besonders auf eine schnellere Überwindung von Hilfebedürftigkeit, 
die bei einem Gutteil der Betroffenen mit Arbeitsmarktferne bzw. fehlen-
der oder geringer Beschäftigungsfähigkeit (employability) identifiziert wird 
und die es zu überwinden gilt. Für diesen Problemkomplex von Arbeits-
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marktferne und Hilfebedürftigkeit lassen sich unterschiedliche Gründe  
identifizieren: Zum einen existiert häufig ein problematisches Passungs-
verhältnis zwischen den erwerbsbezogenen Fähigkeiten und beruflichen 
Qualifikationen der Betroffenen einerseits und dem Arbeitskräftebedarf der 
Unternehmen andererseits. Zum anderen zeigen Arbeitsmarkt- (vgl. z. B. 
Rothschild 1994) wie Armutsforschung (vgl. z. B. Schwarze/Raderschall 
2002), dass sich eine mehrjährige Existenz im Hilfebezug wie auch soziali-
satorische Prägungen in hilfebeziehenden Familien verstärkend auf die 
Persistenz von Hilfebedürftigkeit und Arbeitsmarktferne auswirken kön-
nen.  
Die Reform des SGB II intendiert gerade die Vermeidung derartiger ‚welfa-
rization’-Effekte.70 Dies wird angestrebt durch einen policy-mix aus mate-
rieller Versorgung und Aktivierung zur Aufnahme existenzsichernder Er-
werbsarbeit.71 Damit rücken Fragen der Dynamik von Bildung, Verfesti-
gung und Überwindung von Arbeitsmarktferne und Hilfebedürftigkeit mit 
ins Zentrum einer Evaluation der sozialen Reformwirkungen nach § 55 
SGB II. Nicht zuletzt weil die Reform eine verstärkte Mitwirkung der Hilfe-
bezieher bei der Überwindung von Hilfebedürftigkeit und Arbeitsmarktin-
tegration einfordert, stellt der Blick auf das Handeln und die Lebensgestal-
tung als aktive Leistung der Klienten – neben der unmittelbaren Analyse 
von Veränderungen der sozialen und materiellen Situation – einen eigen-
ständigen Untersuchungsgegenstand dar. Die Frage nach einer ‚good 
practice’ bei der Umsetzung der Zielsetzungen des SGB II und dem Errei-
chen erwünschter Wirkungen kann ohne Kenntnis typischer handlungslei-
tender Situationsdeutungen, der ihnen zugrunde liegenden typischen 
Handlungsorientierungen und Selbstwahrnehmungen bei Klienten nur un-
vollständig beantwortet werden. 
Die bislang vorliegende Forschung zum SGB II vermag zu diesen Proble-
men nur sehr eingeschränkt Auskunft zu geben. Dies beruht zum einen 
auf „Methodeneffekten“, da Fragen der subjektiven Sinngebung bzw. Be-
                                                
70 So spricht etwa die Begründung zum Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt von der Notwendigkeit, „eine Gewöhnung an den Bezug von Sozialleis-
tungen“ zu vermeiden (Deutscher Bundestag 2003: 51). 
71 Für diesen Ansatzpunkt des SGB II gibt es durchaus stützende Evidenzen in der bishe-
rigen Ungleichheits- und Sozialstrukturforschung, vgl. u. a. Degele 1999. 
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deutungszuweisungen, ihrer Relevanz für die Alltagsgestaltung sowie die 
Entwicklung biographischer Perspektiven72 aufgrund der relativen Bedeu-
tungsoffenheit subjektgebundener, auf Erleben und Erfahrung beruhender 
Weltsichten mit den bis jetzt im Rahmen der SGB-II-Forschung überwie-
gend zum Einsatz gekommenen standardisierten Verfahren kaum erfasst 
werden können.73 Erfahrungsberichte aus unterschiedlichen Forschungs-
vorhaben weisen jedoch in Richtung einer höchst vielfältigen und eigen-
sinnigen Problemwahrnehmung auf Seiten der betroffenen Hilfebezieher, 
die einer genaueren Exploration und Analyse durch gegenstandsadäquate 
Verfahren der qualitativen Forschung bedarf.  
Damit zielt die qualitative Forschung des Projekts Armutsdynamik und Ar-
beitsmarkt innerhalb der auf einem ‚Methodenmix’ beruhenden Begleitfor-
schung zum SGB II am IAB auf  
• Exploration von Problemlagen und Problemfeldern, 
• lebensweltbezogene Validierung und Deutung quantitativer Befunde, 
• Rekonstruktion und qualitative Strukturgeneralisierung von Fallgesetz-
lichkeiten und 
• Entwicklung lebensweltlich verankerter heuristischer Modelle und Ty-
pologien. 
                                                
72 Zur Soziologie des Alltags vgl. grundlegend Schütz 1974; Schütz/Luckmann 1979; zur 
Struktur biographischer Perspektiven in der Moderne vgl. Kohli 1985; v. Engelhardt 
1990.  
73 Zwar gibt es recht umfangreiche Forschungen auch zu den biographischen und all-
tagsstrukturellen Effekten von (Langzeit-)arbeitslosigkeit und Hilfebedürftigkeit. Diese 
datieren aber vor Einführung des SGB II und können daher die Frage nach der mit der 
Reform intendierten Aktivierung nicht beantworten – vgl. bspw. Bonß u. a. 1984; 
Büchtemann 1984 und als Referenzstudie Jahoda u. a. 1975. Ganz überwiegend steht 
in der Literatur allerdings die Entwicklung des individuellen Wahrnehmens, Empfindens 
und Handelns im Vordergrund (vgl. die Übersicht in Büssing 1993). Aspekte der sozia-
len Einbettung und der Nutzung humaner Ressourcen werden zuweilen in Form stan-
dardisierter Erhebungsverfahren thematisiert (vgl. z. B. Bien/Weidacher, Hrsg., 2004). 
Qualitativ orientierte Studien nehmen meist – durchaus wichtige – Einzelaspekte in 
den Blick, beispielsweise die Zeitlichkeit des Erlebens und Handelns (vgl. Heinemeier 
1991), familiale Konfliktmuster (vgl. Becker/Nietfeld 2001) oder bestimmte Regionen 
(vgl. z. B. Kraheck 2004). 
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4.5 Zentrale Forschungsfragen und theoretische Fun-
dierung 
Im Zentrum des Forschungsvorhabens Arbeitsdynamik und Arbeitsmarkt 
steht die Untersuchung jener dynamischen Prozesse, welche – unter be-
sonderer Berücksichtigung der Maßnahmen und Praxis des SGB II – zum 
Eintritt in Hilfebedürftigkeit und Hilfebezug führen können und in der Folge 
verschiedene Entwicklungspfade in Richtung einer Verfestigung dieses Zu-
stands oder aber in Richtung einer eigenständigen Existenzsicherung 
durch (Wieder-)Aufnahme einer mehr oder weniger dauerhaften Erwerbs-
tätigkeit öffnen. Derartige Prozesse sind zwar mit durch makrostrukturelle 
Rahmenbedingungen bedingt (Arbeitsmarktentwicklungen, Gesetze, Ver-
ordnungen, politische und Wohlfahrtsinstitutionen, Semantisierungen), 
vollziehen sich aber fallbezogen in rekonstruierbaren typischen Hand-
lungsprozessen.  
Auf Fallebene verzahnen sich institutionelle Handlungsweisen (z. B. Aner-
kennung von Bedürftigkeit, Hilfegewährung, Fördern und Fordern) mit 
dem ‚Handeln’ bzw. ‚Erleiden’ der hilfebedürftig gewordenen privaten Ak-
teure und im Weiteren auch der mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft 
lebenden Personen. Auch die Betroffenen selbst sind an der fallweisen so-
zialen Konstruktion von Bedürftigkeit beteiligt, bspw. allein schon durch 
den Akt der Antragsstellung. Dieser setzt sowohl Wissen um die Möglich-
keiten des Hilfebezugs und seiner Erlangung voraus, wie auch eine ent-
sprechende Selbstdefinition als bedürftig und berechtigt. Aus dem hier 
angedeuteten Zusammenspiel bzw. der Wechselwirkung zwischen institu-
tionellem Handeln einerseits und dem Handeln der Klienten andererseits 
ergeben sich unterschiedliche Lagen innerhalb des Hilfesystems, die Ein-
fluss auf Fallverläufe nehmen.  
So wird letztlich auf der institutionellen Ebene darüber entschieden, ob 
und unter welchen Bedingungen es zu einer Verstetigung des Hilfebezugs 
– verstanden als kontinuierlicher langfristiger oder gar dauerhafter 
Verbleib im Hilfesystem – kommt oder nicht. Verstetigung ist aus dieser 
Sicht eine Folge von Handlungen und Entscheidungen entlang der Ausges-
taltung gesetzlicher Regelungen (SGB II), organisationaler Handlungsan-
weisungen (‚Produkte und Programme’), Fallwahrnehmungen und fallbe-
zogener Praxis (institutionelle Wahrnehmung der Bedürftigkeit und Be-
dürfnislagen, etwa durch ‚Profiling’ und ‚Fallmanagement’). Den analyti-
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schen Gegenpart hierzu bilden auf Ebene der betroffenen Hilfebezieher 
Prozesse, die zu einer Verfestigung von Hilfebedürftigkeit führen oder die-
se überwinden. Verfestigung meint in diesem Zusammenhang die Ausbil-
dung von Selbst- und Fremdbildern (Identität und Selbstkonzepte), habi-
tualisierten Deutungs- und Wahrnehmungsmustern, routinisierten Hand-
lungs- bzw. Problemlösungsstrategien auf Seiten der Klienten, welche ein 
Leben jenseits von Hilfebedürftigkeit und Hilfebezug subjektiv als schwer 
oder gar nicht erreichbar erscheinen lassen. Verfestigungsprozesse stehen 
in Zusammenhang mit bestimmten Formen sozialer Einbettung bzw. Lage-
rung (begriffen auch als Artikulationen kontextuierter Hilfebedürftigkeit), 
verfügbaren materiellen und symbolischen Ressourcen (incl. Berufsqualifi-
kationen), vorgängigen Lebensverläufen und daran anknüpfenden biogra-
phischen Perspektiven bzw. Lebensentwürfen. 
Nimmt man ‚Verstetigung/Verfestigung’ als zu vermeidenden Grenzfall, 
dann richtet sich das Interesse auf jene Prozesse und Fallverläufe, in de-
nen es zur Verhinderung, Auflösung und Überwindung unerwünschter 
Festschreibungen von Armutslagen kommt. Aus einer dynamisch-prozess-
orientierten Perspektive lassen sich derartige Fallentwicklungen als sozial 
modulierte Karriereverläufe beschreiben.74 In dem hier beschriebenen Pro-
jekt geht es um die Rekonstruktion solcher typischen Verlaufsmuster, wo-
bei insbesondere deren Erfahren, Bewältigen oder Erleiden bei betroffenen 
Hilfeempfängern im Zentrum der Betrachtung steht (zum Spannungsfeld 
von gesellschaftlich normierten und faktischen Verlaufsmustern vgl. Wen-
zel 2006). In den Blick geraten so einerseits die Genese von Bedürftigkeit 
im Zusammenhang mit sozialen Inklusions- und Exklusionsprozessen, kri-
tischen Lebensereignissen und der biographischen Aufschichtung von Er-
fahrungswissen, Deutungsmustern, Lebensführung, Taktiken und Strate-
                                                
74 Die Betrachtung sozialer Verläufe als „Karrieren“ erfolgte zunächst mit Erkenntnisge-
winn in der Medizinsoziologie (Gerhardt 1986) und wurde seitdem analytisch auf die 
Felder der Entstehung weiterer sozialer Problemlagen übertragen, insbesondere in der 
dynamischen Armuts- und Sozialhilfeforschung (Leibfried/Leisering 1995; vgl. auch 
Gebauer u. a. 2002, Ullrich 2003) und auch der Überschuldungsforschung (Hirseland 
1999, Schwarze/Loerbroks 2002).   
Gegenüber dem methodisch und konzeptuell reichhaltigen Projekt „Sozialhilfekarrie-
ren“ im Rahmen des Bremer SFB „Statuspassagen und Risikolagen im Lebensverlauf“ 
soll in dem hier skizzierten Projekt eine breitere Gruppe von Hilfeempfängern erfasst 
und unter stärkerer Betonung sequenzanalytischer Verfahren sowie alltags- und bio-
graphie- und differenzierungstheoretischer Annahmen analysiert werden. 
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gien (vgl. de Certeau 1988) der Krisenbewältigung bei den und durch die 
Betroffenen. Andererseits wird so auch ein Einblick in typische subjektive 
Wahrnehmungen und Bedeutungszuweisungen sowie in den praktischen 
Umgang mit den Hilfsangeboten des SGB II gewonnen.75  
Das SGB II zielt mit dem Instrument der Grundsicherung auch auf die Si-
cherung des Lebensunterhaltes von Hilfebedürftigen und der mit ihnen in 
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen. Daher befasst sich das 
Forschungsprojekt neben der sinnrekonstruktiven Prozessanalyse auch mit 
der Exploration des gelebten Alltags von Hilfebeziehern, ihrer sozialen 
Teilhabe und Integration sowie materiellen Versorgungslage. 
Vor diesem Hintergrund verfolgt das Forschungsvorhaben folgende Haupt-
ziele, die – jeweils mit Benennung von Teilzielen – im Folgenden knapp 
skizziert werden. 
• Erschließung integrationsfördernder und -hemmender Mechanismen 
des institutionellen Umgangs mit Hilfebedürftigkeit: 
o Rekonstruktion erwerbs- und bildungsbiographischer Typiken, die 
zu Hilfebedürftigkeit und deren Verfestigung oder Auflösung 
(bzw. Vermeidung) führen; 
o Typisierende Erfassung alltagsstruktureller Implikationen von Be-
ratungs- und Förderleistungen des Hilfesystems; 
o Rekonstruktion von Entwicklungsverläufen und Strukturen mikro-
sozialer Netzwerke, die zur biographischen Verfestigung oder a-
ber Auflösung von Armutslagen beitragen; 
o Aufklärung über die Auswirkungen des Hilfesystems auf alltägli-
che Lebenslagen und soziale Integration. 
                                                
75 Damit verortet sich das Forschungsvorhaben seiner methodologischen Ausrichtung 
nach in den u. a. durch die Theorie symbolischer Interaktion (Mead) informierten Fel-
dern soziologischer Biographieforschung (Fischer-Rosenthal) der neueren phänomeno-
logischen Wissenssoziologie (Berger/Luckmann, Soeffner) und der fallrekonstruktiven 
Deutungsmusteranalyse (Oevermann). 
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• Erschließung lebensweltlicher Bedingungsfaktoren von Eigenverant-
wortlichkeit und Integration: Soziale Lagen, Alltagsstrukturen, Identi-
täts- und Handlungsmuster bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen: 
o Erfassung von Zugangs- und Blockademustern im Verhältnis zu 
materiellen und immateriellen Ressourcen; 
o Rekonstruktion zeit-räumlicher und sozialer Alltagsstrukturen im 
Leben erwerbsfähiger Hilfebedürftiger; 
o Rekonstruktion biographisch vermittelter Deutungsmuster und 
Handlungsperspektiven, die den Zugang zum Arbeitsmarkt und 
zu gesellschaftlichen Kollektivgütern (Bildung, Öffentlichkeit etc.) 
hindern bzw. fördern; 
o Rekonstruktion der Auswirkungen der Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe auf Identität, Selbstkonzepte und all-
tagsweltliche Handlungs- und Integrationspotentiale. 
• Erarbeitung methodischer und begrifflicher Instrumente zur Erfassung 
von Desintegrations- und Integrationsmustern und -dynamiken in der 
Hilfebedürftigkeit: 
o Explorationen zum lebensweltlich-praktischen Verständnis von 
Arbeitsorientierung und Beschäftigungsfähigkeit zur Unterstüt-
zung der wissenschaftlichen Begriffsbildung; 
o Generierung komplexer Hypothesen, die in die Auswertung der 
IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“ sowie 
in die Konzeption der IAB-Panelerhebung „Arbeitsmarkt und So-
ziale Sicherung“ (PASS) und weiterer Erhebungsinstrumente ein-
fließen können;  
o Beiträge zu Moduldefinition, Indikatorenbildung und Operationali-
sierung bei der Instrumentenentwicklung der geplanten Pane-
lerhebung. 
• Identifizierung von Handlungsempfehlungen: 
o Identifikation möglicher Problemfelder und Handlungsbedarfe; 
o Expertise für die Feinsteuerung von Programmen und Maßnah-
men. 




Die Forschungsziele des Projektes werden entlang verschiedener Auswer-
tungspakete verfolgt, die in enger Kooperation mit externen Partnern be-
arbeitet werden:  
4.6.1 Armutsdynamik – Kontinuität und Diskontinuität im 
Reformprozess der Hilfesysteme 
Die Leitfragestellung des ersten Arbeitspaktes bezieht sich auf die Unter-
suchung von Verlaufsdynamiken des Einstiegs, Verharrens und/oder Aus-
stiegs aus dem Hilfebezug nach SGB II. Sie richtet sich (a) auf die Ver-
schränkung subjektiver und institutioneller Bedingungen und Prozesse, die 
– im Verbund mit weiteren gesellschaftlichen und ökonomischen Einfluss-
faktoren – zur strukturellen Reproduktion oder aber Transformation von 
Armutslagen führt, (b) auf die Beobachtung und fallrekonstruktive Er-
schließung von Kontinuitäten und Diskontinuitäten in den erwerbsbiogra-
phischen Orientierungen und (c) auf die Effekte integrationsrelevanter 
Praktiken des SGB II im Kontext falltypischer Lebenswelten. In den Blick 
genommen werden daher Zusammenhänge zwischen den Verlaufsformen 
von Hilfebezug und Hilfebedürftigkeit und Veränderungen der sozialen La-
ge, der Strukturierung des Alltags und sozialer Netzwerke von Hilfebezie-
hern. Im längsschnittbezogenen intra- und interfallvergleichenden Vorge-
hen werden zudem (mögliche) Veränderungen in den Deutungs- und 
Handlungsmustern sowie den sozialen Praktiken von Hilfebeziehern in Be-
zug auf Alltagsbewältigung, Arbeitsmarktnähe und -ferne untersucht. 
4.6.2 Prekarisierte Erwerbsbiographien am Rande der 
Hilfebedürftigkeit 
Falltypiken, die in besonderer Weise durch kontrastive Vergleiche Auf-
schluss über die Spezifika von Dynamiken der Verstetigung/Verfestigung 
von Hilfebezug und Hilfebedürftigkeit geben können, sind bei Fällen mit 
prekarisierten Erwerbsbiographien am Rande der Hilfebedürftigkeit zu er-
warten. Gemeint sind solche Formen (atypischer) Erwerbsintegration, die 
vor, während und ggf. nach dem Hilfebezug Armutslagen bzw. Lagen am 
Rande der Armut konstituieren: Gibt es Beschäftigungsverhältnisse und 
Erwerbsmuster, die kontinuierlich durch eine prekäre Nähe zur Hilfebe-
dürftigkeit (auch: erwartbaren Altersarmut) oder periodisch durch ein  
Überschreiten der Grenze zur Hilfebedürftigkeit gekennzeichnet sind? 
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Mit der besonderen Berücksichtigung dieses Problemfeldes wird der Tatsa-
che Rechnung getragen, dass Hilfebedürftigkeit keineswegs grundsätzlich 
mit großer Arbeitsmarktferne einhergehen muss. Dies zeigt sich in Form 
fortlaufender, aber häufig von Arbeitslosigkeit unterbrochener Erwerbsbio-
graphien ebenso, wie im Falle von Erwerbseinkommen unterhalb des 
Grundsicherungsbetrags (working poor). Vergleichend zu analysieren sind 
hier die durch Eingliederungshilfen oder aber durch Aufnahme einer unge-
förderten Beschäftigung zu beobachtenden Integrationsmuster. 
Leitfragen dieses Arbeitspaketes sind: 
• Welche Typen von Erwerbsverläufen und Erwerbsbiographien lassen 
sich bei Personen im Hilfebezug oder am Rande des Hilfebezugs unter-
scheiden?  
• Welche Formen der Verschränkung von Erwerbsintegration und Hilfe-
bezug lassen sich feststellen (working poor, kurzfristige bzw. befristete 
Beschäftigungsverhältnisse etc.)? 
• Welche subjektiven und familialen Handlungsmuster, Orientierungen 
und Handlungspraktiken stehen mit „prekarisierten“ Erwerbsbiogra-
phien in Verbindung? 
• Welche Konsequenzen lassen sich aus den Ergebnissen ableiten, die zu 
Empfehlungen für eine gelingende soziale Stabilisierung, Steigerung 
von Beschäftigungsfähigkeit und (Re-)Integration in den Arbeitsmarkt 
bei der betroffenen Personengruppe beizutragen vermögen? 
4.6.3 Kompetenzen, Arbeitsvermögen und Arbeitsorien-
tierung 
Bei der Analyse der Wechselwirkungen zwischen Arbeitsmarktlage, Maß-
nahmenangeboten und subjektiven Orientierungen von erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen ist über die Bedeutung und Wirkung subjektgebundener 
Fähigkeiten und Orientierungen bei der – vom SGB II intendierten – 
(Re)Integration in Erwerbsarbeit wenig bekannt. Dies gilt insbesondere für 
leibgebundene und habituelle Aspekte dieser Fähigkeiten und Orientierun-
gen. Vor diesem Hintergrund richtet sich das dritte Auswertungspaket auf 
Struktur und Dynamik von Selbstthematisierung, Selbstkonzept und all-
täglichen Handlungsmustern mit Blick auf die Integrationspotentiale sub-
jektgebundener Kompetenzen. In diesem Zusammenhang sollen neben 
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den subjektiven Orientierungen auch die Dimensionen der Leiblichkeit 
(z. B. Altern, Gesundheit, Belastungsfähigkeit, Disziplinierung, Vulnerabili-
tät) und des impliziten Wissens (vgl. Polanyi 1964; 1985) systematisch 
einbezogen werden. Das Arbeitspaket richtet sich daher auf das kompe-
tenz- und erfahrungsgestützte Arbeitsvermögen (vgl. z. B. Pfeiffer 2004) 
sowie auf die deutungs- und identitätsbezogene Arbeitsorientierung. Die 
Auswertungen sollen auch zu einer lebensweltanalytisch informierten Kon-
zeptualisierung und Operationalisierung des in der gegenwärtigen Diskus-
sion und legislativen Praxis prominenten Begriffs der Beschäftigungsfähig-
keit (vgl. Gazier 1999) beitragen.  
Leitfragen dieses Arbeitspaketes sind: 
• Welche Kompetenzen, Kompetenzdefizite, welche Arbeitsorientierung 
und welches Arbeitsvermögen finden sich bei langzeitarbeitslosen Per-
sonen und anderen (potentiellen) Hilfebeziehern? 
• Wie verändern sich diese Muster typischerweise im Verlauf eines län-
geren Hilfebezugs? 
• Welche Veränderungen dieser Muster lassen sich im Zuge von Maß-
nahmeteilnahmen verschiedenen Typs beobachten? 
• Wie kann sinnvoll an den spezifischen Kompetenzen, Orientierungen 
und Vermögen der betroffenen Personengruppen angesetzt werden, 
um zu ihrer sozialen Stabilisierung, einer Steigerung ihrer Beschäfti-
gungsfähigkeit und ihrer (Re-)Integration in den Arbeitsmarkt beizu-
tragen? 
4.7 Methode und Sample 
Methode: Die Untersuchung ist als qualitatives Kurzzeitpanel mit zwei 
Befragungs- und Beobachtungszeiträumen angelegt. Befragt werden sol-
len Personen im Hilfebezug gemäß SGB II sowie, ergänzend, Personen im 
Niedrigeinkommenssegment, die ihre ergänzenden Hilfebezugsansprüche 
nicht realisieren oder knapp oberhalb der Bedürftigkeitsgrenze liegen. Um 
den Einfluss unterschiedlicher Arbeitsmarkt- und Betreuungskontexte er-
fassen zu können, werden auf Grundlage arbeitsmarktbezogener und 
SGB-II-relevanter Kontrastierungsmerkmale insgesamt sieben Untersu-
chungsregionen in Deutschland ausgewählt, in denen die Erhebungen je-
weils stattfinden. In einer Ersterhebung sollen extensiv Daten zum jeweili-
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gen Fallverlauf, seiner (Vor-)Geschichte einschließlich erwerbsbiographi-
scher Besonderheiten, zur aktuellen Lebenssituation und Alltagsbewälti-
gung unter besonderer Berücksichtigung des Eintritts in den Regelbereich 
des SGB II sowie zur weiteren biographischen Perspektive gewonnen wer-
den. In einer Nacherhebung im Zeitabstand von ca. einem Dreivierteljahr 
sollen der weitere Fallverlauf verfolgt und Veränderungstendenzen in der 
Lebenssituation und Alltagsbewältigung erschlossen werden.76 Identifiziert 
und in ihren lebensweltlichen Strukturen erfasst werden sollen Muster des 
Verbleibs oder Austritts aus dem Hilfesystem in Bezug auf Angebote, An-
reize und möglicherweise Sanktionen im Zusammenhang mit der Praxis 
des SGB II. Der Panelcharakter der Erhebung eröffnet methodisch gesi-
cherte Zugänge zu typischen Verlaufsformen des Bezugs von Hilfeleistun-
gen nach SGB II. Stagnative und dynamische Entwicklungen können mit 
spezifischen sozialen Lagen, Biographien und Deutungsmustern, aber auch 
mit spezifischen Betreuungsformen und Maßnahmeteilnahmen in Verbin-
dung gebracht werden. Ziel ist die Rekonstruktion der Bedingungen von 
problematischen und erfolgreichen Reintegrationsprozessen in selbsttra-
genden Erwerb durch Beschäftigung (zur Methodik der Fallrekonstruktion 
vgl. Kraimer (Hg.) 2000).  
Die Erhebungsmethode orientiert sich dabei, insbesondere bei der Erstbe-
fragung, am Modell biographisch-narrativer Interviewtechniken (vgl. 
Schütze 1984; Bohnsack 2003: 91 ff.; Rosenthal 2005: 125 ff.). Diese In-
terviewverfahren erweisen sich wegen ihres geringen Strukturierungsgra-
des und der daraus folgenden Non-Direktivität der Interviewführung als 
besonders geeignet, eine Darstellung von Fallverläufen entlang der den 
Befragten eigenen Relevanzsetzungen/Relevanzsysteme zu generieren 
                                                
76 Die Besonderheiten des Erhebungsverfahrens (langdauernde, nichtstandardisierte per-
sönliche Interviews im Wohnumfeld des Befragten) tragen zur Herstellung eines quasi-
persönlichen Kontakts und von Verbindlichkeit bei, wodurch Stichprobenausfälle in der 
zweiten Welle verringert werden. Um die Ausfälle weiter zu reduzieren, sind zwischen 
den Erhebungswellen zwei postalische Kontaktaufnahmen geplant, die auch zur Ad-
ressverfolgung beitragen sollen. Für jede Teilnahme an einer Erhebungswelle werden 
kleinere Geldbeträge als Aufwandsentschädigung und Incentive angeboten. Vor die-
sem Hintergrund wird ein verhältnismäßig geringer Stichprobenausfall (unter 10 %) 
bei der zweiten Welle erwartet. Besonderes Augenmerk wird jedoch darauf zu richten 
sein, ob die Ausfälle systematischen Charakter haben, zum Beispiel bei zwischenzeit-
lich erfolgter Aufnahme einer Erwerbstätigkeit wahrscheinlicher werden. Basisinforma-
tionen wie der Haushalts- und der Erwerbsstatus sollen deshalb auch bei denjenigen 
Personen erhoben werden, die sich einer eigentlichen Zweitbefragung verweigern.  
IABForschungsbericht Nr. 12/2007   
 
119
und so deren Erleben und Sicht der Dinge zu erfassen.77 In explorativen 
und thematisch fokussierten Nachfrageteilen lassen sich sodann Daten 
gewinnen, die systematisch auf spezifische Informationsbedürfnisse des 
Interviewers referieren (Fremdrelevanzen).78 Ergänzt wird die Erstbefra-
gung durch umfangreiche Feldbeobachtungen zu den Besonderheiten der 
Erhebungssituation. Diese Beobachtungen dienen zum einen dazu, pa-
rasprachliche, nonverbale und kommunikationsbegleitende Elemente der 
Befragungssituation zu erfassen, wodurch die Gesprächsanalyse angerei-
chert werden kann. Zum anderen zielen die Beobachtungen darauf ab, 
spezifische Muster der symbolischen Ausgestaltung des alltäglichen Hand-
lungsraums zu erfassen. Beispielsweise finden sich in privaten Wohnberei-
chen oftmals subjektiv hochbedeutsame Identitätsmarker, etwa Erinne-
rungsbilder, Kunstdrucke, Kompetenzenbelege wie Gesellenstücke und 
sonstige selbstgefertigte Objekte. Durch die Beobachtung und Interpreta-
tion solcher und anderer Raumarrangements können zusätzliche, im Ge-
spräch nur schwer zu thematisierende Aspekte des Arbeitsvermögens, der 
Selbstwahrnehmung und der Handlungspotentiale von Probanden erhoben 
und analysiert werden. Für diesen Erkenntniszweck, aber auch für die 
verwendete Interviewtechnik, wird angestrebt, die Erhebungen nach Mög-
lichkeit im lebensweltlichen Kontext der Probanden vorzunehmen, meist 
also im privaten Wohnbereich. Erhoben und rekonstruierbar gemacht wer-
den durch diese Kombination von qualitativen Interviews und Beobach-
tungen:  
a) Lebensweg, soziale Situation und Einbettung, Zugang zu materiellen 
und sozialen Ressourcen bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, 
b) Handlungsperspektiven, Handlungspotentiale, Arbeitsorientierung und 
gesellschaftliche Teilhabepotentiale,  
c) Zeitliche und räumliche Strukturierung des Alltags und des alltäglichen 
Wissens sowie 
                                                
77 Zu den bei der Materialinterpretation mit zu reflektierenden Begrenzungen der ‚Au-
thentizität’ von qualitativen Daten vgl. Schneider, im Erscheinen. 
78 Bei der Befragung von Hilfebedürftigen ist zu erwarten, dass die Auslösung schon der 
anfänglichen längeren Erzählsequenz in manchen Fällen nicht in ausreichendem Maße 
gelingt. Die Erfahrungswelt einer gesellschaftlichen Randlage und eine oftmals niedrige 
Bildungsintegration könnten dem Habitus einer extensiven Selbstdarstellung entge-
genstehen. In solchen Fällen wird das Interview schon zu Beginn in diesen stärker 
strukturierenden, leitfadengestützten Modus übergehen. 
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d) Wahrnehmen, Deuten und Erleben der Umsetzung des SGB II, das 
heißt die Erfahrungen mit den Institutionen, Anforderungen und Unter-
stützungsleistungen des Hilfesystems und der alltagspraktische Um-
gang mit der Situation der Hilfebedürftigkeit. 
In der Zweitbefragung stehen Veränderungen und Kontinuitäten seit der 
Erstbefragung im Vordergrund, was die Möglichkeit zum Übergang auf for-
schungsökonomisch weniger aufwendige Befragungstechniken (problem-
zentrierte Interviews (z. B. in Anlehnung an Witzel 1985; Flick 1995: 
105 ff.) bietet. Die genaue Ausgestaltung der in der Zweitbefragung an-
zuwendenden Erhebungsverfahren folgt jedoch aus den Ergebnissen der 
Auswertung der Erstbefragung und ist daher flexibel auf diese zu bezie-
hen. 
Die Interviews werden aufgezeichnet, transkribiert und mittels einer Kom-
bination aus abkürzend-klassifikatorischen inhaltsanalytischen (vgl. May-
ring 2003; zur Technik vgl. Kuckartz u. a. (Hg.) 2004; Kuckartz 2005) und 
sinnrekonstruktiven sequenzanalytischen (vgl. Oevermann u. a. 1979; 
Oevermann 1993; Hitzler/Hohner (Hg.) 1997) Verfahren ausgewertet. 
Hervorzuheben ist, dass bisherige qualitative Studien zur Entstehung und 
Verfestigung und Überwindung von Arbeitslosigkeit und Hilfebedürftigkeit 
sich ganz überwiegend auf inhaltsanalytische Verfahren beschränken, die 
zwar den Vorzug beschleunigter Auswertung bieten, dem Risiko einer sub-
sumtionslogischen Einordnung der Fälle in theoretisch abgeleitete Klassifi-
kationen nicht wirksam entgegentreten können. Das hier skizzierte Projekt 
wird daher für die Exploration von Fallstrukturen die in der neueren For-
schung etablierten und erfolgreichen Verfahren der Sequenzanalyse nut-
zen. Hierbei wird in Teilen das abkürzend-sequenzanalytische Verfahren 
der dokumentarischen Forschungsmethode (vgl. Bohnsack u. a. (Hg.) 
2001; Bohnsack 2003: 31 ff.) eingesetzt. Für zentrale Textstellen (Schlüs-
selstellen) wird eine sequenzanalytische Erschließung angestrebt. Hierbei 
wird methodisch auf Elemente der Objektiven Hermeneutik zurückgegrif-
fen, ohne deren Modell sozialer Konstitution gegenstandstheoretisch zu 
übernehmen (zur Kritik vgl. Sutter/Weisenbacher 1993; Wenzel 2000: 
237 ff.; 2003; zur Fruchtbarkeit hermeneutischer Sequenzanalyse im Rah-
men alternativer Theoriekontexte vgl. z. B. Bora 1994). Inhaltsanalyse wie 
auch die extensive sequenzanalytische Sinnauslegung ergeben wichtige 
Teilanalysen des Materials, die schließlich in Anlehnung an die Vorgehens-
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weise der Grounded Theory (vgl. überblicksartig Strauss 1994; Strübing 
2004) zu Schlüsselkategorien und fallbezogenen Typiken sowie fallüber-
greifenden gegenstandsbezogenen Theorien bzw. Fallgeneralisierungen 
verdichtet werden.79 
Der Auswertungsplan und das Typisierungskonzept des Projekts verortet 
sich in einer methodologischen Traditionslinie, die vom Begriff des Ideal-
typus bei Max Weber bis hin zum Konzept der Fallgeneralisierung in der 
strukturalen Hermeneutik und der Typrekonstruktion einer von Alfred 
Schütz angeleiteten wissenssoziologischen Hermeneutik reicht. Im Zent-
rum dieser Traditionslinie steht stets eine doppelte Spannung:  
(a) Zum einen die Spannung zwischen objektiven Beobachtungskonzepten 
und sinnhaften (subjektiv-interaktiven) Deutungsprozessen in der Sozial-
welt (vgl. Giddens’ [1984] Begriff der „doppelten Hermeneutik“). Die Typ-
konstruktion im beantragten Forschungsvorhaben orientiert sich nicht 
a priori an Kategorien, die dem Gegenstand von außen angetragen wer-
den (beispielsweise Alter, Geschlecht, Herkunft aus unterschiedlichen 
Rechtskreisen, Migrationshintergrund), sondern an den von den Befragten 
in ihren (selbst- und fremd)deutenden Äußerungen artikulierten Interpre-
tationen und Relevanzhorizonten sowie an den aus den Beobachtungspro-
tokollen hervorgehenden Strukturierungen des sozialen Settings. Soweit 
sozial zugeschriebene Eigenschaften in relevanter Weise in diese Eigen-
strukturierung eingehen, werden sie selbstverständlich für die Typkon-
struktion nutzbar gemacht, zu vermeiden ist jedoch jede (noch so vermit-
telte) Reifizierung scheinbar objektiver Daten.80 
(b) Zum anderen ist die Spannung zwischen Realtypus und Idealtypus zu 
erwähnen, also zwischen vorfindlichen, historisch kontingenten Eigen-
schaftsbündeln einerseits und den u. a. durch Übersteigerung einzelner 
Elemente zu gewinnenden, sinnhaft-logischen Zusammenhängen von Ge-
genstandsaspekten andererseits. Idealtypen sind für heuristische Zwecke 
geeigneter und befördern eine verstehende Durchdringung sozialer Wirk-
                                                
79 Zur Vereinbarkeit von Grounded Theory und Objektiver Hermeneutik vgl. Hildenbrand 
2004. 
80 Siehe hierzu das Beispiel der methodologisch zweifelhaften Differenzierung von sex 
und gender (vgl. Gildemeister/Wetterer 1992). 
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lichkeit.81 Das Projekt nimmt die methodologischen Überlegungen der wis-
senssoziologischen Hermeneutik auf, wonach „Typisierung … die geistige 
Anstrengung [ist], welche vor dem Hintergrund von Interessen, Fragestel-
lungen, Hoffnungen und Befürchtungen die Daten der Wahrnehmung aus-
deutet und am Ende von der typischen Besonderheit eines Falles weiß“ 
(Reichertz 1991: 159). Das Verfahren der Typisierung beruht aus dieser 
Sicht auf einer gedanklichen Konstruktionsleistung, die das im Fall vor-
findliche Material entweder in zu explizierende bereits bekannte gedankli-
che Zusammenhänge einordnet (qualitative Induktion) oder aber eine 
neue Regel geniert, welche es ermöglicht, eine bestimmte Auswahl von 
Merkmalen zu einem neuen Typus zusammenzubinden (Abduktion) (vgl. 
Reichertz 1991: 160 ff.; 1992). Zu beachten ist, dass derartige Typisie-
rungen nicht notwendig an der Untersuchungseinheit „Person“ ansetzen. 
Vielmehr werden in Abhängigkeit von dem im Forschungsprozess jeweils 
relevanten Fragehorizont Typiken unterschiedlicher Reichweite angestrebt: 
Vor dem Prozess des Typisierens steht die Festlegung, was „der Fall ist“, 
welche Form sozialer Praxis oder subjektiver Orientierung also durch die 
Typisierung hermeneutisch erschlossen werden soll. Muster der Erwerbs-
orientierung zu typisieren erfordert beispielsweise eine andere analytische 
Selektivität und Verdichtung als die Typisierung des Umgangs mit Angebo-
ten des Jobcenters, obgleich sich das bei diesen beiden Fragestellungen 
verwendete Interviewmaterial möglicherweise stark überlappen mag. Die 
Differenz ergibt sich aus der Notwendigkeit, das Material im Hinblick auf 
ganz unterschiedliche Selbst- und Fremdreferenzen zu ordnen: Bei der 
Erwerbsorientierung geht es um subjektive Aneignungsformen der Markt-
vergesellschaftung, bei der Adaptivität gegenüber sozialen Dienstleistun-
gen um subjektive Aneignungsformen einer wohlfahrtsstaatlichen Klientel-
beziehung.  
Diese Kunstlehre der Typisierung und ihre Bedeutung für den Umgang mit 
kleineren Fallzahlen ist in der methodologischen Literatur der qualitativen 
Sozialforschung weitgehend unstreitig,82 wird in der forschungspraktischen 
                                                
81 Für eine weitergehenden Differenzierung sozialwissenschaftlich relevanter Typen von 
Typen vgl. Kelle/Kluge 1999. 
82 Vgl. z. B. Rosenthal 2005: 74 ff.; für weitergehende Differenzierungen vgl. Bohnsack 
2003: 144 ff.; für die struktural-hermeneutische Methodologie vgl. z. B. Wernet 2000: 
19 f. 
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Anwendung aber häufig unzureichend beachtet. Folgt man jedoch ihren 
Prinzipien, so stellt sie ein Verfahren auch zur Reduktion der am Material 
erwartbaren Heterogenität deskriptiv-klassifikatorischer Merkmale dar 
(z. B. Rechtskreiszugehörigkeit, Lebensalter, Geschlecht, Migrationshinter-
grund, Muster der Erwerbsbiographie), weil sich in einem empirischen Fall 
(Realtypus) verschiedene Typen (Idealtypen) überlagern können und die 
von außen attribuierte Heterogenität sich in der rekonstruktiven Typkon-
struktion nicht notwendig in einem Eins-zu-Eins-Verhältnis niederschlägt.83 
Am Beispiel: Eine forschungsleitende Fragestellung des Projekts bezieht 
sich auf lebensalter-spezifische und generationale Aspekte der Bewälti-
gung von Hilfebedürftigkeit. Hier geht es etwa um die Frage, wie Hilfebe-
dürftige mit gesellschaftlichen Normierungen für lebensalterspezifische 
Handlungserwartungen umgehen, etwa mit der normativen Erwartung der 
Verselbständigung im Jugendalter oder der Norm, im Seniorenalter Unter-
stützungsleistungen gegenüber eigenen Nachkommen zu erbringen. Sollte 
sich herausstellen, dass sich aus dem Interviewmaterial ein bestimmter 
Typus von Umgangsweise mit diesen Normierungen ergibt (beispielsweise 
Ausweichen in Selbststigmatisierung, etwa Krankheitsattribution, ange-
sichts der Unmöglichkeit, diese Erwartungen zu erfüllen), so wäre die Re-
konstruktion dieses Typus zunächst unabhängig etwa vom ethnischen Hin-
tergrund, dem Lebensalter, dem Geschlecht oder der Dauer der Arbeitslo-
sigkeit. Vielmehr würde sich in den verschiedenen Realtypen (Individuen) 
eine je spezifische Überlagerung dieses Typus des Umgangs mit Lebensal-
tererwartungen mit anderen Typen ergeben, die ggf. selbst wiederum 
analysebedürftig wäre. Für die abschließende Interpretation/Reflexion 
derartiger Befunde im Zusammenhang mit dem SGB II wäre zu dieser Re-
konstruktion fallspezifischer innerer Kontexte noch deren Beziehung bzw. 
deren Spannungsverhältnis zu den institutionalisierten Erwartungen an 
eine Normalform zu explizieren. 
                                                
83 Bei der Rekonstruktion „genetisch-struktualer“ und nicht bloß beschreibender Typen 
muss „keine Übereinstimmung zwischen den Bestandteilen zweier Gesamtheiten vor-
liegen, um ein und dem demselben Typus anzugehören. Ebenso können gleichen Ge-
gebenheiten auf der Phänomenebene sehr unterschiedliche Wirkungszusammenhänge 
zugrunde liegen. […] Die Zuordnung eines Falls zu einem Typus ist erst nach einer re-
konstruktiven Fallauswertung möglich, da dessen Struktur weder von gleichen Ele-
menten noch von gleichen äußeren Gegebenheiten abzuleiten ist.“ (Rosenthal 2005: 
76). 
IABForschungsbericht Nr. 12/2007   
 
124
Die Validität der Ergebnisse wird durch ein mehrfach triangulierendes Vor-
gehen gesichert: Erstens äußern Probanden in narrativen Interviews nicht 
nur autobiographische Erinnerungen, sondern auch beschreibende und 
argumentierende, also stärker abstrahierende Elemente ihres Wissens. 
Diese beiden Gedächtnisformen (episodisches und semantisches Gedächt-
nis, vgl. Tulving 1972; Markowitsch/Welzer 2005) stellen unterschiedliche 
Formen des Weltwissens dar, die vergleichend analysiert werden können 
(vgl. Flick 2004: 27 ff.). Als zweite Triangulationstechnik werden verschie-
dene interpretative Methoden auf dasselbe Datenmaterial (Sequenz- und 
Inhaltsanalyse) angewendet, drittens erfolgt ein Abgleich verschiedener, 
in der Erhebung gewonnener Datensorten (Interviews und die in den Feld-
protokollen/Postskripta aufgezeichneten Beobachtungen des Interview-
kontexts). Als zusätzliches Verfahren der Qualitätssicherung wird zudem 
eine intersubjektive Validierung ausgewählter Fälle durch Gruppeninter-
pretation unter Beteiligung unterschiedlicher (auch IAB-externer) Inter-
pretationsexperten angestrebt. 
Sample: Das Material wird in Anlehnung an Grundgedanken des theoreti-
cal sampling der Grounded Theory erhoben. Aus forschungsökonomischen 
Gründen können deren Anforderungen allerdings nicht vollständig erfüllt 
werden. Die Stichprobe setzt sich, wie oben beschrieben, aus erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen und solchen Personen zusammen, die an der Grenze 
zur Hilfebedürftigkeit angesiedelt sind. Die zu realisierende Fallzahl steht 
im Vorhinein nicht exakt fest, weil eine „theoretische Sättigung“ ange-
strebt wird (zur Methodologie des theoretical sampling vgl. Glaser/Strauss 
2005). 
Dieser Sampling-Strategie folgend werden im Anschluss an die ersten In-
terviews bereits vorläufige Auswertungen vollzogen, auf deren Grundlage 
die Steuerung der Stichprobenziehung verfeinert wird. Maßgeblich sind 
hierbei die Verfahren der maximalen und minimalen Fallkontrastierung. 
Das bedeutet, dass zunächst auf der Grundlage vorab theoretisch be-
stimmter Untersuchungsdimensionen eine Variation wichtiger Merkmals-
ausprägungen bei den Befragten vorgenommen wird. Nach Beginn der Un-
tersuchung werden jedoch auf der Grundlage der ersten Auswertungen 
weitere aus dem empirischen Material gewonnene Untersuchungsdimensi-
onen bestimmt, die durch geeignete Steuerung der Stichprobe in ihren 
Ausprägungen variiert werden. Die Variation orientiert sich zum einen an 
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der Ziehung von Fällen, die in größtmöglicher Weise von vorherigen Fällen 
abweichen, zum anderen an der kontrollierenden Erhebung von Fällen, die 
vorherigen weitestgehend gleichen und daraufhin untersucht werden, ob 
tatsächlich vergleichbare Muster vorliegen. Eine strenge Sequenzierung 
der Erhebungsarbeiten (Auswertung nach jedem einzelnen erhobenen Fall, 
erst dann Festlegung der nächsten Erhebungseinheit) wäre u. U. wün-
schenswert, lässt sich jedoch nicht mit dem angestrebten Zeitplan verein-
baren. Die Stichprobenerweiterung wird abgebrochen, sobald neue Fälle 
keine relevanten Variationen der Untersuchungsdimensionen mehr brin-
gen (Sättigung). Aus arbeitsökonomischen Gründen wird die Stichproben-
erweiterung ebenfalls abgebrochen, sobald die maximale Fallzahl von ca. 
85 auswertbaren Interviews erreicht wird, selbst wenn bis dahin eine the-
oretische Sättigung nicht erreicht werden konnte. Dieser Fall lässt sich 
nicht ausschließen, ist jedoch vor dem Hintergrund von Erfahrungen aus 
vergleichbaren Untersuchungen nicht allzu wahrscheinlich. 
Der Einstieg in den Prozess der kontinuierlichen Sampleerweiterung erfolgt 
zunächst entlang der Variation von Merkmalen, die für die Untersuchungs-
dimension auf jeden Fall Relevanz haben dürften. Hier ist insbesondere an 
das Merkmal der Verstetigung zu denken, das heißt die Initialstichprobe 
wird eine Gruppe arbeitsmarktferner und – als Kontrollgruppe – eine 
Gruppe arbeitsmarktnaher Arbeitslosengeld-II-Empfänger beinhalten. 
Damit werden unterschiedliche Zugangs- und Verlaufswege in den Hilfe-
bezug und aus ihm heraus als Kontrollvariable zur Variation der Stichpro-
be herangezogen. Weitere Merkmale, deren Relevanz vorab vermutet 
werden kann, sind: Regionale Arbeitsmarktlage (hier auch Ost- und West-
deutschland zu berücksichtigen), ARGE-Modell versus optierende Kommu-
ne, Lebensalter, Geschlecht, Typ des Leistungsbezugs: Aufstocker vs. 
Vollleistungsbezug etc.  
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